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Jahrelang haben wir Studenten 
für die Demokratisierung d£r 
Universitäten gekämpft. Gegen 
den Widerstand der 
Reaktionär^innerhalb und 
außerhalb der Hochschulen 
kommen langsam 
Reformprozesse in Gang.

Diese von uns mit initiierten 
Reformen haben einseitig die 
Tendenz nur technokratischer 
Modernisierung angenommen. 
Ein zunächst progressiver 
Gesetzentwurf ist unter dem 
massiven Druck der Ordinarien 
verwässert und entschärft 
worden. Dennoch hat das 
Gesetz noch einen -  wenn auch 
geringen -  demokratischen 
Spielraum, etwa im Konvent, 
den Ständigen Ausschüssen 
und dem
Experimentierparagraphen. 
Diesen Spielraum gilt es zu 
nutzen, deshalb darf gerade 
jetzt studentische Politik nicht 
aufgeben. Es muß vielmehr 
verstärkt versucht werden, auf 
die Entscheidungsprozesse der 
Universität Einfluß zu nehmen, 
um den regressiven Tendenzen 
Einhalt zu gebieten. Die 
Alternative zur demokratischen 
Universität, die es zu entwickeln 
gilt, ist der autoritäre 
Großbetrieb, den die 
Ordinarien anstreben.

Organisationsform und Lehr- 
und Forschungsinhalte der 
Universität entscheiden 
wesentlich mit darüber, ob die 
Gesellschaft der Zukunft die 
der autoritären Sozialtechniker 
oder die der politisch bewußten 
Bürger sein wird. Ob der 
Fortschritt von Wissenschaft 
und Technik an den Interessen 
kleiner Machteliten oder an den 
Bedürfnissen der Massen sich 
orientieren wird. Ob die 
Demokratisierung der modernen 
Industriegesellschaften gelingen 
oder scheitern wird.

Was heißt das konkret? An der 
Hochschule müssen Juristen 
ausgebildet werden, die in der 
Lage sind, in ihrem Berufsfeld 
Resozialisierung und nicht 
Strafexpeditionen zu betreiben. 
An der Hochschule müssen 
Lehrer studieren, die ihre 
Schüler zu kritischen und nicht 
zu autoritär-deformierten 
Menschen erziehen können. Die 
Hochschule muß 
Naturwissenschaftler ausbilden, 
die die Technik nicht dem 
Profithunger der Großkonzerne, 
sondern den Interessen der 
breiten Massen dienstbar 
machen. Die Hochschulen sollen 
Ärzte ausbilden, die den 
Patienten nicht
naturwissenschaftlich borniert 
als Objekt betrachten, sondern 
ihn mit dem unabdingbaren 
Recht auf Gesundung in allen 
Dimensionen seiner biosozialen 
Persönlichkeit behandeln. Die 
Universitäten müssen 
Sozialwissenschaftler entlassen 
und mit Forschungsprojekten 
betrauen, die nicht an der 
Verfeinerung von 
Herrschaftstechniken, sondern 
an der Entwicklung 
demokratischer 
Organisationsmodelle für alle 
Lebensbereiche interessiert sein 
sollten. Die Hochschulen sollten 
als Stätten
demokratiefördernder 
Innovationen zur Lösung 
gesellschaftlicher Probleme 
beitragen. Sie sollten immer 
weniger Untertanenfabrik 
sein.

Mit Demonstrationen und Streiks 
haben wir für dieses Ziel 
politisch gekämpft. Irrwege und 
Niederlagen studentischer 
Politik hat es gegeben und wird 
es geben. Jetzt kommt es darauf 
an, die uns im Hessischen 
Universitätsgesetz gemachten 
minimalen Zugeständnisse zu 
nützen und mit neuen Mitteln 
unsere Interessen durchzusetzen. 
Wir sind uns klar darüber, daß 
die Wahlen zum Konvent und 
die Arbeit in den Gremien die 
Organisationsarbeit und 
Mobilisierung in den 
Fachbereichen und 
Hochschulgruppen nicht ersetzen 
kann. Im Gegenteil, sie ist 
inhaltlich und machtpolitisch 
auf sie angewiesen.

Bei den Konventswahlen vom 
8. 12. bis zum 11. 12. werden die 
progressiven Studenten 
beweisen, daß sie immer noch 
ein Faktor sind, mit dem 
gerechnet werden muß. Daß sie 
mit bestimmen wollen, in welche 
Richtung diese Universität 
politisch steuert. Daß sie die 
taktischen Chancen des neuen 
Gesetzes erkennen. Daß sie die 
demokratische Hochschule und 
nicht die formierte 
Fachidiotenfabrik des Herrn 
Kantzenbach wollen.

Die hochschulpolitische 
Reaktion um die FDP, um 
Rüegg, um den „Bund Freiheit 
der Wissenschaft" soll bei ihrer 
neuen Offensive sehen, wie 
stark hier in Frankfurt das 
Widerstandspotential gegen sie 
ist. Wie sehr wir bereit sind, 
die Positionen zu verteidigen, 
die wir in der
Auseinandersetzung um die 
Hochschulreform erreicht haben.

Uns muß es gelingen, auch aus 
den jetzt gegebenen 
institutioneilen Zugeständnissen 
das zu machen, was wir wollen: 
eine demokratisierte Universität, 
die die Emanzipation der 
Gesellschaft von natürlichen 
und sozialen Zwängen 
voranzutreiben hilft. 

diskus-Herausgeber
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Die radikale Mitte lebt davon, 
daß es andere gibt. Was 
wäre Herr Kantzenbach ohne 
eine marxistische politische 
Ökonomie auf der einen und 
eine ordo-liberale Wirtschafts
theorie auf der anderen Seite? 
Dieser theoretische Torso in 
Gestalt von Herrn Kantzenbach 
als erstem Vertreter hat die 
Globalsteuerung ideologisch 
gefestigt und aus den 
Niederungen krider Pragmatik 
in die lichten Höhen der 
Theorie emporgehoben. Die 
Segnungen dieser Art drohen 
auch der Universität. Für die 
dahinsiechende Ordinarien
universität hat die Kantzen- 
bach’sche Globalsteuerung 
den Status einer Wunderwaffe. 
Es ist daher notwendig, den 
Inhalt dieses Arsenals einer % 
genaueren Betrachtung zu 
unterziehen.
Seite 5

M a r x i s m u s -  

L e n i n i s m u s  

o d e r  d e s s e n  

K a r i k a t u r ?

Die KPD/ML will sich unter 
dem Namen KSB an den 
Wahlen beteiligen. Diese 
Gruppe, deren beste Köpfe 
die von Marx, Engels, Lenin, 
Stalin und Mao sind, konnte 
sich in der Zerfallsperiode der 
antiautoritären Gruppen nur 
durch stalinistische Disziplin 
und Organisationsstraffung 
vor dem Zerfall bewahren.
Was die KPD/ML außer 
Disziplin noch einübt, erläutert 
der folgende Artikel, der 
von einem wegen trotzkistischer 
Umtriebe aus dem Verband 
entfernten ehemaligen Mitglied 
verfaßt wurde.
Seite 7

H e r r n  N o l t e s  

U n v e r s t ä n d n i s  

h e u t i g e r  

H o c h s c h u l 

p o l i t i k

Der Marburger Historiker 
Nolte hat vor einiger Zeit 
in der Zeitschrift Merkur einen 
Aufsatz veröffentlicht mit dem 
anspruchsvollen Titel „Hoch
schulpolitik als Staatspolitik". 
Dieser Aufsatz enthüllt 
zweierlei; zum einen das 
Unvermögen liberaler und 
rechter Ordinarien, sich sachlich 
mit der linken Studentenschaft 
auseinanderzusetzen -  vor allem 
die Positivsten in diesem Kreis 
werfen ihre sonst beschworene 
Wertfreiheit flugs über Bord; 
zum anderen zeigt der Aufsatz 
das reaktionäre Selbstverständ
nis dieser Ordinarienclique, die 
schon gar nicht mehr versucht, 
ihren Antikommunismus 
ideologisch zu überhöhen.
Dieser Aufsatz verdiente keine 
Bedeutung, wäre nicht Nolte 
einer der maßgeblichen 
Sprecher des „Bundes Freiheit 
der Wissenschaft". Hinter allem 
Wissenschaftsgesäusel und 
Effizienzgeflüster, was in der 
nächsten Zeit zu hören sein 
wird, steht das reaktionäre 
Selbstverständnis derer, die 
nichts gelernt haben. Daß einem 
politischen Standpunkt auch ein 
entsprechender Wissenschafts- 
begriff zugeordnet werden kann, 
wird hier gerade von den 
Ordinarien bestätigt, die 
diesen Zusammenhang immer 
geleugnet haben. Nolte ist 
mit seinem Aufsatz richtungs
weisend. Er reiht eine ganze 
Fraktion von Ordinarien in 
das Rechtskartell ein, das sich 
seit geraumer Zeit in der \ 
Bundesrepublik formiert.
Seite 10

D e r  F a l l  

M e d i z i n

Der Mausbach-Konflikt 
politisierte die Krankenhäuser. 
Auf der Rechten beginnen sich 
die um ihren Profit bangenden 
Chefärzte zu sammeln, die 
Linke formiert sich zum Kampf 
gegen die autoritären 
Machtstrukturen der 
„Heilanstalten" und für 
Reformen.
Um die Konflikte darzustellen 
und um die politische 
Kommunikation mit den 
traditionell konservativen 
Medizinern gerade jetzt vor den 
entscheidensten Wahlen der 
nächsten Jahre herzustellen, 
wurde als zweiter Teil der 
diskus-Fachbereichsserie die 
Medizin ausgewählt.
Seiten 22—36

H f G -

O f f e n b a c h

diskus 2 beschäftigte sich unter 
anderem mit der Situation an 
der neuen HfG Offenbach. Der 
diskus-Artikel hat seine beab
sichtigte Wirkung erzielt; der 
Skandal an der HfG ist perfekt. 
In dieser Nummer drucken wir 
eine weitere Stellungnahme 
ab, die zur intensiveren Ver
deutlichung der Situation an der 
HfG Offenbach dienen soll. 
Seite 37

V o r b e m e r k u n g  

z u  d i e s e m  

H e f t

Die Wahlen zum Konvent 
markieren einen wichtigen 
Punkt im Prozeß der 
Reformierung der Universität. 
Bei dieser Wahl wird sich 
heraussteilen, ob die demokra
tischen Kräfte der Universität 
stark genug sind, die Chancen, 
die die Gesetzgebung noch 
ermöglicht, aufzugreifen und 
Prozesse in Gang zu setzen, 
die über das Gesetz hinaus
weisen, die anfangen mit der 
Transformierung der 
Ordinarienuniversität in einen 
demokratischen Wissen
schaftsbetrieb. Die politischen 
Fronten verlaufen quer durch 
die ständischen Gruppierungen 
der Universität.
Die Listen der Gruppen 
gliedern sich nach drei ver
schiedenen hochschulpolitischen 
Perspektiven. Die rechte 
Position will die Universität 
im wesentlichen in ihrer 
bisherigen Struktur erhalten.
Die Position der Mitte zielt 
auf eine bloß technokratische 
Reform hin, die sich an 
einem problematischen Begriff 
von Effizienz orientiert.
Die Position der progressiven 
Listen hält sich an die 
demokratischen Passagen der 
Hessischen Hochschulgesetz
gebung.
Aus redaktionstechnischen 
Gründen konnte der diskus den 
Listenschluß der Konvents
wahl nicht abwarten.
Die Redaktion hat sich bemüht 
noch vor Listenschluß über 
alle Gruppen ausreichende 
Informationen zu erhalten.
Dies ist nur zum Teil gelungen, 
weil einige Gruppen entweder 
nicht bereit waren Auskünfte 
zu erteilen oder die 
Diskussion über Programm und 
Reihenfolge auf der Liste noch 
nicht abgeschlossen hatten.
Die Redaktion hat sich daher 
entschlossen, in dieser Nummer 
auf eine politische Analyse 
der Listen zu verzichten.
Anfang Dezember wird ein 
diskus-extrablatt erscheinen, 
in dem die Listen 
analysiert und vorgestellt 
werden.
Red.
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a d s

,  K o n t r a 

p u n k t  9 ‘
In seiner Schrift „Kontrapunkt 9" lehnt 

das ads die Forderung nach Forschungs
kontrolle, der in §6 HUG Rechnung ge
tragen werde, als formal verfassungswidrig 
und als „Anschlag auf die Wissenschafts
freiheit" entschieden ab. Dies mutet maka
ber an angesichts der seit 1956 immens ge
stiegenen Ausgaben des Verleidigungsmini- 
steriums für Kriegsforschung und Vernich
tungswissenschaft, die noch erhöht werden 
durch die Ausgaben im Rahmen der 
Schwerpunktprogramme des Bundes und 
durch Mittel der Privatindustrie, von denen 
ein Teil ebenfalls militärischen Zwecken 
dient, über das System der Mehrquellen
finanzierung kann jede Forschung in den 
Instituten der Universität verhältnismäßig 
leicht von außeruniversitären Stellen ge
lenkt werden. Der Ruf nach der Freiheit 
der Wissenschaft, den das ads im Einklang 
mit dem reaktionärsten Teil der Professo
renschaft, wie er sich im „Bund Freiheit der 
Wissenschaft" konstituiert hat, lauthals an
stimmt, müßte sich daher mit dem Ruf nach 
Forschungskontrolle, nach der Aufdeckung 
von Forschungsgeldern und -aufträgen ge
radezu verbinden, denn Freiheit der Wis
senschaften und institutionell gesicherte 
Forsch jngskontrolle sind zwei Aspekte 
eines und desselben Problems.

Mit freier Wissenschaft meint das ads 
jedoch seine Freiheit vorv „Politisierung" 
und vom Einfluß nicht der außeruniversitä
ren Instanzen, sondern „linksperverser" und 
„totalitärer" Gruppen innerhalb der Uni
versität. Das ads verkennt, daß Wissen
schaft schon immer „politisch" war und daß 
dies heute bei der Berufsbezogenheit wis
senschaftlicher Ausbildungsgänge, bei der 
Verwissenschaftlichung fast aller gesell
schaftlichen Bereiche, bei der Führungs
position von Wissenschaft im Rahmen der 
Produktivkräfte, in ganz besonderem Maße 
zutrifft. Wissenschaft steht im politischen 
Verwendungs- und Verwertungszusammen
hang, sie wird eingesetzt und ist damit von 
unmittelbarer gesellschaftlicher, ökonomi
scher und politischer Tragweite. Die Wis
senschaft politisieren bedeutet, ihre gesell
schaftliche Relevanz ins Blickfeld zu rük- 
ken.

Das ads macht Einheitsfront mit den 
Professoren und Assistenten, die an der 
Aufrechterhaltung des elitären Forschungs
betriebs interessiert sind und stellt sich da
mit objektiv gegen die Teile der Universi
tät, die es zu vertreten behauptet, nämlich 
die an qualifizierter Ausbildung interessier
ten Studierenden der einzelnen Fachrichtun
gen. Die Freiheit der Wissenschaft gesteht 
das ads nur den aktiv an der Forschung Be
teiligten zu, ohne daß die Relevanz der je
weiligen Forschungstätigkeit für die Aus
bildungsgänge der Studenten reflektiert 
wird. Das ads klagt, daß die Forschenden 
durch §6 HUG „am Ort ihrer sozialen 
Existenz betroffen" würden. Man tut, als 
v/isse man nicht, daß Professoren wie Dr. 
Fulde und Dr. Queisser, die auf Grund des 
§6 keine Möglichkeit für „anspruchsvolle"
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und „sinnvolle* wissenschaftliche Arbeit 
mehr sehen (s. FR v. 30. 10.), das HUG als 
Anlaß benutzen, endlich zu lukrativeren 
Jobs bei privaten Instituten überwechseln 
zu können.

Forschungskontrolle wird vom ads wie 
auch von anderen rechten Gruppierungen 
nicht so sehr aus Loyalität gegenüber der 
Verfassung abgelehnt, sondern vielmehr, 
weil man befürchtet, daß sie der Realisie
rung imperialistischer Zielsetzungen im 
Wege stehen könnte, daß sie die BRD und 
ihre Konzerne wirtschaftlich zurückwerfen 
und zu Verlierern im internationalen Kon
kurrenzkampf um führende Weltmarktposi
tionen machen würde. Sie wird als hem
mender Faktor eingeschätzt, der sich auf 
das Konzept einer aggressiven westdeut
schen Wirtschafts- und Außenpolitik verun
sichernd und retardierend auswirken 
könnte.

Daß Forschungskontrolle mit §6 HUG 
realisiert sei, ist leider illusionär. Forschung 
bleibt weiterhin demokratischer Kontrolle 
entzogen, denn statt daß man Wissen
schaftler verpflichtet, die Herkunft von For
schungsgeldern, Aufträgen usw. aufzudek- 
ken, bleibt die Auffindung von zum Teil 
inhumanen, destruktiven und imperialisti
schen Zielsetzungen dienenden Vorhaben 
weiterhin dem Zufall überlassen. § 6 ist ein 
auf politischen Druck seitens progressiver 
Kräfte hin in letzter Minute zustandege
kommener Kompromiß, der wie verschie
dene Zugeständnisse an die Mitbestim
mungsforderungen der Studenten objektiv 
die Funktion einer Befriedung, einer Ver
meidung von Konflikten hat. Dennoch muß 
versucht werden, die Informationsverpflich
tung nach § 6 zu nutzen für eine Mobilisie
rungsstrategie an der Universität und in 
der Öffentlichkeit, und ihr den Charakter 
der Unverbindlichkeit zu nehmen, indem 
man jede Verletzung der genannten Be
stimmung mit entsprechenden Sanktionen 
versieht. Es kann nicht darum gehen, For
schungskontrolle zu verhindern, sondern im 
Gegenteil darum, sie durchzusetzen!

Elisabeth Stegeimann

D a s  a d s  

u n d  s e i n ,

K ä n g u r u h

Dem lahmen Känguruhdrächelchen des 
ads waren im letzten Parlament 5 Köpfe 
abgeschlagen worden. Der SHB hatte es 
durch permanente Bloßstellung der ads- 
Mauschler geschafft, daß die Reaktionäre 
dieses industriefinanzierten Grüppchens sich 
der Öffentlichkeit endlich so darstellten, 
wie sie wirklich waren — reaktionär durch 
und durch.

Als dann auch noch ads-Referenten des 
AStA des ,,Linksseins"(!) bezichtigt wurden 
und die 5 Liberalen daraufhin demonstrativ

ihren Austritt aus dem ads erklärten, 
schrumpfte es auf eine bedeutungslose 
Minderheit zusammen.

Nun sind sie wieder ans Licht gekom
men; das blaue Känguruh hoppelt wieder 
über den Campus.

Wer schon im letzten Wahlkampf zum 
Studentenparlament unter den massiven 
Verdummungsbesttrebungen des ads litt, 
mußte jetzt mit Entsetzen feststellen, was 
keiner für möglich gehalten hätte: Das 
ads startet wieder einmal einen Versuch, 
die Studenten mit Quasiweisheit, „Überpar
teilichkeit" und starken Sprüchen zu fangen.

Man kann nur hoffen, daß nicht wie
der das ads so viele Stimmen in seinem 
Känguruhbauch sammeln kann, daß es das 
Parlament in seiner Arbeit stört. Wer nur 
einen Funken Verstand hat, wird den Na
men ads vergessen. Es ist bestimmt ke^K 
Verlust für die politische Arbeit.

Red.

M a t e r i a l i e n  

z u r  P a r l a m e n 

t a r i s m u s -  

D i s k u s s i o n
Anlage 11

Schriftliche Antwort
des Parlamentarischen Staatssekretärs Bör
ner vom 6. November 1970 auf die Münd
lichen Fragen des Abgeordneten Siegler
schmidt (Drucksache VI/1339 Fragen A 77 
und 78):
Ist der Bundesregierung bekannt, daß 
den Gehwegen häufig von Kindern 
Kleinfahrrädern durch ihr Verhalten ein 
Vorrecht gegenüber den Fußgängern durch
gesetzt und vielfach sehr viel schneller und 
rücksichtsloser gefahren wird als von Er
wachsenen, die, etwa -  verbotenerweise -  
den Gehweg mit dem Fahrrad wegen 
schlechter Pflasterung der Fahrbahn benut
zen? Hält die Bundesregierung es insbeson
dere im Hinblick auf die Gefährdung alter 
Menschen durch derartige „Kinderspiele" 
nicht für angebracht, in Zukunft auch die 
Benutzung von Kleinfahrrädern auf den 
Gehwegen -  mindestens von einer bestimm
ten Größe bzw. Höchstgeschwindigkeit an -  
zu untersagen?

Es ist allgemein bekannt, daß Kinder 
auf Gehwegen häufig mit Kleinfahrrädern
schneller als vertretbar fahren.

Einer solchen Regelung bedarf es nicht. 
Das Spielen auf Gehwegen ist zwar nach 
alter und neuer Straßenverkehrsordnung 
erlaubt. Hierbei darf aber nach § 1 der 
Straßenverkehrsordnung niemand gefähr
det werden. Diese Regelung dürfte ausrei
chen.



P r o f e s s o r  

K a n t z e n b a c h  
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W e t t b e w e r b .
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I d e e n  e i n e s  

P r ä s i d e n t 

s c h a f t s 

k a n d i d a t e n
Die Ideologie vom freien Wettbewerb 

nimmt nach wie vor eine wichtige Stellung 
in der Rechtfertigung des Eigentums an Pro
duktionsmitteln und der daraus resultieren
den Politik ein. Die steigende Konzentration 
und Zentralisation des Kapitals, Bildung 
von Oligopolen und Monopolen, die stetig 
wachsende Vermachtung der Wirtschaft, ha
ben die Struktur des Kapitalismus verän
dert. Seine Krisenanfälligkeit macht ein 
steuerndes Eingreifen des Staates notwen
dig. In Verbindung mit den mächtigsten 
Gruppen der Wirtschaft plant der Staat, was 
indes kein befehlendes Setzen gesamtwirt
schaftlicher Daten bedeutet, sondern nur 
hinweisenden und empfehlenden Charakter 
besitzt. Eine solche Entwicklung muß die 
klassische, liberale Lehre vom freien Wett
bewerb ihres Inhalts berauben, beruhte sie 
doch auf dem Grundsatz der Offenheit al
ler Märkte für neue Konkurrenten. Die 
Ideologie muß sich beeilen, sollen die Diffe
renz zwischen Theorie und Realität nicht 
allzu auffällig und die gesellschaftlichen 
Widersprüche nicht schonungslos enthüllt 
werden. Wird der Wettbewerbsbegriff nicht 
aufgegeben, so kann er nur dann bei den 
gegebenen wirtschaftspolitischen Verhält
nissen aufrechterhalten werden, wenn sich 
sein Inhalt radikal ändert, ein Umstand, der 
zur Verschleierung der ökonomischen Be
dingungen unserer Gesellschaft beiträgt. 
Den ersten Versuch, Globalsteuerung und 
Wettbewerb in Übereinstimmung zu brin
gen, unternahm Gerhard Kantzenbach in 
seiner 1966 erschienenen Habilitationsschrift 
„Die Funktionsfähigkeit des Wettbewerbs", 
den er in seiner Frankfurter Antrittsvorle
sung im Sommer 1968 „Gedanken zur wirt
schaftspolitischen Grundentscheidung" wei
terführte. Soll Globalsteuerung einen Sinn 
haben, dann muß die Wettbewerbsfreiheit 
eingeschränkt werden. Dies erfordert aber 
eine Uminterpretation des Wettbewerbs
begriffs der klassischen bürgerlichen poli
tischen Ökonomie. Die Weiterentwicklung 
der klassischen bürgerlichen Theorie des 
Privatkapitalismus zur Konzeption des „Kol
lektivkapitalismus" vollzieht sich auf zwei 
Ebenen. Zunächst wird eine Neuinterpreta
tion des. Wettbewerbsbegriffs vorgenom
men.

F o r m i e r u n g  

d e r  U n i v e r s i t ä t . . .

* Hatte die liberale Theorie den Wett
bewerb aus der Freiheit des besitzenden 
Individuums abgeleitet, jede wirtschaftliche 
Entscheidung nach eigenem Gutdünken zu 
treffen, so wird in der Theorie des Kollek
tivkapitalismus der Wettbewerb aus seinen 
Funktionen für die Gesamtwirtschaft ge
rechtfertigt. Der Wettbewerb soll bestimmte 
Funktionen erfüllen, wie Optimierung der 
Einkommensverteilung, der Angebotszusam
mensetzung, der Produktionssteigerung, der 
Anpassungsflexibilität und des technischen 
Fortschritts. Damit ist der Wettbewerbsbe
griff der liberalen Theorie umgekehrt. Diese 
hatte jede Modifizierung des Wettbewerbs 
als Angriff auf die Freiheit verworfen. Wird 
jedoch der Wettbewerb in bezug auf ge
samtwirtschaftliche Zielsetzungen bestimmt, 
dann ist nicht einzusehen, warum der Wett
bewerb nicht im Interesse dieser Ziele auf
gehoben werden soll. Kantzenbach muß da
her beweisen, daß der Wettbewerb die 
größtmögliche Effizienz der Wirtschaft ge
währleistet. Er definiert die optimale Wett
bewerbsintensität als den Zustand, in dem 
die gesamtwirtschaftlichen Funktionen opti
mal erfüllt werden.

. . .  i m  I n t e r e s s e  

d e r  M o n o p o l e  . . .

In der rauhen Wirklichkeit haben je
doch Kostenvorteile und Gewinne der Un
ternehmer Vorrang, wie es Kantzenbach uri
verblümt ausspricht. Wird die gesamtwirt
schaftliche Optimierung durch die Optimie
rung zugunsten einiger Unternehmer in 
Frage gestellt, dann wendet Kantzenbach 
sich gegen entsprechende wettbewerbspoli
tische Maßnahmen, wie Dekonzentration 
von Konzernen, da dies einerseits nicht 
durchführbar sei, weil durch notwendige 
Umstrukturierungen die reibungslose Auf
rechterhaltung der Produktion nicht ge
währleistet sei, andererseits den Verzicht 
auf überwiegende Kostenvorteile erfordern 
würde. Damit ist die wirtschaftstheoretische 
Einsegnung des jeweiligen Status Quo der 
kapitalistischen Wirtschaft vollzogen. Die 
Globalsteuerung bleibt machtlos, wo sie ge
gen die Unternehmerinteressen das gesamt
wirtschaftliche Optimum realisieren sollte.

. . .  f ü r  d a s

, G e s a m t w o h F

So erweist sich die Modifizierung des 
Wettbewerbs als ein Mittel zur Stabilisie
rung der Macht der Großkonzerne. Als wei
tere Konsequenz der Auflösung der tradi
tionellen Theorie teilt Kantzenbach die 
Wirtschaft in zwei Bereiche. Dem ersten Be

reich, der nach dem klassischen liberalen 
Muster der Privatwirtschaft funktioniert, 
orientiert nach den Prinzipien des Marktes, 
steht der zweite, das System der Groß
industrie gegenüber. Die kollektiv-kapitali
stische Planung der Großindustrie unter
scheidet sich von der privatkapitalistischen 
durch die Trennung von Unternehmens- und 
Eigentumsfunktion.

D e r  S t u d e n t  

d e n k t  —  

K a n t z e n b a c h  

l e n k t

Nicht mehr die Entscheidungen indivi
dueller Eigentümer, sondern die Erforder
nisse der Gesamtorganisation -  lies: Groß
konzerne -, ihre Autonomie und Rentabili
tät haben Steuerungsfunktionen. Spielt die 
zentrale Planung innerhalb des Unterneh
mensbereichs eine Rolle, so werden die Be
ziehungen der Großbetriebe zueinander 
nach wie vor durch den Markt vermittelt. 
Die Kombination: dezentralisierte Planung 
plus Markt bezeichnet Kantzenbach als „hu
manen Kapitalismus". „Human" deshalb, 
weil der Wettbewerb „Mann gegen Mann" 
dem Wettbewerb großer Wirtschaftseinhei
ten gewichen sei. Der Wettbewerb Mann 
gegen Mann ist nicht erloschen, sondern 
tobt auf der Ebene der Arbeiter und Ange
stellten innerhalb der Betriebsorganisation 
mit unverminderter Heftigkeit weiter. Die 
Veränderung in der Wettbewerbsstruktur 
der Unternehmen untereinander humani
siert noch nicht die Gesellschaft. Nach wie 
vor besteht das Grundprinzip des Privat
eigentums an Produktionsmitteln; wird für 
den Profit, nicht für den Gebrauch produ
ziert, herrscht die Anarchie der Produktion. 
Auch der „humane Kapitalismus" Kantzen
bachs ist noch Kapitalismus mit allen irra
tionalen und inhumanen Konsequenzen, die 
diesepn System eigentümlich sind.

Arno Müller
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R o t e  Z e l l e  

P ä d a g o g i k

Seit Mitte November ist Frankfurt wie
der auf der Höhe der revolutionären Zeit: 
eine Gruppe von Pädagogikstudenten rief 
auf zur Gründung einer Roten Zelle. Har
ter Kern der Roten Zelle ist eine sich so be
zeichnende Initiativgruppe von ca. 15 Ge
nossen, die vor Wochen noch unter dem 
Namen „Pädagogengruppe" firmierte. Diese 
Pädagogengruppe hat sich aus einem Zirkel 
am pädagogischen Seminar entwickelt, der 
das Ende der Studentenbewegung in der 
Betriebsarbeit überlebte.

Während der Semesterferien entdeck
ten die Pädagogen ihr Herz für die Hoch
schulpolitik und wanderten Anfang Oktober 
mit dem revolutionären Diskussionszusam
menhang für eine Woche nach Kufstein in 
den Alpen aus. In der Bergwelt Oberbay
erns brütete das revolutionäre Subjekt und 
beschloß, seine Vorstellung von Hochschul
politik der universitären Öffentlichkeit in 
Form einer Zeitung vorzulegen. Auf diese 
Zeitung wartete man bisher vergebens, doch 
die Gründung der Roten Zelle ist so eine 
Art Entschädigung für den entgangenen 
Lesegenuß.

Anspruch auf die Zeugung der Roten 
Zelle hat auch der Arbeitsplatzkonflikt des 
Lehrbeauftragten Mohl. Molil schulte seit 
letztem Herbst die Pädagogen in politi
scher Ökonomie. Der Instilutsrat des Päda
gogischen Seminars hatte damals den Marx
adepten Mohl gegen den Willen des In
stitutsleiters Mollenhauer für ein Semester 
berufen. Mollenhauer, der ursprünglich 
einen Psychologen haben wollte, verlängerte 
den Auftrag Mohls im letzten Frühjahr 
eigenmächtig um ein weiteres Semester, 
weil die Bemühungen um die Besetzung 
eines vakanten Lehrstuhls noch nicht er
folgreich waren. Im September schien sich 
für Mollenhauer dann aber doch eine Lö
sung abzuzeichnen, und er verlängerte den 
Vertrag Mohls nicht noch einmal.

Diese Unterlassung erregte den Unmut 
der Pädagogengruppe, die mittlerweile Ge
fallen gefunden hatte an der Art und 
Weise, wie Mohl Marx interpretierte und in 
kleinen Stücken für Anfänger zubereitete. 
Mittlerweile zur Roten Zelle geworden, ver
allgemeinerten die Pädagogen den Mohl- 
Konflikt: „Kampf um die institutionelle Ab
sicherung dieser Aufgaben: Instituts- und 
Fachbereichspolitik (Forderung nach marx. 
Dozenten, Institutionalisierung eines marx.- 
len. Grundstudiums)" (C. 3. im „Aufruf zur 
Gründung einer Roten Zelle Pädagogik").

Uber die Perspektiven der Roten Zelle 
zu berichten, verbietet die Courteoisie und 
die journalistische Fairness. Dem dreiseiti
gen Gründungsaufruf ist zu entnehmen, 
daß es um die Revolutionierung der Gesell
schaft geht — wer hätte das gedacht. Ein 
Grundsatzpaper ist noch in Arbeit und 
Diskussion. An den Wahlen will sich die 
Rote Zelle noch nicht beteiligen, weil sie 
nach eigenen Angaben noch nicht so weit 
ist. Eine kluge Erkenntnis, denn wer wird 
schon einen Säugling ins Feuer schicken?
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M a r x i s m u s -  

L e n i n i s m u s  

o d e r  d e s s e n  

K a r i k a t u r ?
Daß auf dem politischen Hintergrund, 

der die Nachkriegsentwicklung in der BRD 
kennzeichnet, bei einzelnen Trümmern der 
antiautoritären Protestbewegung dogma
tisch-sektiererische Tendenzen auf frucht
baren Boden fielen, wird nicht verwun
dern, wenn man sich den klassenmäßigen 
Charakter dieser von Studenten und Schü
lern getragenen Bewegung vergegenwär
tigt. Die Aporien der antiautoritären Ideo
logie und Praxis allenfalls unbewußt ah
nend, nicht aber rational begreifend, war 
man sehr schnell bereit, es einmal mit an
deren Methoden zu versuchen, nachdem die 
immer langweiliger werdenden teach-ins 
große Frustrationen hervorriefen. Er
gebnis dieser trial-and-error-Praktik wird 
heute von diversen Sekten repräsentiert, 
von denen jede sich nach dem Motto Je 
marxisme-leninisme, c'est moi!" für die 
marxistisch-leninistische Avantgarde des 
Proletariats hält. (Es lassen sich bereits 
nach kurzer Zeit infolge permanenter Spal
tungen folgende Organisationen aufzählen: 
KPD ML Rote Garde, KPD ML-KJVD, KPD 
AO, Kommunistischer Arbeiterbund KAB' 
ML-RJ 'ML-Rote Linie, KAB ML-RJ/ML - 
Schwarze Linie; dazu kommen noch ein 
Dutzend regional begrenzter Gruppen.) 
Wenn sich diese Gruppen auch untereinan
der zum Teil auf das heftigste bekämpfen, 
so bestehen die tatsächlichen Unterschiede 
nur in Nuancen. Die prinzipielle Identität in 
Theorie und Praxis läßt es deshalb als ge
rechtfertigt erscheinen, sie gewissermaßen 
„über einen Kamm zu scheren".

S e l b s t v e r s t ä n d n i s

Beginnt man eine Phänomenologie des 
Sektierertums bei einem weniger wichtigen 
Aspekt, wie etwa dem Selbstverständnis 
der ML-Gruppen, so wird als erstes die 
grenzenlose Selbstüberschätzung ins Auge 
fallen. Bar jeglicher realistischen Selbst
einschätzung wird in den Verlautbarungen 
dieser Gruppen permanent die jeweils 
eigene Organisation zur führenden Kraft 
der Arbeiterbewegung hochstilisiert. Man 
findet kaum eine Ausgabe einer ML-Zei- 
tung, in der nicht größenwahnsinnige Er
folgsmeldungen von „kühnen Massenaktio
nen", von schweren Kämpfen, in denen 
dem Feind „empfindliche Schläge" versetzt 
wurden, die Rede Ist. Gewiß ist Politik im
mer mit einem mehr oder minder großen 
Maß an Zweckoptimismus verbunden, wenn 
man aber behauptet: „überall im Bundes
gebiet und Westberlin traten zum diesjähri
gen 1. Mai die KPD/ML und ihre Jugend
organisation, die Rote Garde, mit kraftvol
len Demonstrationen, denen Zehntausende 
folgten, in Erscheinung" („Roter Morgen" 
Nr. 6, Juni 70), so ist das bereits akute Pa
ranoia. Der praktisch natürlich in keiner 
Weise einlösbare Anspruch auf die allei
nige Führung impliziert die Diffamierung 
aller anderer Fraktionen der Linken als 
konterrevolutionär, bürgerlich etc. etc.

Da offenbar alle realen Anhaltspunkte, 
die das dargestellte Selbstverständnis 
rechtfertigen könnten, fehlen, ist die stän
dige Wiederholung, daß nichts weißer 
wäscht als die ML-Organisation XY, nur als 
Versuch zu verstehen, eine Identitätsfindung 
durch Autosuggestion bewerkstelligen zu 
wollen. Bei Genossen mit schwach ausge
bildetem Realitätssinn, insbesondere bei 
Jüngeren ohne politische Erfahrung an
scheinend ein probates Mittel, um die „kor
rekte Linie" zu festigen.

D i e  i d e o l o g i s c h e n  

G r u n d f e h l e r

Raison d’etre dieser Gruppen, die Ba
sis, auf der sie ihre Existenz überhaupt zu 
legitimieren versuchen, ist ihr sogenannter 
„Antirevisionismus". Unter dieser Flagge, 
unter der bereits Cohn-Bendit segelte, läuft 
eine Ideologie, die wesentlich in der Nega
tion der Politik besteht, wie sie von der 
UdSSR, deren Verbündeten und den kom
munistischen Parteien in den kapitalisti
schen Ländern verfolgt wird. Die Kritik des 
„Antirevisionismus" läßt sich hauptsächlich 
an folgenden neuralgischen Punkten fest- 
machen:

1) Einschätzung des sozialen Systems 
in der UdSSR („Restauration des Kapitalis
mus", „sowjetischer Faschismus")

2) Koexistenzpolitik der UdSSR („Kol
laboration mit dem US-lmperialismus")

3) Die Politik der UdSSR gegenüber 
den RGW-Staaten, Entwicklungsländern 
und den nationalen Befreiungsbewegungen 
(„Sozialfaschismus")

Auffallend ist zunächst, daß im Gegen
satz zu anderen vieldiskutierten Themen in
nerhalb der „Neuen Linken" (z. B. Emanzi
pationsdebatte, Strategiedebatte, Organi
sationsdebatte, Stalinismusdebatte, Klasi 
senanalyse) und dem, was darauf folgte/ 
die „Revisionismusfrage" bisher noch nicht 
angegangen wurde. Gleichwohl sind sich 
in einem stillen Einvernehmen alle Fraktio
nen über diesen Punkt weitgehend einig, 
ohne jedoch je eine entsprechende Ana
lyse und Diskussion in Gang gebracht zu 
haben. Das sollte Verdacht erregen, gibt 
doch sogar die KPD/ML-Rote Garde in 
einem Vorwort zu dem unlängst erschiene
nen Raubdruck von „Imperialismus heute" 
(DDR, Dietz-Verlag) offen zu, daß eine 
Kritik des „modernen Revisionismus" noch 
zu leisten sei (selbstverständlich ist das nur 
unter der Führung der KPD/ML möglich).

In den Veröffentlichungen der ML- 
Gruppen ist dann auch nie eine systema
tische und zusammenhängende Darlegung 
ihrer „Revisionismuskritik" zu- finden. Die 
immer wieder massiv auftreienden Vor
würfe gegen 'die gesellschaftlichen Verhält
nisse in der UdSSR sind ein eklektisches 
Konglomerat aus bürgerlicher Konvergenz
theorie, Fetzen der Bürokratisierungstheorie 
Trotzkis aus Stalins Zeiten und vulgärmarxi-



stisch getarnten anarchistischen Argumen
tationen bis hin zu eindeutig antikommu
nistischen Vorurteilen. Begriffe wie „Kapi
talismus", „Neue Großbourgeoisie", „So
zialimperialismus" etc. werden aus dem 
theoretischen Kontext, in dem sie allein 
sinnvoll sind, nämlich der Kritik der poli
tischen Ökonomie, herausgenommen und 
willkürlich als pejorative Etikettierungen 
für unbegriffene Sachverhalte benutzt. 
Es werden einfach x-beliebige antisowje
tische Argumente aneinandergereiht, ohne 
deren logischen Status, ihre Stellung im 
theoretischen Rahmen einer materialisti
schen Theorie anzugehen.

Aus diesem methodologischen Sumpf 
kann dann folglich auch nur Dreck ge
schleudert werden. Ein zusammenhängendes 
Bild der UdSSR, das sich auf Fakten und 
nicht auf feuilletonistisches Geplauder von 
Neckermann-Reisenden stützte, gibt es 
nicht; Primärliteratur aus der UdSSR ist 
kaum bekannt; zitiert wird aus dritter und 
vierter Hand, wobei Hauptquellen Propa
ganda-Blättchen chinesischer Provenienz, 
„Volkswirt" und allenfalls noch ein wenig 
Baran/Sweezy und Che Guevara sind. Ver
mutungen, unbewiesene Behauptungen, 
mitunter offene Lügen sind Grundlage eines 
von keiner Sachkenntnis getrübten Bildes 
der UdSSR. Von wissenschaftlichem Sozia
lismus keine Spur.

Bei der Beurteilung der sowjetischen 
Globalstrategie werden zur Begründung 
der Vorwürfe hin und wieder Fakten ange
führt, die den „Verrat" der UdSSR an der 
Weltrevolution beweisen sollen. (Standard
beispiele sind u. a.: Waffenlieferungen an 
den Iran, friedliche Lösung des Nahostkon
flikts, Atomwaffensperrvertrag, deutsch-so
wjetischer Vertrag u. a. m.).

Abgesehen davon, daß andere Fakten 
unterschlagen werden (Unterstützung für 
Vietnam, Kuba, Frelimo, AI Fathah etc.) und 
eindeutige Stellungnahmen der Betroffenen, 
etwa Ho-Chi-Minh, Cabral, Castro, nicht zur 
Kenntnis genommen werden, zeigt sich an 
der darauf aufbauenden Argumentation 
das bestimmende Strukturmerkmal linkssek
tiererischen Denkens, auf das Lenin bereits 
in seiner Schrift über den Linksradikalis
mus, bezüglich der Einschätzung der Arbeit 
in bürgerlichen Parlamenten, hinwies. Lu- 
kacs formuliert es folgendermaßen: „Für 
das Sektierertum ist gerade die -  man 
könnte sagen prinzipielle -  Ausschaltung 
aller Vermittlungskategorien bezeichnend. 
Die Verwirklichung der allgemeinen, der 
letzten Prinzipien ist für das Sektierertum 
nicht das Ergebnis einer gesellschaftlich-ge
schichtlichen Entwicklung, in welcher unun
terbrochen Formwandlungen, Funktions
wechsel vor sich gehen, in welchen ständig 
neue Vermittlungen entstehen und die alten 
ihre Gültigkeit verlieren, mehr oder weniger 
wesentliche Modifikationen erleiden usw. 
Das Sektierertum verknüpft überall und im
mer die letzten -  und darum notwendig 
abstrakten -  Prinzipien der Bewegung un
mittelbar mit den einzelnen Aktionen, will

diese aus jenen unmittelbar „ableiten'. In
dem zwischen Prinzip, Strategie und Taktik 
alle dialektischen Vermittlungen ausge
schaltet werden, entstehen hohle und ab
strakte Deduktionen, höchstens, wenn doch 
an die Wirklichkeit erinnert wird, bloße 
Analogieschlüsse." (Georg Lukacs, Marxis
mus und Stalinismus, Reinbek bei Hamburg, 
S. 196-197.)

Die Kritik an den kommunistischen 
Parteien beruht ebenfalls, wenn nicht auf 
Ignoranz, weitgehend auf diesem methodi
schen Grundfehler: zwischen Theorie und 
Praxis wird ein simpler mechanischer Zu
sammenhang konstruiert, der den kompli
zierten, in sich widersprüchlichen Vermitt
lungsprozeß vernachlässigt.

Im Licht dieser Tatsachen fällt der ge
samte bombastische „Antirevisionismus' in 
sich zusammen. Was vielleicht noch bleibt 
sind Meinungsverschiedenheiten in Einzel
fragen ohne grundsätzliche Bedeutung. Um 
es zünftig auszudrücken: Nebenwidersprü
che 13. Grades.

So scheint denn auch der „Antirevisio
nismus" nicht mehr als eine äußerst sublime 
Erscheinungsweise des traditionellen Anti
kommunismus westdeutscher Intellektueller 
zu sein.

R e v o l u t i o n ä r e  

P h r a s e  a l s  

T h e o r i e e r s a t z

An die Stelle der Theorie tritt dann er
satzweise die revolutionäre Phrase. An die 
Stelle revolutionärer Inhalte tritt ein Jargon, 
dessen verdinglichte Begriffsklötze zu 
einem Popanz aufgetürmt werden, der sich 
in beliebiger Zahl immer wieder für die 
gleichen monotonen Artikel reproduzieren 
läßt. Die gesamte ML-Literatur hat den gro
ßen Vorteil, daß man nur jeweils die Über
schriften zu lesen braucht; der Rest wird 
die Überschrift nur mit verschiedenen For
meln g^betsmühlenartig variieren. Wenn 
man seinem Gegner aber immer nur Bann
flüche entgegenschleudert, ihn nur mit ne
gativen Attributen belegt, ohne dies zu be
gründen, dokumentiert man eindringlich die 
eigene Unfähigkeit zu einer stringenten Be
weisführung. Marx kennzeichnet die undif
ferenzierte, „grobianische" Sprache tref
fend, wenn er schreibt: „Platt, großprah
lend, bramarbasierend, thrasonisch, präten
tiös-derb im Angriff, gegen fremde Derb
heit hysterisch empfindsam, das Schwert 
mit ungeheurer Kraftvergeudung schwin
gend und weit ausholend, um es flach nie
derfallen zu lassen; pathetisch und gemein 
in komischster Verstrickung, nur um die 
Sache bekümmert, stets an der Sache vor
beistreifend, . . .  plebejische Form für spieß
bürgerlichen Inhalt; ringend mit der Schrift
sprache, um ihr einen sozusagen rein kör
perlichen Charakter zu geben; ...ebenso 
in dogmatische bornierte Begriffe festge-
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bannt, als allem Begreifen gegenüber appel
lierend an eine kleinliche Praxis; tobend 
gegen die Reaktion, reagierend gegen den 
Fortschritt; in der Unfähigkeit, den Gegner 
lächerlich zu schildern, ihn lächerlich schel
tend durch eine ganze Stufenleiter von Tö
nen hindurch" (Karl Marx, die moralisie
rende Kritik und die kritisierende Moral, 
MEW Bd. 4, S. 331/332.)

Sprache und Denken stehen in einem 
wechselseitigen Konstitutionszusammen
hang, Sprachkritik ist also Ideologiekritik, 
die Sprache des Sektierertums reflektiert 
dessen Bewußtsein. *

T r a d i t i o n a l i s m u s

Wenn das Selbstbewußtsein der stu
dentischen Protestbewegung sich ver
gleichsweise historisch voraussetzungslos 
begriff, kaum Geschichtsbewußtsein besaß, 
so entsteht doch langsam die Einsicht, daß 
die Studentenrevolte keineswegs etwas so 
grundsätzlich Neues war, wie die „Neue 
Linke" damals glaubte. Nachdem man ein
mal angefangen hatte, die Geschichte von 
Emanzipationsbewegungen im Allgemeinen 
und die der Arbeiterbewegung im Beson
deren aufzuarbeiten, stellte man fest, daß 
man offensichtlich in einer historischen 
Kontinuität steht, daß wesentliche Momente 
von Theorie und Praxis der Antiautoritären 
schon immer Bestandteil der Politik be
stimmter Fraktionen der Linken waren. Füh
ren diese Einsichten dazu, daß man die hi
storischen Erfahrungen kritisch verarbeitet, 
so kann sich ein gewisses Traditionsbewußt
sein nur positiv auswirken. Es ginge auch 
noch an, daß Bezeichnungen für Organisa
tionen, Zeitungen etc. aus der Arbeiter
bewegung der zwanziger Jahre übernom
men werden (die KPD/ML-KJVD tut dies 
sehr ausgeprägt). Es ist allerdings ein trau
riger Fall von borniertem Dogmatismus, 
wenn die KPD/ML-KJVD Stalins Sozialfa
schismustheorie bis in Details des Sprach- 
duktus hinein aufgreift, um dann die SPD 
des Jahres 1970 zum Hauptfeind zu dekla
rieren und großspurig eine „Entlarvungs
kampagne gegen die Sozialfaschisten" an
zukurbeln. Um Stalins Thesen, bereits Ende 
der zwanziger Jahre sowohl theoretisch 
falsch als auch praktisch von katastropha
len Folgen, heute unvermittelt zur zentralen 
Frage der Praxis zu machen, bedarf es eines 
tumben Gemüts, dem Grundkategorien der 
marxistisch-eleninistischen Theorie fremd 
sein müssen.

Ein ähnlich unkritisches Verhältnis zu 
bestimmten, wenig ruhmreichen Erscheinun
gen in der Geschichte der Arbeiterbewe
gung als auch ein Indiz für eine fundamen
tale methodologische Schwäche zeigt sich 
in der scholastischen „Zitatologie". Nicht die 
konkrete Analyse der konkreten Situation 
mit den Prinzipien des Marxismus-Leninis
mus, sondern interpretatorische Klimmzüge 
an den Texten der Klassiker werden zur 
Ausgangsbasis von Theorie und Praxis, 
Theorie wird zu Exegese, MEW zur Re
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zeptsammlung für pseudorevolutionäre Gar
köche. Man nehme: drei Leninzitate, dann 
die doppelte Portion Maotsetungideen, 
würze dies mit ein paar Stalinworten; zur 
Verfeinerung kann man auch ein Marxzitat 
dazugeben, kräftig umrühren, fertig ist ein 
theoretisches Organ ä la Revolutionärer 
Weg". So besteht die „Revisionismuskritik" 
des Nr. 1 des „Revolutionären Weges" zum 
Beispiel aus 95 % Zitaten. Man begibt sich 
damit nicht auf einen revolutionären Weg, 
sondern allenfalls auf die schiefe Bahn der 
Metaphysik.

W i r k u n g

Versucht man die Wirkung dieser Grup
pen einzuschätzen, so läßt sich bisher fest
stellen, daß vor allem Oberschüler und 
Studenten als Sympathisanten bzw. Mitglie
der ansprechbar sind. Vereinzelt gelingt es, 
eine Lehrlingsgruppe aus APO-Resten auf
zubauen.

Erwachsene Arbeiter konnten die Paro
len vom Volkskrieg und die in der aktuellen 
Situation falsche Forderung nach der Dik
tatur des Proletariats nicht hinterm Ofen 
hervorlocken, wenn man einmal von ein 
paar verkrachten Funktionärsexistenzen der 
KPD wie Ernst Aust und W illi Dickhut ab
sieht. Wenn die jüngsten Streiks auf das 
Konto von organisierten Arbeitern gehen 
sollten, dann auf das von DKP und linken 
SPD-Betriebsräten. Dort wo ML-Gruppen 
nachträglich die Führung usurpieren woll
ten, konnten diese Betriebsräte die Super
linken manchmal nur im letzten Augenblick 
vor Prügel retten. Das mag als Indiz dafür 
gelten, mit welch seltenem Geschick es den 
Linkssektierern gelingt, die von ihnen so oft 
strapazierte Massenlinie zu verfehlen. Stel
lenweise gefährlich für kommunistische Poli
tik können sie allerdings dann werden, 
wenn ihr vulgärer „Antirevisionismus", ihre 
irrationale antisowjetische Haltung das 
Haupthindernis für revolutionäre Politik, den 
seit Goebbels sogar in der Arbeiterschaft 
verwurzelten Antikommunismus, nicht ab
baut, sondern verstärkt. Es kommt einer 
Kamikaze-Taktik gleich, wenn man z. B. an
läßlich des Moskauer Vertrags davon 
spricht, daß „die neue Bourgeoisie in Mos
kau und Pankow wie wahnwitzig die In
teressen des Proletariats verraten". Wem 
nützt es, wenn antikommunistische Ressen
timents mit dem Hinweis, mit „Ulbricht und 
Konsorten" habe man nichts zu tun, ausge
nützt und nicht abgebaut werden?

I n n e r 

o r g a n i s a t o r i s c h e

P r a x i s

In unmittelbarem Zusammenhang mit 
der Unfähigkeit, kommunistische Praxis nach 
außen zu entfalten, stehen die Gepflogen
heiten des „Parteilebens". Hervorstehendes

Erzrenegaten und versteckte Kollabora
teure" wie gerade in den Reihen der ML- 
Gruppen. Die Verschwörer- und Agenten
theorien und in deren Gefolge Ausschlüsse 
und Spaltungen gehören zum täglichen 
Brot, ja oft werden sie zur Hauptbeschäfti
gung. Die schönste Blüte trieb unlängst der 
Verfolgungswahn in der KPD/ML-KJVD, als 
sie den Häuptling einer Fraktion wegen 
„Wirtschaftsspionage an der Volksrepublik 
China" aus der Partei hinaussäuberte, nach
dem sie ihm selbstverständlich vorher 
„wuchtige Schläge" versetzt hatte.

Die Ursachen für solche Praktiken lie
gen auf der Hand: Die permanente Fru
stration durch Mißerfolge und angespann
tes Betriebsklima" veranlassen dazu, die 
Schuld an Fehlschlägen auf Sündenböcke zu 
projizieren, die nicht hundertprozentig an
gepaßt sind; politisch rationalisiert als 
Kampf gegen Opportunismus und Abwei
chungen enthebt dieses Verfahren die 
Gruppe der Aufgabe, die Ursachen mögli
cherweise im eigenen ideologischen Kon-



zept zu suchen. Hinzu kommt, daß durch 
Anpossungsdruck an das Normensystem, und 
die Phraseologie gerade Karrieristen sehr 
schnell an höhere Postchen kommen, die 
diese dann zur Austragung persönlicher Ri
valitäten ausnutzen, was z. B. ganz offen
sichtlich bei der Spaltung der KPD/ML in 
Hamburger und Bochumer Linie der Fall 
war. Als hervorragendes Beispiel für sol
chen Mißbrauch von Führungspositionen sei 
hier der Beschluß eines Frankfurter Füh
rungsgremiums" genannt, der vorsah, die 
Mädchen in der betreffenden Organisation 
allein den Aktivisten zum „Nießbrauch" zu 
überlassen, da auf Grund der besonderen 
politischen Aufgaben von Aktivisten diese 
keine Zeit für Brautschau außerhalb der 
Organisation hätten. „Trotzkistische Spal
terelemente" behaupten jedoch, daß ein 
Häuptling durch diese Maßnahme seine se
xuellen Probleme zu lösen gedachte.

Zusammenfassend läßt sich feststellen, 
daß ein erheblicher Teil der innerorganisa
torischen Aktivitäten eindeutig den Charak
ter von Ersatzhandlungen trägt, nichts wei
ter als ameisenhafte Geschäftshuberei in 
politisch völlig bedeutungslosen Kommittes,

auf Konferenzen in den Funktionen eines 
phantomgleichen Apparates, dessen Funk
tionieren zum Selbstzweck gemacht wird, da 
er zu sonst nichts nütze ist. Politische Dis
kussionen finden kaum noch statt, gegen 
Kommunikation mit anderen Gruppen dich
tet die Sektiererpsyche sich ab.

Die Inszenierung der Revolutionsgro
teske „Kampf zweier Linien" mit ständig 
wechselnden Darstellern, gewichtig tuenden 
Mauscheleien hinter den Kulissen; genauso 
aufgeführt wie Klein-Fritzchen sie sich vor
stellt; lösen vielleicht individualpsycholo
gische Schwierigkeiten einzelner Funktio
näre, paralysieren aber um so mehr poli
tische Energien von ernsthaften Genossen, 
die gutgläubig Veränderungen erwarten. 
Wenn aber demokratischer Zentralismus 
und Organisationsdisziplin nicht inhaltlich 
bezogen werden auf die tatsächliche poli
tische Situation, sondern zu einem abstrak
ten Regelsystem erstarren, das nicht mehr 
vermittelt ist mit den realisierbaren politi
schen Inhalten (was soll z. B. eine Kandida
tenzeit, wenn mangels echter Bewährungs
möglichkeiten formale Linientreue einziges 
Kriterium für Kaderqualitäten ist?), dann

bestehen nur sehr schwache Chancen, daß 
politische Energien sich entfalten können. 
Dagegen gedeihen in dem letztlich entpoli
tisierten Klima von ritualisierter Selbstkri
tik, pseudorevolutionärer Askese und Dis
ziplin, die sich politischen Inhalten gegen
über verselbständigt haben, umso besser 
Irrationalismus (so etwa, wenn vor den Sit
zungen Kampflieder gesungen werden müs
sen, um revolutionäre Begeisterung und Ar
beitseifer zu entfachen), Personenkult (be
zeichnenderweise vor allem um Mao und 
Stalin), Proletkult, Theoriefeindlichkeit und 
dergleichen Kinderkrankheiten mehr.

Studiert die Marxengelsleninideen und 
wendet sie kühn, allseitig und schöpferisch 
an!

Die Diagnose ist eindeutig: Linksradi
kalismus als höchstes Stadium des Anti
kommunismus. Die Therapie? Der Patient 
lese für den Anfang täglich nach jeder 
Mahlzeit eine Stunde lang in den Werken 
von Marx, Engels und Lenin, was die Pa
piertigernatur des Linksradikalismus bald 
als solche entlarven wird. Für Unheilbare 
ist der politische Exitus unabwendbar.

Peter Wahl
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D i e  O r d i n a 

r i e n  s i n d  z u r  

R e f o r m  b e r e i t

e i n e  T r a g i 

k o m ö d i e  

a u s  d e m  

R o m a n i s c h e n  

S e m i n a r
Die unerträgliche Lage in fast allen Be

reichen des Seminarbetriebs hatte die Fach
schaftsarbeit vor einem Jahr wieder akti
viert. So saßen im obligatorischen Haupt
seminar nicht selten -  zusammengedrängt 
und bis zur Sprachlosigkeit eingeschüchtert 
-  über 100 Studenten einem Ordinarius 
(Müller) gegenüber, der aus seiner prinzi
piellen Verachtung der Studenten kein Hehl 
machte, die für ihn überhaupt nur als 
schweigendes und amorphes Publikum für 
seine Monologe existierten. Die von ihm in 
häufigen Kommentaren glossierte Studen
tenbewegung erschien in dieser Perspektive 
als die Tätigkeit einer Rockerbande, die al
lein auf Terrorisierung akademischer Lehrer 
„(Reifenaufschlitzen") gerichtet war.

Lang angestauter Unmut artikulierte 
sich zum ersten Mal anläßlich der unmoti
vierten Entlassung zweier seiner Assistenten, 
die sich bei den Studenten großer Beliebt
heit erfreuten. In der ersten Sitzung von 
Prof. Müllers Monumentalvorlesung des 
SS 69, deren Titel ironischerweise „Früh
aufklärung" lautete, wurde ein Versuch un
ternommen, Diskussion sowohl zum Thema 
der Vorlesung als auch generell zu Fragen 
der Seminarpolitik zu ermöglichen. Zunächst 
wurde der Ordinarius in äußerst höflicher 
aber bestimmter Form um eine Stellung
nahme zur plötzlichen Entlassung seiner bei
den Assistenten gebeten. Er lehnte diese 
Art des „Störens" kategorisch ab und setzte, 
nachdem die Bitte in der gleichen Vorle
sung ein zweites Mal vorgetragen worden 
war, seine Vorlesung für das gesamte Se
mester ab. Ein Teil der Studenten versuchte, 
die Vorlesung durch selbstorganisierte Ar
beitsgruppen fortzusetzen, deren Arbeit im 
Laufe des Semesters jedoch im Sande ver
lief.

Zu Beginn des SS 70 erreichte man ein 
geringes Zugeständnis von seiten der Leh
renden: es wurde Fachschaftsvertretern als 
nichtstimmberechtigten Zuhörern die Anwe
senheit bei der Vorbesprechung des Seme
sterprogramms zugestanden. Bei dieser Ge
legenheit legte die inzwischen neugewählte 
Fachschaft ein Paper mit „Essentials" zur 
Diskussion vor, in dem jedoch -  trotz des 
Titels -  statt genereller Beteiligung der Stu
denten an allen wichtigen Entscheidungs
prozessen nur konkrete Teilreformen in ver
schiedenen Bereichen verlangt wurden. Die
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H e r r n  N o l t e s  

U n v e r 

s t ä n d n i s  

h e u t i g e r  

H o c h s c h u l 

p o l i t i k

Mehrzahl der Lehrenden war nicht diskus
sionsbereit. Mit Unterstützung von Prof. 
Pollak, des dritten Ordinarius, kam es je
doch zu einer zweiten gemeinsamen öffent
lichen Sitzung. Hier zeigte sich -  bei brei
ter studentischer Beteiligung -  in der Dis
kussion, daß die politischen Fronten quer 
durch die Gruppen gingen: Der Mehrzahl 
der Lehrenden einerseits standen die Stu
denten, einige Assistenten und Prof. Pollak 
andererseits gegenüber. Prof. Bambeck 
lehnte jegliche Form „plebiszitärer" Mitbe
stimmung der Studenten ab, ließ jedoch im 
folgenden wissen, daß für ihn „plebiszitär" 
und „demokratisch" gleichbedeutend seien. 
Ergebnis der Sitzung war immerhin der 
Plan, analog zu §25 des HUG eine Kom
mission für „Lehr- und Studienangelegen
heiten" einzurichten, paritätisch besetzt mit 
6 Lehrenden und 6 Studenten.

Es begann damit, daß die reaktionäre 
Mehrheit der Lehrenden sich bei der Wahl 
ihrer 6 Vertreter selbst ausmanövrierte, in
dem sie zu viele ihrer Kandidaten zur Wahl 
stellte, wodurch 3 Vertreter der kleinen pro
gressiven Minderheit der Lehrenden ge
wählt wurden. Bei einem in dieser Weise 
zusammengesetzten Gremium wäre wohl in 
verschiedenen Fällen die Akzeptierung stu
dentischer Vorschläge zu befürchten gewe
sen. Als die Lehrenden dies erkannten, ver
suchten sie die drohende Entscheidungskraft 
und Effizienz der Kommission zu unterbin
den, indem sie -  absurderweise -  ihren 6 
gewählten Vertretern keine Entscheidungs
kompetenz erteilten und zwar in der Weise, 
daß Beschlüsse der Kommission durch die 
VV der Lehrenden ratifiziert werden muß
ten. D. h. also, daß die Lehrenden Ziel und 
Inhalt der gesamten Kommission bestimm
ten und somit die paritätische Besetzung zur 
Farce wurde. Die Arbeit der Kommission 
sah dann so aus: Die Kommission erarbei
tete Vorschläge, die Vollversammlung (VV) 
der Lehrenden unterband sie durch Nicht
ratifizierung. Bezeichnend war die Doppel
züngigkeit einiger Lehrender, die in den 
Kommissionssitzungen für die Annahme 
studentischer Vorschläge, auf der VV der 
Lehrenden jedoch gegen die Annahme der 
gleichen Vorschläge stimmten. Daraus zogen 
einige Kommissionsmitglieder (Stud. u. Ass.) 
die Konsequenz: sie traten zurück.

Prof. Pollak, der studentische Forderun
gen unterstützte, geht nach Wien. Prof. 
Bambeck hat sich \für ein Semester beur
lauben lassen. Gerüchte, auch er habe 
einen Ruf erhalten, sind im Umlauf. Prof. 
Müller wird wohl „appeasement"-Politik 
betreiben, sich in Detailfragen konzessions
bereit zeigen, um sich in Ruhe in seinen El
fenbeinturm zurückziehen zu können. Für 
die Studenten wird viel davon abhängen, 
wie der oder die freiwerdenden Lehrstühle 
besetzt werden. Entscheidend ist also die 
Frage, wie der Berufungsmodus praktiziert 
wird; konkret gesagt, wer wählt die Beru
fungskommission und wie ist die studen
tische Beteiligung.

Aktive Romanisten

Wie viele schon vor ihm erkennt Nolte, 
daß an den deutschen Universitäten chao
tische Zustände herrschen. Exemplarisch 
deutet er die Mängel an; etwa die Abhän
gigkeit der Assistenten, die Ratlosigkeit von 
Studienanfängern und die fetten Nebenver
dienste von Ordinarien. Aber für Nolte 
sind es nicht diese strukturellen Schwächen 
der Ordinarienuniversität, die für das 
Chaos verantwortlich gemacht werden kön
nen. In einer doppelten Argumentation ver
sucht er von diesem Hauptgrund des Chaos 
abzulenken. Einerseits sei viel getan wor
den für die Universitäten, so daß die Si
tuation 1965 schon viel besser sei als 1950, 
andererseits ist es das staatsfeindliche bor
nierte Verhalten der Studenten, das die 
Universitäten zu dem gemacht hat, was sie 
heute sind: Schauplatz ,partei- und staats-, 
politischer Auseinandersetzungen. 4

D e r  s t u d e n t i s c h e  

P o p a n z

Diese doppelte Offensive zur Ver
schleierung der strukturellen Schwäche der 
Ordinarienuniversität ist zudem oberfläch
lich und naiv. Daß die vielfältigen Pro
bleme der Wissenschaftsorganisation einer 
modernen Industriegesellschaft nicht mit 
einem 150 Jahre alten Organisationsmodell 
gelöst werden können, das sollte wohl auch 
Herrn Nolte einleuchten. Die strukturelle 
Schwäche eines Modells kann nicht durch 
die Addition von Finanzen, Kapazität und 
Personal behoben werden, sie wird dadurch 
eher noch potenziert, wie man gesehen hat. 
Diesen analytischen Mangel Herrn Noltes 
kann man sogar noch freundlich beurtei
len; vielleicht weiß der Herr Nolte es nicht 
besser. Fatal wird die ganze Sache erst, 
wenn Herr Nolte die Verantwortung der 
Universitätsmisere einzig und allein der 
Studentenschaft anlasten will. In einer sehr



plumpen Art und Weise verwechselt Nolte 
Wesen mit Erscheinung, wenn er sich in 
mokanter Form und mit Kategorien wie 
Haß und Liebe die Protestaktionen der Stu
dentenbewegung erfassen will. Herr Nolte 
scheint vergessen zu haben, daß mit diesen 
radikalen Protestaktionen der Reflexions
prozeß der Universität über ihre Funktion 
in der Gesellschaft in der inner- wie außer
universitären Öffentlichkeit überhaupt erst 
in größerem Umfang in Gang gesetzt 
wurde.

Der prekäre Ansatz führt auch prompt 
zum falschen Ergebnis: „Sie (die linken 
Studenten, d. Verf.) können und sie wollen 
die Frage nicht stellen, was das für ein 
Staat ist, dessen verwöhnte, aber freilich 
auch verlassene Kinder sie sind." Die Frage 
der Organisation von Staat und Gesell
schaft ist überhaupt die zentrale Frage der 
Studentenbewegung. Ohne das perma
nente Involvement dieser Frage wäre es 
gar nicht zu der Intensität an Kritik gekom
men, die sich in den Jahren herausgebildet 
hat. Daß die Linke zu anderen Ergebnissen 
gekommen ist als Apologet Nolte ist nicht 
weiter verwunderlich.

G e s c h i c h t e  -  

E i n t o p f

Die Nolte’sche Schilderung der Historie 
der BRD soll hier nur mit einigen Anmer
kungen bedacht werden und nur insoweit 
interessieren, wie sie für seine Thesen zur 
Hochschule von Bedeutung ist. Nolte hat 
Schwierigkeiten seinen zentralen Begriff, 
„Konsens", im Laufe seiner Diskussion kon
sistent zu halten -  das liegt wohl auch 
daran, daß er nie definiert was das nun 
eigentlich ist. In den ersten Nachkriegsjah
ren war der Konsens allgemein, erfährt 
man, später -  in der Frage der Wieder
bewaffnung -  bildet sich die „intellektuelle 
Opposition", die potentiell aus dem Kon
sens heraustritt, während sie ein paar Zei
len später den nun „fundamental" gewor
denen Konsens erhält. Die Vorstellung, daß 
in den Nachkriegsjahren vor der Etablie
rung der BRD ein weitgehender politischer 
Konsens geherrscht habe ist einigermaßen 
euphemistisch, wenn man nicht das diffuse 
Gefühl des „nie wieder" damit meint. Ge
nauso drollig ist die Vorstellung Noltes, 
daß Adenauer, Gewerkschaften, Kirchen 
und SPD im Grunde an einem Strang gezo
gen hätten, jeder an seinem Platz und alle 
für Deutschland. Allein innerhalb der CDU 
gab es schon nicht Konsens über die ge
sellschaftliche Verfassung. Es sei hier an 
das Ahlener Programm mit seinen soziali
stischen Projektionen und an die ordo-libe- 
ralen Illusionen Ludwig Erhard erinnert. 
Die Differenzen der westlichen Sieger
mächte in dieser Frage lassen sich exem
plarisch an der Kontroverse um den Bi- 
Zonen Wirtschaftsrat aufzeigen. Auf Be
treiben der Amerikaner und gegen den hef

tigen Widerstand der Engländer mußte der 
Sozialist BrurÄ) Gleitze seinen Posten als 
Direktor eben jenes Wirtschaftsrats ver
lassen und der Gallionsfigur des Kapitals, 

»Ludwig Erhard, Platz machen. Die Reihe der 
Beispiele ließe sich beliebig fortsetzen; eines 
dürfte aber klar geworden sein: die Spann
weite der Vorstellungen über die Verfas
sung der Gesellschaft war wesentlich grö
ßer als heute und Konsens ist für diesen 
Prozeß alles andere als eine zutreffende 
Beschreibung. Das Grundgesetz, das Ende 
der 40er Jahre von allen politischen Par
teien einschließlich der Kommunisten erar
beitet wurde, stellt selbst einen Kompromiß 
dar. Einerseits wird das Privateigentum ge
schützt, andererseits Verstaatlichung nicht 
ausgeschlossen. Konsens bestand nur hin
sichtlich der Staatsform, der parlamentari
schen Demokratie, wobei die Sozialdemo
kratie ihr prinzipielles Unverständnis für 
gesellschaftliche Entwicklungen unter Be
weis stellte und die KPD aus kurzfristigen 
taktischem Kalkül heraus handelte. In der 
Frage der Staatsform liegt auch der 
Schlüssel zum Nolte’schen Konsensbegriff. 
Während ernstzunehmende Politologen die 
wechselseitige Bedingtheit von Staatsform 
und Gesellschaftsverfassung betonen, nimmt 
Nolte hier eine Trennung vor. So kann er 
von Konsens berichten, meint dabei aber 
nur den über die Staatsform und kann ge
sellschaftliche Konflikte einfach unter den 
Tisch fallen lassen.

Ein makabrer gag gelingt Nolte, wenn 
er bei der Frage des westlichen Militär
bündnisses vom „pazifistischen Frankreich' 
spricht. Dieses Frankreich war derart „pazi
fistisch", daß es während des in Frage kom
menden Zeitraums zwei blutige Kolonial
kriege, in Indochina und Algerien, führte 
und verlor. Ähnlich wirr wird es, wenn Nolte 
Pazifisten, militärgeile Nationalisten und 
den heterogenen Klub der Antifaschsiten in 
einen Topf wirft und pauschal als „intel
lektuelle Opposition" bezeichnet, wobei 
schon Unklarheit auftritt, wie er bei der 
zweiten Kategorie den Begriff „intellektuell" 
materiell ausfüllen kann.

Bei der „intellektuellen Opposition" 
muß Nolte an ein Chamäleon gedacht ha
ben. Er glaubt hier eine Doppelstrategie 
feststellen zu können. Während sie in der 
Öffentlichkeit resignierend sich an das poli
tische Establishment anzugleichen schien, 
„...ha tte  die intellektuelle Opposition* im 
abgeschirmten Raum der Schulen und Hoch
schulen (insgeheim, d. Verf.) sich fast voll
ständig durchgesetzt". Wer da klammheim
lich sozialistische Wühlarbeit betrieben hat 
bleibt ebenso unklar, wie der Erfolg, der da 
angeblich errungen worden ist. Wer die 
starken Battaillone der reaktionären Profes
soren- und Assistentenschaft kennt, muß sich 
sehr wundern, wen da Nolte noch zu Sozia
listen machen will. In der Studentenschaft 
sieht das Bild nicht viel besser aus. Die Un
tersuchungen, die Habermas und später v. 
Friedeburg über das politische Bewußtsein 
der Studenten durchgeführt haben erhellen 
dieses Dilemma: politisch aktiv sind höch

stens 10% und demokratisch im weiteren 
Sinn bestenfalls 30%. Die Studenten
schaftswahlen bestätigen diese Zahlen Jahr 
für Jahr. Nolte baut hier künstlich einen 
Popanz auf, um nachher umso lauter „Ge
fahr" schreien zu können. Das schlimmste 
war die Produktion der jungen Dogmati
ker, der Drahtzieher, die flugs die Univer
sitäten ins Chaos stürzten. In einem Anflug 
von Solidarität dem eigenen Stand gegen
über konzidiert Nolte seinen „sozialisti
schen" Kollegen, daß sie dies in letzter Kon
sequenz vielleicht nicht gewollt haben. Er 
reproduziert hier das Märchen vom Zauber
lehrling, mit dem seine Gesinnungsgenossen 
von Helmut Schmidt bis Strauß, Springer & 
Co. schon immer ihr Unverständnis doku
mentiert haben, gegenüber dem zweifels
ohne prekären Verhältnis linker Studenten 
zu ihren linken oder links-liberalen Mento
ren.

U n i v e r s i t ä t  

i m , C h a o s 4

Die Entstehungsgründe, die Nolte für 
die Studentenbewegung anführt, sind nur 
zur Hälfte zutreffend. Die Trennung in in
nere und äußere Faktoren ist künstlich und 
wird auch der Genese der Konflikte nicht 
gerecht. Es waren eben nicht bloß die von 
außen in die Hochschule getragenen Fak
toren wie Große Koalition, NPD und Not
standsgesetze, die das Bewußtsein der lin
ken Studenten bildeten, sondern vor allem 
auch die inneren Zustände der Hochschule. 
Weder die Wiederbewaffnung noch die 
atomare Rüstung der Streitkräfte noch der 
Algerien-Krieg haben in den 50er Jahren 
zur Politisierung der Studentenschaft ge
führt, obwohl sie ein ähnliches Konflikt
potential enthielten wie die genannten 
hochschulexternen Konflikte der 60er Jahre.

Der Erfolg der Protestbewegung an der 
Hochschule läßt sich aus dem Zusammen
spiel verschiedener Faktoren erklären. Ex
terne Bedingungen wie der Vietnam-Krieg, 
die Bildung der Großen Koalition und die 
Verabschiedung der Notstandsgesetze lie
ßen viele Studenten an der Glaubwürdig
keit und Funktionstüchtigkeit der parlamen
tarischen Demokratie zweifeln. Die starre 
Hierarchie der Ordinarienuniversität, wie 
auch deren Unfähigkeit, eine stark angestie
gene Zahl von Studenten zu integrieren, 
schufen in der Studentenschaft ein Kon
fliktpotential, das sein Bewußtsein zunächst 
an Antagonismen des Arbeitsplatzes und 
Unerträglichkeiten der Arbeitsbedingungen 
und des Arbeitsklimas entwickelte. Den lin
ken Studentengruppen gelang es, die ak
tuelle Unzufriedenheit mit dem Arbeitsplatz 
mit dem latenten Unbehagen an der Ge
sellschaft für viele Studenten in sinnfälliger 
Weise zu verbinden. Zentral für die Mobi
lisierung vieler Studenten waren jedoch ne
ben den externen und internen Bedingun
gen die plausiblen, Gegenmodelle und -lö- 
sungen aufzeichnenden Forderungen nach
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der Demokratisierung von Hochschule und 
Gesellschaft.

Nolte ist schlicht im Unrecht, wenn er 
behauptet, daß die hochschulpolitischen 
Forderungen der Studenten nach der Um
strukturierung der Ordinarienuniversität 
erst nach der Verabschiedung der Not
standsgesetze auftauchten und verstärkt 
vertreten wurden. Die Demokratisierungs
forderungen sind bereits in der Anfang der 
60er Jahre erarbeiteten SDS-Denkschrift 
„Hochschule in der Demokratie" enthalten 
und haben von Anfang an in der Studen
tenbewegung eine zentrale Rolle gespielt.

K o m m u n i s t i s c h e

W ü h l m ä u s e

Die selektive Auswahl der Gründe für 
das Entstehen der Studentenbewegung wird 
erst aus folgendem deutlich. Nolte heizt 
die Kommunistenfurcht an. Schon 1967/68 
will er etwas festgestellt haben, was an den 
berühmten Grundfesten des Staates rührt: 
„Damals schon war unter der Studenten
schaft eine »Partei der DDR“ im Entste
hen ..." . Außerdem waren in der „westli
chen Studentenschaft merkwürdige Töne 
über die Vorzüge der sozialistischen Ord
nung der DDR" zu hören. Herr Nolte scheint 
nicht genau genug zugehört zu haben. Es 
ist zutreffend, daß in der Protestbewegung 
marxistische Gesellschaftsanalysen der 
Ausgangspunkt der Kritik waren. Es stimmt 
auch, daß vergleichende Betrachtungen der 
Gesellschaftssysteme angestellt wurden. 
Aber auch die Kritik am Stalinismus, an der 
Bürokratisierung sozialistischer Herrschafts
formen war immer ein zentraler Gegen
stand studentischer Kritik. Mit dieser her
geholten, bewußt zurechtgebogenen Ana
lyse der Studentenbewegung will Nolte 
zweierlei erreichen: Einerseits diskreditiert 
er mit seinem Antikommunismus jegliche so
zialistische Tendenz in der linken Studen
tenbewegung, andererseits hat er voll
ends von der eigentlichen Ursache der Pro
testbewegung abgelenkt. Die strukturellen 
Schwächen der Ordinarienuniversität sowie 
ihre prekäre Integration in die Wissen
schaftsorganisation spätkapitalistischer In
dustriegesellschaft sind wegdiskutiert, be
graben unter dem Berg reaktionärer Phra
sen.

Die groteske Überschätzung der Ziele 
und der Potenz der linken Studentenbewe
gung treibt ihrem Höhepunkt zu: „Aber die
ser Staat verrät sich selbst, wenn er einer 
staatsfeindlichen Partei als solcher wesent
lichen Einfluß auf seine Hochschulen ein
räumt oder sie ihr wohl gar ausliefert." 
Der reaktionäre Kern Nolte’scher Gedan
ken enthüllt sich, wenn er im gleichen 
Atemzug behauptet, die studentischen For
derungen nach Demokratisierung der Hoch
schule seien nur vorgeschobene Phraselo- 
gie, um der DDR einen Brückenkopf in der 
BRD zu sichern. Die fatale Identität mit dem 
Faschismus-Syndrom wird hier deutlich. Für 
die Nationalsozialisten waren die Juden

12

die kleine, gleichwohl allmächtige Gruppe, 
die der Weltverschwörung, dem Zionismus, 
in die Hand arbeiten. Die Nolte’schen Be
griffe sind in diesem Sinne austauschbar.

Herr Nolte ist die Kassandra, die vor 
dem trojanischen Pferd warnt -  ein Mann 
von historischer Größe also. „ . . .  eine staats
feindliche Partei ist in die Zentren der 
Hochschulen eingezogen, und wenn ihr nicht 
Halt geboten wird, wird sie mindestens 
Teile der Universitäten zu Zitadellen der 
DDR auf dem Boden der Bundesrepublik 
machen." „Schon haben an einzelnen deut
schen Universitäten diejenigen Gruppen, 
welche in gemeinsamen Flugblättern die 
Propaganda des Kalten Krieges unter um
gekehrten Vorzeichen wiederaufnehmen, die 
Herrschaft in den Studentenparlamenten 
und damit entscheidenden Einfluß in den 
Fakultäten und Senaten errungen." Es ist 
unklar wer hier die Vorzeichen umdreht 
und kalt kriegt.

Die marxistisch-leninistischen Studenten 
können es nicht sein, sie bezeichnen die 
DDR als imperialistische Macht. Die Reste 
der anti-autoritären Bewegung und die Be
triebsprojektgruppen sehen die DDR als zu 
dogmatisch an. Für die Trotzkisten ist die 
DDR eine Blüte des Stalinismus. Im SHB 
wird an verschiedenen sozialistischen Mo
dellen gebastelt, zudem noch an neu
eren organisationssoziologischen Mo
dellen. Bleibt also nur der Spartakus, als 
potentieller Unterwanderer. Nolte schießt 
mit Kanonen nach Spatzen, wenn er den 
Spartakisten eine derartige Bedeutung zu
mißt. Auch würden sich die Asta-Funktionäre 
freuen, wenn sie „entscheidenden Einfluß 
in den Fakultäten und Senaten errungen" 
hätten.

Der Nolte’sche Seiltanz auf Schutzbe
hauptungen nähert sich gegen Ende des 
Werks seinem reaktionären Grund: „Mit 
anderen Worten: nur die internationale 
Wissenschaft, vertreten durch ausgewie
sene Gelehrte einer einzelnen Universität 
und auswärtige Spezialisten, darf das Wahl
gremium für die einzelnen Wissenschaftler 
sein,"

N o l t e s

r e a k t i o n ä r e r

K e r n

Die Interessen Noltes werden in diesem 
Abschnitt deutlich. Die aufgefundenen W i
dersprüche klären sich, die Funktion der be
wußten Verfälschungen und Diffamierungen 
wird sichtbar. Nolte will, daß sein 
Stand, jenes Elite-Corps deutscher Machart, 
die Professorenschaft, unbehindert die W ir
ren der Reformzeit übersteht und seine Pri
vilegien erhalten bleiben. Die Strategie der 
Nolte’schen Argumentation ist eine dop
pelte. Die Verteufelung des Gegners, der 
kritischen linken Studentenschaft, nimmt da
bei den Hauptplatz ein. Gegen Ende des 
Artikels gibt Nolte aber auch positives Bild

dessen, was da in Gefahr ist: der Wissen
schaftler alter Art oder westlicher Prägung. 
Die internationale Kontrolle der Wissen
schaftler untereinander, wie auch deren 
„relative Autonomie" oder gewisse „Ent- 
hobenheit" von der Gesellschaft und deren 
Bedürfnissen sind eine Fiktion, die das un- 
befragte, unkontrollierte Handeln der Wis
senschaftler ideologisch absichern soll. 
Trotz der feststellbaren Übereinstimmung 
bestimmter Problemkreise ist die Interna
tionalität der Wissenschaften insofern ein 
Trugbild, als die Fragestellungen der Wis
senschaftler nur in dem Kontext der je ver
schiedenen historisch, politisch und sozialen 
Erfahrungen und Problemen der einzelnen 
Gesellschaften zu verstehen und zu lösen 
sind. Die „relative Autonomie" oder die 
„Enthobenheit" der Wissenschaftler ist eine 
Farce angesichts der biographischen Erfah
rungen der Wissenschaftler, der Bereitstel
lung bestimmter Ressourcen der Gesell
schaft für bestimmte Probleme -  wie auch 
der Verweigerung materieller Ressourcen 
für andere Probleme -  und dem politisch, 
sozialen Verhalten des einzelnen Wissen
schaftlers, das meist unbefragt und unkon
trolliert in die Forschung miteingeht. Eine 
Farce, die ihren ideologischen Charakter 
seit langem enthüllt hat; erinnert sei hier 
an die endlose Debatte über die „Wert
freiheit" der Wissenschaften. Noltes naive 
Darstellung dieses Tatbestandes kann man 
ihm genauso wenig abnehmen wie seine 
drollige Mystifizierung des Wissenschaftlers 
als eines Märtyrers, der an Einsamkeit und 
Qual leidet.

Als Mitglied des reaktionären „Bundes 
Freiheit der Wissenschaft" schreibt Nolte als 
Lobbyist und keineswegs „wertfrei", was er 
sonst als wesentliches Merkmal des Wis
senschaftlers ausgibt. Er will Öffentlichkeit 
und Politik für sich und seine reaktionären 
Freunde gewinnen, indem er schamlos an 
die vorhandene Kommunistenfurcht und an
dere Ängste in diesen Kreisen appelliert, 
um sie so gegen die Forderungen der lin
ken Studenten immun zu machen. Dabei 
scheut er sich nicht, nachweisbar falsche Be
hauptungen aufzustellen und die Aktivität 
seiner Gegner zum Schreckengespenst auf
zubauschen, um. nachher um so eindringli
cher auf die (angebliche) Gefahr zu. ver
weisen.

Bernd Grass



Interesse der Studenten entzogen war. Das 
war bei den Demonstrationen und Aufklä
rungsveranstaltungen gegen den Krieg in 
Vietnam vom Gegenstand des Protests her 
nicht möglich. Wohl gab es eine Eskalation 
und Deeskalation der Konflikte mit der uni
versitären und städtischen Administration; 
und diese Konflikte überlagerten als abge
wandelte „free-speech-issues", als Kontro
versen um das politische Mandat und um 
die Förderungswürdigkeit des SDS, die 
Kampagne gegen den Krieg der USA in 
Vietnam. Dieser blieb jedoch die Grund
lage; die Aktionen gegen Humphrey bis hin 
zu den Demonstrationen gegen den Be
such des Schah von Persien basierten auf 
der moralischen Entrüstung einer wachsen
den Zahl von Studenten (an den Demon
strationen nahmen in der Stadt durch
schnittlich zwei- bis dreitausend Menschen 
teil) über die Unterdrückung der Befrei
ungsbewegungen in der Dritten Welt. Der

Der vorliegende Text wurde einer 
soziologischen Arbeit M. Buddebergs über 
„Die konstitutive Funktion der „Vietnam- 
Bewegung" für das Selbstverständnis der 
politischen Studentenbewegung in 
Westdeutschland" entnommen. Diese 
Arbeit, im Sommer 1969 geschrieben, 
versucht, eine Phase der 
Studentenbewegung, vornehmlich des SDS, 
weniger „abgeschlossen" war, zu 
analysieren. Ein Teil der Arbeit versucht 
wesentliche Theoreme der 
Erfahrung mit „Vietnam" und der „3. Welt" 
abzuleiten. Die Verzerrungen dieser 
Erfahrungen sind mitbedingt durch das 
Fehlen einer nichtintegrierten 
Arbeiterbewegung. Die Erfolglosigkeit der 
Strategien, die auf diesen Erfahrungen 
beruhen, hat inzwischen Lernprozesse 
verursacht. Unter unveränderten Macht
verhältnissen sind Lernprozesse 
oppositioneller Bewegungen gefährdet. 
Ihrer Festigung soll eine Erinnerung des

Am Beispiel der Studentenbewegung in 
Berlin läßt sicHl zeigen, daß die Aktionen 
gegen den Krieg in Vietnam in den Jahren 
1965 bis 1968 am meisten zur Konsolidie- 
Yung der Bewegung beigetragen haben. Ge
genüber allen anderen Auseinandersetzun
gen, der „free-speech"-Bewegung im „Kuby- 
Krippendorf - Semester" 1965 und der 
Aktionen gegen die Zwangsexmatrikula
tion im Sommersemester 1966, zeichnen sie 
sich durch eine größere Kontinuität, auch 
der Mobilisierungsbereitschaft, aus. Wäh
rend sowohl die „free-speech"-Bewegung 
als auch die Proteste gegen die Zwangs
exmatrikulation schon nach kurzer Zeit ver
sandeten und später nicht wieder aufgegrif
fen werden konnten, weil entweder der An
laß zum Konflikt fehlte oder, wie im Fall 
der Hochschulreformkommissionen, eine 
Kompromißformel gefunden worden war, 
mit dem der Konflikt zwar nicht beigelegt, 
aber „reguliert" und damit dem politischen



Protest gegen den Vietnamkrieg war nicht 
nur immer wieder aktualisierbar, da der 
Krieg ja fortdauerte und weiter eskalierte, 
sondern er radikalisierte sich von Mal zu 
Mal vom moralisierenden Pazifismus zu 
einer Art abstraktem „sozialistischen Inter
nationalismus".

Eine ähnliche Bedeutung der Vietnam
kampagne läßt sich für die meisten der an
deren SDS-Gruppen nachweisen. Viele der 
kleineren SDS-Gruppen, die zum Teil erst 
1966/67 neu entstanden oder aus einem rei
nen Schattendasein neu ins Leben gerufen 
wurden, konstituierten sich um Informations
und Protestveranstaltungen zum Vietnam
krieg. Damit erst bekam die Politik des SDS 
an den verschiedenen Hochschulen ein ein
heitliches Gepräge. Die Vietnambewegung 
war damit die erste zentrale Kampagne des 
SDS, an der zum einen ein großer Teil der 
SDS-Mitglieder für längere Zeit aktiv be
teiligt war, die zum anderen von den ver
schiedenen Fraktionen im SDS getragen 
wurde, soweit sie damals bereits bestanden 
oder sich herauszubilden begannen; sie 
wurde schließlich von den anderen „linken" 
Studentenverbänden, SHB, LSD, HSU und 
zumeist auch ESG unterstützt und konnte 
bei einer großen Anzahl von Studenten 
Inte-esse, wenn nicht Sympathie, mobilisie
ren.

Das galt für andere zentrale Kampa
gnen des SDS nicht in gleichem Maße. Die 
Anti-Notstandskampagne konnte sich zwar 
auf eine breite Resonanz außerhalb der 
Universität, bei Gewerkschaftlern, Sozial
demokraten und Radikalliberalen stützen. 
Sie beschränkte sich jedoch bis auf ihre 
letzte Phase auf sporadische Massenkund
gebungen und Resolutionen. Jedoch, wie 
der Bundesvorstand des SDS im September 
1967 formulierte,
„eine wirklich zentrale, den SDS bewegende 
und festigende Funktion hat unser Not
stands-Engagement für den SDS selbst nicht 
gehabt." „Inzwischen müssen wir schlicht 
feststellen, daß der SDS notstandsmüde ge
worden ist."

Erst kurz vor der Verabschiedung der 
Notstandsgesetze belebten und radikali- 
sierten sich die Aktionen noch einmal. Diese 
erneute Radikalisierung war jedoch zum 
Teil auch Reaktion auf die plötzliche Mobi
lisierung von Studenten und anderen Ju
gendlichen nach dem Mordanschlag auf 
Rudi Dutschke.

Ohne diesen erneuten Anlaß zur „erup
tiven Politisierung" wäre auch die Anti- 
Springer-Kampagne, die eigentlich die Be
wegung, die sich in den Aktionen gegen den 
Vietnamkrieg und die Notstandsgesetze an
satzweise gebildet hatte, fortsetzen sollte, 
vermutlich eine rein akademische Angele
genheit geblieben, beschränkt auf das 
„Springer-Tribunal" und einige wissen
schaftliche Dokumentationen. Die ungeheure 
Militanz, mit der die außerparlamentarische 
Opposition auf den Anschlag gegen 
Dutschke reagierte und nun doch in einer 
zentralen Kampagne gegen die Drucke
reien und Auslieferungslager der Springer- 
Zeitungen vorging, läßt sich nur aus der 
vorherigen Radikalisierung der Protestbe
wegung erklären. Für diese Radikalisierun
gen war eben die theoretische Auseinander
setzung und die Identifikation mit den re
volutionären Kämpfen in der Dritten Welt 
entscheidend. Die Kampagne gegen die 
Notstandsgesetze, gegen die Manipulation 
der öffentlichen Meinung durch eine oligo- 
polisierte Presse wie auch der Kampf für 
eine Reform der wissenschaftlichen Ausbil
dung wären auch auf der Basis eines bloß 
radikaldemokratischen Bewußtseins möglich
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gewesen. Daß der SDS diese Auseinander
setzungen gerade nicht „systemimmanent", 
sondern „revolutionär" zu führen sich be
mühte, war wesentlich Resultat der Vietnam
kampagne, durch die „revolutionäre" Per
spektiven zur Lösung fundamentaler ge
sellschaftlicher Konflikte erst wieder -  
wenn auch zunächst nicht „hier und jetzt"
-  an Aktualität gewonnen hatten.

D i e

E n t w i c k l u n g  

d e s  P r o t e s t e s

Auf der 19. Del.-Konferenz des SDS, 
1964, will man eine Unterschriftensammlung 
an die Regierung der USA und an die UNO 
einleiten
„mit der Forderung nach sofortiger Ein
berufung der Indochinakonferenz, um eine 
politische Lösung des Südvietnamkonfliktes 
zu erreichen".

Gemessen an späteren Positionen des 
SDS befremdlich, für die damals noch 
weitgehend pazifistische, radikaldemokra
tische Politik des SDS jedoch typisch, heißt 
es:
„Die augenblickliche amerikanische Regie
rung . . .  scheint... zu verkennen, daß die 
direkte Intervention mit konventionellen 
Streitkräften nicht nur ihrem Ansehen in 
den Entwicklungsländern zusehends scha
det, sondern auch, daß durch eine Flucht 
nach oorn die Ausweitung des Krieges nach 
Norden, die Gefahr einer internationalen 
Eskalation des Konfliktes, einen dritten 
Weltkrieg heraufbeschwören könnte."

Immerhin geht eine Resolution 1965 
schon von der Erkenntnis aus, daß 
„unser Aufruf keinen Einfluß auf die mili
tärische Politik der Vereinigten Staaten ha
ben wird. Wir halten es aber für gewissen
los zu schweigen: wer schweigt, stimmt zu"
-  heißt es weiter in einem Ton, der, bewußt 
oder unbewußt, an das traditionelle Selbst
verständnis von Intellektuellen, „Gewissen 
der Nation" zu sein, appelliert.

Im Zusammenhang mit der Aufklä
rungskampagne über den Krieg in Vietnam 
kam es im Wintersemester 65/66 in West- 
Berlin zu ersten Konflikten mit der univer
sitären und städtischen Administration. Der 
Rektor der FU verweigerte „aus baupolizei
lichen Gründen" und, um „eine Störung des 
ordentlichen Lehrbetriebes" zu vermeiden, 
die Räume der Universität für eine Vietnam
ausstellung des SDS und für Informations
veranstaltungen.

V o m  P r o t e s t  

z u m  K a m p f

Erste Ansätze zur Überwindung des als 
rein moralisch kritisierten Protestes sollte in 
West-Berlin eine illegale Plakataktion, im 
Februar 1966, bringen. Auf diesen Plakaten 
hieß es:

„Ost und West arrangieren sich immer 
wieder auf Kosten der wirtschaftlich unter
entwickelten Länder. Jetzt bleibt den Un
terdrückten nur noch der Griff zur Waffe. 
Für sie heißt die Zukunft Revolution."

Der Text der Plakate war pathetisch 
und ästhetisierend, seine Funktion unklar. 
Sie konnte nur im „illegalen", provokatori
schen Charakter der Aktion liegen. Ihr 
folgte am Tag darauf, im Anschluß an eine 
von allen linken Studentengruppen getra
gene offizielle Vietnam-Demonstration, ein

Nachspiel vor dem Berliner Amerikahaus: 
einige Demonstranten warfen Eier gegen 
die Fassade und setzten die amerikanische 
Flagge auf Halbmast. -  Schließlich zielte 
eine Flugblatt-Serie, „Informationen über 
Vietnam und die Länder der Dritten Welt", 
die im Mai 1966 begann, in die gleiche 
Richtung. Programmatisch wird in der er
sten Nummer der Impuls für die neuen pro
vokativen Aktionen formuliert:

„Abzug der amerikanischen Truppen", 
„Freie Wahlen in Südvietnam", das 
sind Forderungen an den Vietkong, 
einen gerechten Frieden endlich zu er
zwingen, Forderungen, die nicht hilflos blei
ben, in der Solidarität mit den Unterlege
nen, die eine lahme deutsche Protestbewe
gung bis heute bejammerte, sondern die 
schlagkräftiger werden mit jedem abge
schossenen amerikanischen Flugzeug, mit 
jedem verbrannten Einberufungsbefehl. Was 
bis heute versäumt wurde, in den Verurteil
ten, die sich erfolgreich zur Wehr setzen, 
uns selbst wiederzuerkennen ..., das ist 
endlich zu leisten."

So vage und abstrakt diese Formulie
rungen waren, mit ihnen war die Frage ge
stellt: wie kann es gelingen, Protestformen 
zu finden, die nicht ohnmächtig bleiben, 
die von der Gesellschaft nicht mehr zu inte
grieren sind und die eine aktive Unterstüt
zung der kämpfenden Befreiungsbewegun
gen in Vietnam und in der Dritten Welt 
darstellen? Seit dem Januar 1966 versuch
ten die Protestaktionen des SDS dieses 
Problem zu lösen. Tatsächlich fanden die 
provokativen Demonstrationsformen in der 
Presse eine weit größere Resonanz als die 
traditionellen. Mit der Entrüstung über die 
Eier an der Fassade des Amerikahauses ge
langten auch die Parolen upd Argumente 
der Demonstrierenden in die Schlagzeilen 
und Berichte auf der ersten Seite der Ta
geszeitungen. Zugleich machten die De
monstranten beim Vorgehen der Polizei, das 
zunehmend härter und brutaler wurde, die 
„sinnlich-manifeste Erfahrung der Repres
sion in den Metropolen".

B ü n d n i s f r a g e

Wollte der SDS nicht zur bloßen radi
kalen Interessenvertretung von Studenten 
werden und damit seinen Anspruch als so
zialistischer Verband aufgeben, dann mußte
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er nach neuen Verbündeten außerhalb des 
Hochschulbereichs suchen. Das historische 
Subjekt für die Veränderung der Gesell
schaft in eine sozialistische Gesellschaft 
mußte neu bestimmt werden. Die Erfahrun
gen mit der SPD, aber auch mit den Ge
werkschaften, zeigten, daß bei der Arbei
terklasse, zumindest bei ihren Organisatio
nen, revolutionäres Bewußtsein nicht zu fin
den war. In den Arbeiten der „Zeitschrift 
für Sozialforschung" deren Mitarbeiter ja 
angesichts der Kapitulation der Arbeiter
bewegung vor dem Faschismus vor dem 
gleichen, nur noch schärfer zugespitzten 
Problem gestanden hatten, fand sich diese 
Erfahrung bestätigt und sozialpsychologisch 
begründet. Die Analysen von Theoretikern 
wie Marcuse besagten dabei keineswegs, 
daß es im Kapitalismus keine Widersprü
che mehr gäbe. Im Gegenteil: nach wie vor 
war der Kapitalismus nicht in der Lage, 
seine mit der Entwicklung der Produktiv
kräfte objektiv gegebenen Möglichkeiten 
auch tatsächlich zu realisieren. Dennoch war 
in den USA, wie in den meisten anderen 
hochentwickelten kapitalistischen Ländern, 
festzustellen, daß

„diejenigen Klassen, die früher die ab
solute Negation des kapitalistischen Systems 
darstellten, weitgehend in das System inte
griert worden" (Marcuse) waren. Das hieß 
aber, daß diese Klassen nicht nur im 
Augenblick nicht revolutionär waren, son
dern daß von ihnen auch in Zukunft keine 
Bereitschaft zur Revolution zu erwarten 
war; denn;

„Warum soll der Umsturz des Beste
henden eine Lebensnotwendigkeit für die
jenigen sein, die innerhalb des Bestehenden 
ein eigenes Haus, Fernsehgerät, ausrei
chende Kleidung und Nahrung haben kön
nen?" (Marcuse)

Die Antwort auf die Frage nach dem 
neuen revolutionären Subjekt blieb frag
mentarisch und unbefriedigend wie in dem 
hie. zitierten Referat Marcuses. Weder C. 
W. Mills’ Plädoyer für die revolutionäre 
Bedeutung der Intelligenz, noch Serge Mal- 
let’s Untersuchungen über „die neue Ar
beiterklasse" konnten das Dilemma lösen, 
denn beide Gruppen waren nur ein revolu
tionäres Potential, aktuell aber ebensowenig 
revolutionär wie die Arbeiterklasse.

R a n d g r u p p e n -

Q p i e t h o d e

Nach Marx konnte nur die Klasse als 
revolutionäres Subjekt fungieren, die in sich 
die Negation der bestehenden Gesellschaft 
verkörpert. Unter den Bedingungen der ge
samtgesellschaftlichen Formierung konnte 
das nur eine Klasse sein, die diesem Pro
zeß prinzipiell sich entzog, die sich außer
halb des Systems des Spätkapitalismus be- 

• fand Diese Voraussetzungen galten, von 
Randgruppen in den industrialisierten Län
dern abgesehen, nur für die Nationen der 
Drift sn Welt. Denn -  so formulierte es Mar
cuse
„Hier sind objektiv... die klassischen Be
dingungen für den Übergang zum Sozialis
mus gegeben, nämlich:
1. Das Elend der unmittelbaren Produ
zenten als Klasse, als agrarisches, nicht-in
dustrielles Proletariat,
2. das vitale Bedürfnis nach radikaler 
Umwälzung unerträglicher Lebensbedingun- 
gen,
3. Die Unfähigkeit der herrschenden 
Klasse, die Produktionsverhältnisse zu ent
wickeln,

4. die militante Organisation der na
tionalen Befreiungsfront, die eine Einheit 
von nationaler und sozialer Revolution dar
stellt".

Entscheidend war aber, daß es sich bei 
den nationalen Befreiungsbewegungen der 
Dritten Welt nicht nur um potentiell revo
lutionäre Kräfte handelt, sondern um wirk
liche revolutionäre Kämpfe.

Jedoch die militärisch prekäre Lage der 
nationalen Befreiungskämpfer stellte das 
alte Problem in veränderter Form wieder 
neu: welche Kräfte gibt es in den ent
wickelten Ländern, die in aktiver Solidari
tät die nationalen Befreiungsbewegungen 
zu unterstützen bereit sind,
„deren Minimalziel es wäre, die physische 
Vernichtung der sich emanzipierenden Län
der zu verhindern, und die die politische 
und ökonomische Repression der kapitali
stischen Länder gegenüber der Dritten Well 
aufzuheben geeignet wäre (n)".

Erneut war also nach Gegenkräften in
nerhalb der kapitalistischen Gesellschaft zu 
suchen. Die Erfahrung der Vietnamopposi
tion in den Vereinigten Staaten und in der 
Bundesrepublik ebenso wie die Theorien 
über den Spätkapitalismus aber besagten, 
daß das Proletariat als Gegenkraft aus
schied. In Frage kamen nur Gruppen, die 
ebenso wie die Dritte Welt nicht ins System 
des Spätkapitalismus integriert sind und 
nicht von ihm profitieren. Die Farbigen in 
den Vereinigten Staaten waren noch am 
plausibelsten als solch eine Gruppe zu fas
sen; bei ihnen war „Unterprivilegierung" 
bereits bewußt artikuliert und zum Gegen
stand der Revolten in den nordamerikani
schen Ghettos geworden. Aber gerade hier
für gab es in der Bundesrepublik keine di
rekte Entsprechung. Eine Zeit lang war da
mit für die neue Linke jede gesellschaftlich 
unterprivilegierte Gruppe „revolutionsver
dächtig" geworden:
„Heute kann bei uns jeder x-beliebige Sek
tierer irgendeine gesellschaftliche Gruppe 
als revolutionäres Subjekt präsentieren, 
ohne daß man ihm die Falschheit seiner 
Konzeption durch den Hinweis auf ein ,ak
tuelles' revolutionäres Subjekt nachweisen 
kann."

Die Entscheidung darüber, welche 
Gruppen potentiell oder aktuell zu den Ge
genkräften zu rechnen seien, fiel pragma
tisch und wurde meist erst ex post -  mit
unter recht aufwendig -  theoretisiert. Das
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wichtigste Kriterium war zunächst die Mo
bilisierungsbereitschaft ; und wenn diese ge
geben war, versuchte man zu konstruie
ren, daß die Mobilisierung einer unterprivi
legierten Gruppe, wie die der Schüler,
„diese Gesellschaft vielleicht an ihrem 
empfindlichsten Punkt treffen" 
könnte. Modell für diese zu mobilisie
renden Randgruppen blieben die nationa
len Befreiungsbewegungen in der Dritten 
Welt, als Negation des Bestehenden, und 
nach diesem Leitbild wurden die Gegen
kräfte in den Metropolen theoretisch mo
delliert:
„Radikaldemokratische Aktionen einer rele
vanten Mehrheit der Pubertierenden dieser 
Gesellschaft würden aber die Gesellschaft 
tendenziell vor die Alternative stellen, ent
weder ihren Nachwuchs totzuschlagen oder 
ihr repressives Verhältnis zu ihm zu än
dern. Eine Alternative also, die gleichzeitig 
wäre mit der, die für die reichen Länder im 
Verhältnis zu den armen entsteht".

In einer Diskussion zwischen H. M. En
zensberger und Vertretern des Berliner 
SDS wies Bernd Rabehl darauf hin, daß die 
Neue Linke im Grunde den Bakuninschen 
Proletariatsbegriff wieder aufnehme: 
„deklassierte Intelligenz, Intelligenz, die 
außerhalb der Apparate steht, die gewisse 
Einsichten hat und sich weigert, im Appa
rat mitzuarbeiten; ferner das Lumpenprole
tariat . . .  im Sinne jener Randschichten, die 
durch die Strukturkrise gefährdet werden 
oder deren Stellung im Produktionsprozeß 
gefährdet ist. . . .  Bakunin rechnete noch mit 
einer revolutionären Bauernschaft. Die re
volutionäre Bauernschaft lebt aber heute 
in der Dritten Welt. Das Proletariat 
im Bakuninschen Sinn hat sich über die 
ganze Welt verteilt".

Interessant ist hier nicht nur, daß mit 
diesem theoretischen Rückgriff per analo
giam die Einheit der antiimperialistischen 
Bewegungen in der Dritten Welt und in 
den Metropolen herzustellen versucht 
wurde, sondern mehr noch, wie das ge
schah:

U n e r s c h ü t t e r l i c h e

V e r h ä l t n i s s e
Die Frage nach dem historischen Sub

jekt wurde in der Theorie der Neuen Linken 
keineswegs systematisch deduktiv beantwor-
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tet. Alle diesbezüglichen Theoreme waren 
vielmehr zu einem Großteil pragmatisch, 
fragmentarisch und ad hoc formulierte Ver
allgemeinerungen aktueller historischer Er
fahrungen. Wurde die spätkapitalistische 
Gesellschaft als „integriert" und „eindimen
sional" beschrieben, so war das weniger 
Resultat detaillierter Analysen dieser Ge
sellschaft; sondern mit dieser Aussage 
wurde nur die Erfahrung einer Opposition 
formuliert, die faktisch auf kleine Rand
gruppen der Gesellschaft, vornehmlich ju
gendliche Intellektuelle, beschränkt war. 
Diese Erfahrung selbst wurde vom SDS 
kaum auf ihre historischen Bedingungen hin 
untersucht, sie wurde lediglich, anknüpfend 
an die Arbeiten Herbert Marcuses, artiku
liert. Da der SDS sich jedoch -  im Un
terschied zu den meisten Gruppen der ame
rikanischen Studentenbewegung -  in der 
Tradition des wissenschaftlichen Sozialismus 
verstand, lief er oft Gefahr, die Artikula
tion von Unbehagen in abstrakten Begrif
fen bereits für eine Analyse zu halten. Die 
subjektive perspektivische Verzerrung ihrer 
Theoreme wurde den Theoretikern der 
Neuen Linken oft nicht bewußt. Die Erfah
rungen oppositioneller Studenten wurden 
dann leicht zu einem dualistischen Weltbild 
stilisiert, in dem es nicht mehr Widersprü
che zwischen den sozialen Klassen und in 
nerhalb der sozialen Klassen gab, sondern 
in dem den zum „falschen Ganzen" geron
nenen gesellschaftlichen Verhältnissen nur 
noch eine Minderheit von -  seltsamerweise 
-  nicht integrierten Randgruppen gegen
überstand. Die praktisch politischen Konse
quenzen einer solchen Konstruktion, wer
den von Habermas recht genau bezeichnet:

„Die Theorie schreibt den Verhältnissen 
soviel unerschütterliche Objektivität zu, daß 
sie mit der Praxis nicht zu vermitteln ist, es 
sei denn subjektivistisch".

Während der liberale Kritiker die Ver
bindung zwischen Einzelfall und gesell
schaftlicher Totalität offenließ oder abstritt, 
bestand und besteht beim SDS die Nei
gung, diese Verbindung kurzzuschließen. 
Weil der SDS als diskriminierte und isolierte 
oppositionelle Gruppe mit dem Herr
schaftsapparat (Polizei und Justiz) und dem 
Manipulationsapparat (Springerpresse und 
andere Massenmedien) in der Bundesrepu
blik kollidierte, tendiert er dazu, Herrschaft 
und Manipulation als primäre Interessen in 
der Gesellschaft und nicht als spezifische 
Instrumente der Aufrechterhaltung des Ka
pitalakkumulationsprozesses anzunehmen.

Dem entspricht der inflationäre Ge
brauch von Begriffen wie „faschistisch", 
„autoritär", „faschistoid" zur Charakte
risierung der Verhältnisse in der Bundes
republik. Es kann nicht bestritten wer
den, daß die Herrschenden gegen die stu
dentische Opposition Mittel in Bewegung 
setzen, die von der Diffamierung über die 
Minoritätenhetze bis hin zur gezielten Ein
schüchterung durch massierte Polizeieinsätze 
reichen. Aber die Klassenauseinanderset
zungen haben -  von beiden Seiten gewis
sermaßen -  noch längst nicht solche Schärfe
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angenommen, daß von Faschismus die 
Rede sein könnte, bei dem es nicht mehr 
um die Einschüchterung, sondern um die 
systematische Zerschlagung und physische 
Liquidierung der Opposition und — wie im 
Fall des deutschen Faschismus -  von ge
sellschaftlichen Außenseitern geht.

Der Topos vom übermächtigen autori- . 
tären Staat wurde also nicht aus 
einer Analyse des Staates und seiner Funk
tionen gewonnen, sondern in falscher Ana
logie zur Theorie des faschistischen Staa
tes, der sich allerdings, etwa in den letz
ten Phasen des Krieges, gegenüber konkre
ten ökonomischen Interessen verselbstän
digt hatte, aus der subjektiven Erfahrung 
von Ohnmacht und Isolierung heraus kon
struiert.

I m p e r i a l F i m i s -

t h e o r i e

Die falsche Globalisierung zweier sub
jektiv wichtiger Erfahrungen, der Erfahrung 
der eigenen politischen Ohnmacht und der 
Erfahrung der revolutionären Kämpfe in 
der Dritten Welt, wird gestützt durch eine 
Reihe von problematischen theoretischen 
Hilfskonstruktionen, von denen die Manipu- 
lalionstheorie und die Imperialismustheorie 
die mächtigsten sind. Vom strategischen 
Wert der Manipulationstheorie war bereits 
die Rede. Ebenso wie sie ist auch die Im
perialismustheorie im SDS selbst kritisiert 
worden. So schreibt beispielsweise Kurt 
Steinhaus:
„Insgesamt steht... eindeutig fest, daß -  
ungeachtet der in absoluten Zahlen stei
genden neokolonialen Extraprofite -  die 
Ausbeutung der ökonomisch schwach ent
wickelten Gebiete an relativer Bedeutung 
für die sozioökonomische Stabilisierung der 
USA verliert. Das gleiche gilt für das ge
samte internationale kapitalistische System"

In der praktischen Agitation schlug sich 
das jedoch kaum nieder, sondern, sooft 
man vom US-lmperialismus sprach, war da
mit die -  wie immer modifizierte -  Geltung 
der Imperialismustheorie impliziert. Die
ser Widerspruch entspricht jedoch dem un
systematischen Charakter der Theorienbil
dung des SDS. Im Grunde erfüllte die For
mel vom US-lmperialismus keine andere 
Funktion, als stets zu signalisieren, daß der 
politische Geg'ne^ mehr als nur das bundes
deutsche Establishment, nämlich der inter
nationale Kapitalismus war.

Als vereinheitlichendes Element hat die 
Imperialismustheorie auch für Diskussionen, 
wie etwa über die Notstandsgesetze, einen 
neuen Problemhorizont eröffnet: den Zu
sammenhang zwischen autoritären Tenden
zen in der kapitalistischen Gesellschaft und 
zugrundeliegende ökonomischen Interes
sen. ln dem Maße, in dem der SDS jedoch 
nicht in der Lage war, die damit vorgege
benen Agitalionsmuster wirklich inhaltlich 
zu füllen, bestand und besteht'für ihn die 
Gefahr der Orthodoxie und des Sektierer
tums.

Eine zweite Konsequenz aus der theo
retischen Konstruktion ist, daß eine auf ra
dikale Minderheiten beschränkte oppositio
nelle Praxis nicht nur als zeitweilig fak
tisch unvermeidbar angesehen, sondern als 
langfristige Strategie projektiert wird.

Es kann hier selbstverständlich nicht 
darum gehen, den SDS und die Studenten
bewegung höhnisch als „kleine radikale 
Minderheit" abzutun. Nur: die Konstruktion 
seiner Theorie verleitete den SDS nur leicht 
dazu, die Not der eigenen Isolation, als for
males Indiz für Radikalität zur revolutionä
ren Tugend zu erheben.

A r b e i t e r  

a l s  , G e h e r d a 4

Die Tatsache, daß der SDS inzwische^ 
auch außerhalb der Hochschule, bei Schü
lern und jungen Arbeitern, Sympathisanten 
gefunden hat, hat bisher den spezifisch 
„studentischen" Charakter der außerparla
mentarischen Oppositionsbewegung kaum 
verändert. Die Erfahrung der verhängnis
vollen Isolation nach dem 2. Juni 1967 hatte 
den SDS erstmals wieder „eine große Hin
wendung zum Proletariat" vollziehen 
lassen. Aber diese Wendung blieb bisher, 
wie Krahl 1968 in diesem Zusammenhang 
bemerke,
„mehr blinder Reflex unserer eigenen Pra
xis als eine reflektierte Strategie".

Nur das Bündnis mit einer reaktivier
ten Arbeiterbewegung kann das Scheitern 
der radikalen Minderheiten in der Dritten 
Welt und in den Metropolen verhindern. 
Aber der theoretischen Konstruktion nach 
reagiert diese Arbeiterbewegung nicht mehr 
ihren eigenen Interessen entsprechend auf 
die immanenten Widersprüche des Kapi
talismus, sondern reiht sich nur noch ein in 
den bereits von den Studenten begonnenA 
Kampf „zwischen lebendiger Arbeit ui”  
verselbständigten Institutionen".

In dieser Inkonsistenz zwischen Theo
rie und alltäglicher Praxis zeigt sich eine 
Neigung, in einer möglicherweise erneut 
politisierten Arbeiterschaft nur den -  un
entbehrlichen -  „Gehherda" (Brecht) für die 
kritischen Ideen der aufgeklärten Minder
heit von Studenten zu sehen. Zumindest 
werden bei fortbestehender faktischer Iso
lierung der Studentenbewegung und bei ge
gebenem Verhältnis von Theorie und vor
theoretischer Erfahrung sich alte oder modi
fizierte Randgruppentheorien immer wieder 
als Rationalisierung anbieten.
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Wo die verschiedenen Gruppierungen 
der Angehörigen technischer Berufe im all
gemeinen Sprachgebrauch unter den Sam
melbegriffen „Techniker", „technische Intel
ligenz", „technische Angestellte" oder „neue 
Arbeiterklasse" zusammengefaßt werden, 
wird ein Arbeitszusammenhang bezeichnet, 
der bei allen Gruppen in entscheidender 
Weise durch die Technik und ihren bestän
digen Wandel geprägt ist. Diese Arbeit 
unterscheidet sich sowohl von der traditio
nellen Arbeit im Produktionsbereich als 
auch von den überkommenen Formen der 
kaufmännischen und verwaltenden Arbeit. 
Sie verlangt neue Formen der Qualifikation, 
sie erfordert andere Formen der Koopera
tion und sie verändert die Hierarchie der 
Kontroll- und Anweisungsinstanzen.

Die Büroarbeit wird zunehmend von 
mechanischen und halbautomatischen An
lagen übernommen; die Arbeit im Pröduk- 
tionsbereich nimmt Formen an, die früher 
geradezu als Charakteristika der Büroarbeit 
angesehen wurden (vom äußerlichen Merk
mal des weißen Kittels bis zum sehr viel 
wesentlicheren der „Kopfarbeit"). In dem 
Maße also, wie verwaltende und produzie
rende Bereiche nicht mehr eindeutig durch 
das Vorherrschen verschiedener Arbeits
methoden getrennt sind, sondern sich durch 
die Anwendung ähnlicher oder gleicher 
technischer Systeme immer mehr einander 
angleichen, stellt sich zunächst die Frage 
nach den Kriterien, die geeignet sind, diese 
Berufsgruppen statistisch zu erfassen. Sam
melbegriffe wie „technische Angestellte', 
„technische Intelligenz" oder gar „neue Ar
beiterklasse" sind hier weitgehend un
brauchbar, da sie weniger Personen mit 
weitgehend identischer Berufsausbildung als 
vielmehr den Arbeitszusammenhang be
zeichnen, innerhalb dessen sie die erwor
benen Kenntnisse anwenden. In diesem 
Sinne definiert z. B. Mailet die „neue Ar
beiterklasse" als die Fraktion der Arbeiter
klasse, die mit dem neuesten technologi

schen und ökonomischen Stand der indu
striellen Entwicklung verbunden ist. Da die 
Wirtschafts- und Berufsstatistik aber ledig
lich Aufschluß über Berufe, Ausbildung und 
Stellung im Beruf gibt, bleibt der Versuch, 
die Größe dieser Fraktion exakt zu bestim
men, von vornherein problematisch. Auch 
die Abgrenzung zwischen Diplomingeni
euren, Ingenieuren und Technikern ist pro
blematisch: Zwar ist sie durch gewandelte 
Qualifikations- und Kooperationszusam
menhänge der Arbeit vielfach überholt und 
zum Teil hinfällig geworden. Dennoch sind 
diese unterschiedlichen Qualifikations- bzw. 
Berufseinstufungen nach wie vor mit unter
schiedlichen Rechten verbunden, die -  trotz 
der weitgehend angeglichenen objektiven 
Verhältnisse -  zu unterschiedlichen subjek
tiven Interpretationen dieser Verhältnisse 
und entsprechend unterschiedlichem politi
schen Verhalten führen.

Diese Differenzierungen sind jedoch 
immerhin noch der allgemeinen Statistik zu 
entnehmen. Das gilt aber nicht für Faktoren 
wie Alter, Berufsschicksal, soziale Herkunft 
etc., die für die Analyse des politischen 
Verhaltens der technischen Intelligenz wich
tig sind. Daher wird eine quantitative Er
fassung dieser Gruppe erschwert. Die fol
genden Zahlen können deshalb nur einen 
Rahmen abstecken, innerhalb dessen über 
die Struktur und Verteilung der wissen
schaftlich-technischen Intelligenz diskutiert 
werden kann.

Die Zahl der Ingenieure, der Techniker 
und der Beschäftigten verwandter Berufe 
sowie der technischen Sonderfachkräfte hat 
sich zwischen 1950 und 1961 nahezu ver
doppelt. Ihr Anteil an der Erwerbsbevölke
rung ist von 1,5% auf 2,6% gestiegen. 
1966 betrug der Anteil der technischen An
gestellten an den Beschäftigten 9,4 %. Ge
genüber 1958 ist das ein Zuwachs von mehr 
als 100%. Die Aufgliederung nach W irt
schaftsabteilungen zeigt, daß der Anteil der 
technischen Angestellten vor allem in der 
Investitionsgüterindustrie deutlich über dem 
Durchschnitt liegt. (12,9% gegenüber einem 
Durchschnitt von 9,4 %). Zugleich liegt hier 
der Anteil der Arbeiter erheblich unter dem 
Durchschnitt (69,7 % gegenüber einem 
Durchschnitt von 73,9 %). Das gleiche gilt 
für den Anteil der kaufmännischen Ange
stellten an den Angestellten der Wirt- 
schatfsabteilung (50 % gegenüber einem 
Durchschnitt von 55,7 %). Ein Blick auf die 
entsprechenden Zahlen der einzelnen In
dustriezweige zeigt, daß die Konzentra
tion der technischen Angestellten in einigen 
Zweigen -  den technisch fortgeschritte
nen -  den Durchschnitt noch erheblich stär
ker übersteigt.

Da darüber hinaus ein erheblicher An
teil der technischen Angestellten in Groß
betrieben arbeitet, kann man annehmen, 
daß es auch in der Bundesrepublik nicht 
nur Industriezweige, sondern auch Unter
nehmensstrukturen gibt, in denen die tech
nischen Angestellten mit ihren besonderen 
Problemen die betrieblichen Auseinander
setzungen wesentlich mitbeeinflussen.

Die Einführung von immer komplizier
teren Maschinen und Maschinenaggregaten, 
die zu der schnellen Ausweitung des Anteils 
der technischen Berufe an den Beschäftig
ten insgesamt geführt hat, geht nicht auf 
die Fortschrittsbesessenheit der Unterneh
mer, sondern vor allem auf ökonomische 
Strukturprobleme zurück: Bis zum Ende der 
fünfziger Jahre wurde das wirtschaftliche 
Wachstum vor allem durch die Erweiterung 
der Zahl der Beschäftigten gewährleistet. 
Mit Beginn der sechziger Jahre war das 
Reservoir an Arbeitskräften jedoch so klein 
geworden, daß die Steigerung des Produk
tionsergebnisses im wesentlichen durch die 
Effektivierung der Produktionstechniken er
reicht werden mußte.

Zuwachs der Beschäftigten in der BRD: 
1950-1956: 47,7 %; 1956-1960: 8,7 %.

Während ab 1960 die Zahl der Beschäf
tigten stagnierte und -  durch die Rezession 
bedingt -  1967 sogar sank, erhöhte sich in
nerhalb dieses Zeitraumes die Zahl der ein
gesetzten EDV-Maschinen um ein vielfaches. 
In den Jahren 1957-1959 stieg die Zahl der 
jährlich installierten EDV-Maschinen von 62 
auf 94. Im Jahre 1962 arbeiteten insgesamt 
ca. 650 Maschinen. Für das Jahr 1969 gibt 
der Bericht der Bundesregierung über „Wis
senschaft und Forschung in geteilten 
Deutschland" 6200 kleine und 3863 große 
(zusammen über 10 000) elektronische Da
tenverarbeitungsmaschinen an. Dementspre
chend hat während dieser Zeit auch das 
Ausbildungswesen für technische Fachkräfte 
eine enorme Ausweitung erfahren. 1958 ab
solvierten 15 691 Studierende ihre Prüfung 
als Techniker. 1965 waren es schon 25 926. 
Die Zahl der betreffenden Schulen wuchs 
während dieser Zeit von 86 auf 246.

Bis 1970 ist -  bezogen auf 1966 -  eine 
weitere Ausdehnung der Kapazitäten um 
53 % geplant. Der Schwerpunkt liegt bei 
den Fachrichtungen Maschinenbau, Elektro
technik, Ingenieurbau, Verfahrenstechnik, 
Vermessung und physikalische Technik. Frei
lich kann der Hinweis auf das zusammen
geschmolzene Arbeitskräftereservoir die 
technologischen Veränderungen, die die 
letzten zehn Jahre der industriellen Ent
wicklung in der Bundesrepublik kennzeich
nen, nicht ausreichend erklären. Technische 
Neuerungen werden niemals linear in allen 
Bereichen einer Volkswirtschaft zugleich 
eingeführt weil das Reservoir' an Arbeits
kräften insgesamt zusammengeschmolzen 
ist. Charakteristisch ist. vielmehr eine un
gleiche Entwicklung des technischen Fort
schritts und eine entsprechend ungleiche 
Nutzung des Arbeitskräftereservoirs so
wohl innerhalb der gesamten Wirtschaft als 
auch innerhalb einzelner Wirtschaftszweige, 
einzelner Industrien und schließlich einzel
ner Unternehmen und Betriebe. Folglich 
können Innovationen oder Erweiterungen 
der Beschäftigtenzahlen für die Unterneh
mensleitungen auch nur in begrenztem 
Maße alternative Planungsstrategien dar
stellen. Es muß darüber hinaus berücksich
tigt werden, daß Innovationen zwar Folge 
von gestiegenen Lohnkosten sein können,
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daß aber zugleich Innovationen die Voraus
setzung für die Erweiterung der Beschäftig
tenzahlen darstellen können. Der hohe En - 
wicklungsstand der „pilot-industries" und ih
rer Produkte -  allen voran der elektroni
schen, der chemischen und der Maschinen
bauindustrie -  bot vielfach erst die Voraus
setzung dafür, daß in anderen Bereichen in 
erheblich größeren Dimensionen geplant 
und produziert werden konnte. Vielfach erst 
als Folge dieser Entwicklung erhöhte sich 
der Bedarf an Arbeitskräften in einzelnen 
Abteilungen (Versand-, Verkaufs- und Repa
raturabteilungen) und in den vor- und nach- 
geordneten Industrien mit ihren Zuliefer
betrieben, der mit einem entsprechenden 
Zuwachs an Lohnkosten verbunden war. 
Erst hier, gleichsam in einer zweiten Phase, 
entstand also die Notwendigkeit einer um
fassenden Rationalisierung und technischen 
Entwicklung der Produktions- und Verwal
tungstechniken. Das verlangsamte Wachs
tum der Beschäftigtenzahlen gegen Ende 
der fünfziger und zu Beginn der sechziger 
Jahre kann daher nur als ein zusätzlicher 
Faktor bei der Beschleunigung des techni
schen Wandels verstanden werden, der oh
nehin ein notwendiges Moment kapitalisti
scher Akkumulation darstellt.

O r g a n i s a t i o n  

d e r  t e c h n i s c h e n  

I n t e l l i g e n z  

i n  d e r  B R D

Diese verschiedenen Erscheinungsformen 
und Ebenen des gesellschaftlich-politischen 
Bewußtseins von Gruppen der technischen 
Intelligenz spiegelt sich auch in den ver
schiedenen Organisationen und Verbänden 
wider, die deren Interessen repräsentieren 
und wahrnehmen. Die Skala reicht hier von 
der Union der leitenden Angestellten (ULA), 
der Vereinigungen der angestellten Akade
miker verschiedener Branchen angehören, 
über den Verband der deutschen Ingeni
eure (VDI) bis zur Deutschen Angestellten
gewerkschaft (DAG) und den einzelnen In
dustriegewerkschaften im Deutschen Ge
werkschaftsbund (DGB).

Die ULA repräsentiert den Teil der 
technischen Intelligenz, die ihrem Bewußt
sein nach zu rückschrittlichen, berufsständi
schen Elitevorstellungen tendieren. In einem 
Vortrag zur Sprechertagung des Verbandes 
der angestellten Akademiker der Chemi
schen Industrie im Jahre 1968 klagte der 
Vorsitzende, Klaus Vester, über die angeb
liche „Nivellierung des leitenden Angestell
ten in Industrie und Gesellschaft". „Ein pro
movierter Chemiker verdient doppelt so viel 
wie ein angelernter Arbeiter, d. h. die Kennt
nisse eines Naturwissenschaftlers sind in der 
Industrie nicht mehr wert, als die ange
lernte, einfache Tätigkeit von zwei Arbei
tern. Die sozial als vorbildlich geltenden 
Zeiss-Werke hatten bis vor dem Kriege fe
ste Einkommensrelationen der verschiede
nen Belegschaftsgruppen, wonach beispiels
weise Angehörige der Unternehmensleitun
gen zehnmal so viel verdienten wie das 
durchschnittliche Arbeitereinkommen betrug. 
Ähnliche Relationen werden auch heute noch 
in Italien und Frankreich beobachtet."

Nach dieser Auffassung trifft die Schuld 
für diese Entwicklung nicht nur die Unter
nehmer, sondern auch die gesetzgebenden 
Körperschaften: „Man muß sich fragen, ob 
es sich ein moderner Staat. . .  leisten kann,
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diejenigen Familien zu diskriminieren, die 
Ihm trotz ihrer relativ kleinen Zahl mit Ab
stand den am meisten qualifizierten Nach
wuchs heranziehen. Während die Arbeiter
schaft in Deutschland. 50 °/o der Bevölke
rung stellt, beträgt der Anteil der Studen
ten aus dieser sozialen Gruppe nur 5 %."

Solche -  eigentlich im Bereich faschi
stoider Anthropologien zu lokalisierende -  
Ideologien, die hier im Namen leitender 
technischer Angestellter vorgetragen wer
den, beleuchten das elitäre Selbstverständ
nis des Verbandes und der Gruppe. Die Ge
sellschaft wird als eine Hierarchie verstan
den, in der die Qualifikation und Position 
über das Einkommen, das Prestige und die 
Macht entscheiden sollen. Unternehmens
politisch wird die Gruppe der leitenden 
Angestellten der Unternehmensleitung bei
geordnet. Das zeigt sich vor allem in dem 
Gesetzesvorschlag der ULA zur Institutiona
lisierung eines Sprecherausschusses der lei
tenden Angestellten:

„§ 7, Abs. 1: Es ist die Aufgabe des 
Sprecherausschusses, das Wohl des Betrie
bes und die Erhaltung des Arbeitsfriedens 
zu fördern.

Abs. 2: Der Sprecherausschuß hat die 
wirtschaftlichen, sozialen und persönlichen 
Belange der leitenden Angestellten gegen
über dem Arbeitgeber zu vertreten."

In einem Kommentar zum Gesetzesvor
schlag heißt es: „Unter Wahrung der Koa
litionsfreiheit hat der leitende Angestellte 
bei Auseinandersetzungen, die nicht den lei
tenden Angestellten betreffen, grundsätzlich 
auf der Seite des Unternehmens zu stehen."

Aus diesen verbandsoffiziellen Verlaut
barungen ist deutlich zu erkennen, daß die 
leitenden Angestellten die derzeitigen tech
nologischen und ökonomischen Struktur
wandlungen als eine objektive Bedrohung 
ihres privilegierten Status empfinden. Das 
Schlagwort von der „Nivellierung" um
schreibt im Grunde die intensivere Abhän
gigkeit sowie die immer geringere Chance, 
in gesellschaftliche Spitzen- und Herr
schaftspositionen aufzusteigen. An die 
Adresse des Staates und der Unternehmer 
gerichtet, werden von den Verbandsspre
chern die drohenden Folgen dieser „Nivel
lierung" beschworen: „Wenn aber bei den 
leitenden Angestellten das Gefühl um sich 
greift, sie seien Opfer der Nivellierung und 
eine besondere Politik ihnen gegenüber be
stehe nicht mehr, dann darf man sich nicht 
wundern, wenn sich in diesem Personenkreis 
eine Denkweise ausbreitet, die ihrerseits der 
Nivellierung entgegenkommt, was aus der 
Sicht des Unternehmens keineswegs wün
schenswert ist."

Der VDI ist nicht -  wie z. B. die ULA 
-  eine wirtschaftliche und soziale Interes
senvertretung, sondern eine „wissenschaft
lich-technische Vereinigung", deren „Haupt
aufgabe in der Auswertung und Vermitt
lung von Informationen zwischen Forschung 
und Entwicklung, zwischen Hochschule und 
Industrie besteht iyid die darüber hinaus 
in der Beratung staatlicher Instanzen über 
die Förderung der wissenschaftlich-techni
schen Entwicklung sowie in der Fortbildung 
der im Beruf stehenden Techniker eine be
deutende Rolle spielt."

Obwohl die überwiegende Mehrzahl 
der Mitglieder des VDI unteren und mitt
leren Qualifikationsstufen der technischen 
Intelligenz zuzurechnen ist -  nur 5,4 % der 
55 000 Mitglieder sind dem „topmanage- 
ment" zuzurechnen -, spiegeln sich inner
halb des Verbandes die objektiven Wider
sprüche im Bereich der Produktion und des 
Ausbildungssystems noch nicht wider. Der 
VDI propagiert dagegen, daß dem Inge

nieur „in der Wirtschaft eine überragende 
Führungsrolle" zukommt, er hebt die „be
achtliche Anzahl von Ingenieuren in den 
politischen Instanzen des Staates und der 
Verwaltung" hervor und macht dabei seine 
Mitglieder auf die „wachsende Verant
wortung für das investierte Kapital" auf
merksam. Das vom VDI vertretene Berufs
bild und Gesellschaftsbewußtsein der tech
nischen Intelligenz entspricht daher noch je
ner Einstellung, die Klages zufolge den In
genieur der Jahrhundertwende charakteri
sierte: „Die Ingenieure der Zeit vor der 
Jahrhundertwende und auch noch nach der 
Jahrhundertwende besitzen ein hoch ent
wickeltes soziales Selbstbewußtsein, das 
sich ganz offensichtlich aus der Dimension 
beruflicher Qualifikation speist, wobei man 
sich aber anscheinend weniger auf die ak
tuell ausgeübte Tätigkeit als vielmehr auf 
das im Wege der Ausbildung und allge
meinen Berufsvorbereitung erworbene Qua
lifikationspotential beruft... Das Problem
bewußtsein, das der deutsche Ingenieur aus 
der Erfahrung seines Struktur- und Situa
tionswandels ableitet, ist vorwiegend pro
fessioneller, nicht sozialer und ökonomi
scher Natur."

Gegenüber diesen elitären Berufsver
bänden, die wesentlich die Ideologie jenes 
Teils der technischen Intelligenz reproduzie
ren, die objektiv Kapitalfunktionen oder un
ternehmerische Disziplinierungsfunktionen 
wahrnehmen, lassen die Diskussionen in 
den Industriegewerkschaften über die Si
tuation und die beruflichen Perspektiven 
der technischen Angestellten ein differen
ziertes und realitätsbezogenes Verständnis 
erkennen. So erklärte Heinz Dürrbeck vor 
der 3. Berufsgruppenkonferenz der techni
schen Angestellten in der IG Metall: „Der 
Mißbrauch der Technik zur Ausbeutung 
menschlicher Arbeitskraft und die Unfähig
keit der Privatindustrie, ein sinnvolles 
Gleichgewicht von Produktion, Konsumtion 
und Vollbeschäftigung langfristig zu pla
nen, zeitigen höchst zwiespältige soziale 
Ergebnisse dieser technischen Revolution:

Einerseits: Industrielle Massenproduk
tion, bessere Lebensbedingungen, höherer 
Lebensstandard für Millionen von Menschen. 
Andererseits: Selbstentfremdung in der Ar
beit und Existenzunsicherheit im kapitali
stischen Produktionssystem, Manipulation 
von Freizeit und Bewußtsein, Massenver
nichtung."

Darum habe eine „qualifizierte Mehr
heit (der Techniker) bereits erkannt, d a ß A  
nicht die Technik an sich, sondern eine b e -^  
stimmte kapitalistische und totalitäre Nutz
barmachung das verursacht, was man zu 
Unrecht den Fluch der Technik genannt hat."
In einem anderen Zusammenhang hat Dürr
beck -  offensichtlich auch in Anlehnung an 
die Theorie von Serge Mailet -  die These 
vorgetragen, daß die Widersprüche der ka
pitalistischen Entwicklung politisierend auf 
das Bewußtsein und Verhalten der techni
schen Intelligenz wirken: „Gerade die An
gestellten, die gewohnt sind, in komplexe
ren Zusammenhängen zu denken, können 
durch gewerkschaftliche Bildungsarbeit zur 
politischen Avantgarde der Arbeitnehmer
schaft stoßen."

In den Diskussionen und Forderungen 
der gewerkschaftlichen Fachausschüsse ste
hen zunächst noch Probleme im Zentrum, 
die auf die Abwehr von negativen Aus
wirkungen des technischen Fortschrittes auf 
die technische Intelligenz gerichtet sind. So 
werden in den Berichten der Fachausschüsse 
der Physik- und Chemielaboranten, der 
Konstrukteure, der technischen Zeichner und 
der Arbeitstechniker -  also wesentlich des
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wissenschaftlich qualifizierten Hilfsperso
nals -  immer wieder die folgenden The
men aufgegriffen: Veralterung der Fach
kenntnisse, Entwertung der, Berufserfah
rung, Unterbewertung der Tätigkeiten, man
gelhafte Regelung des Urheber- und Pa
tenrechtes. Daher fordern die Chemotech
niker, Physik- und Chemielaboranten:

1. Eine zeitgemäße, den modernen Un
tersuchungsmethoden angepaßte Ausbil
dung;

2. Einen jährlichen Bildungsurlaub von 
mindestens vier Wochen;

3. Unkündbarkeit nach fünfzehnjähri
ger Betriebszugehörigkeit;

4. Gesetzliche Absicherung des Gehal
tes bei älteren Angestellten;

5. Nach Vollendung des 35. Lebensjah
res alle zwei Jahre eine Versorgungskur;

6. Alle Arbeitnehmer sollen nach Voll
endung des 60. Lebensjahres in den Genuß 
des Alfersruhegeldes kommen.

Für zusätzliche Manteltarifvereinbarun
gen wird weiterhin gefordert:

1. Routinemäßige Umbesetzungen in 
den Laboratorien;

2. Laufende Schulung, Einweisung und 
Unterrichtung in der neuesten analytischen 
Methodik.

Analysiert man die konkreten Erfah
rungen, die in diese Forderungen einge
gangen sind, kommt man notwendig zu der 
Feststellung, daß sich die Arbeitsbedingun
gen und Berufsperspektiven der technischen 
Intelligenz -  hier vor allem der Masse des 
wissenschaftlich-technischen Hilfspersonals 
-  nicht von den beschriebenen Erfahrungen 
in anderen kapitalistischen Ländern unter
scheiden: Die Ausbildung entspricht nicht 
den tatsächlichen Anforderungen. Die Mög
lichkeiten für die ständige Anpassung der 
Qualifikation an die technologischen Ver
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änderungen sind erheblich eingeschränkt; 
d. h. der Wert der Ware Arbeitskraft un
terliegt einem schnellen Verschleißprozeß. 
Daraus wiederum resultiert -  vor allem für 
die älteren Arbeiter und Angestellten -  
eine Unsicherheit des Arbeitsplatzes und 
des Lohnes. Darüber hinaus führt der stän
dige Anpassungs- 'Lind Arbeitsdruck zu 
einem schnellen Verschleiß der psychischen 
und physischen Arbeitskraft, der Gesund
heit.

Der Vergleich zwischen den Forderun
gen und dem Selbstverständnis verschiede
ner Berufsorganisationen und Interessen
verbände der wissenschaftlich-technischen 
Intelligenz zeigt, daß zwischen Akademi
kern und Diplomingenieuren und Techni
kern und Laboranten erhebliche Diskrepan
zen, wenn nicht gar ein noch unüberbrück
barer Bruch besteht, der die kollektive Ar
tikulation von Interessen verhindert. Für die 
hochqualifizierten Gruppen muß die Wirk
samkeit materieller und ideologischer Inte
grationsstrategien der Unternehmer beach
tet werden. Allein die Berechnung des Ge
haltes von Akademikern in der Industrie, 
dessen Höhe in der Regel durch individuelle 
Prämien und Leistungszulagen, Wohnungs
zuschüsse und Gewinnbeteiligungen u. ä. m. 
auf einem relativ geringen Grundgehalt be
stimmt wird, und über das die Akademiker 
oft vertraglich zum Schweigen gezwungen 
werden, erweist sich noch als ein wirksa
mes Instrument der Atomisierung und Inte
gration. Die Arbeitsbedingungen der mitt
leren und unteren Qualifikationsebenen der 
Gruppe der technischen Intelligenz gleichen 
sich dagegen immer mehr den Bedingun
gen der Arbeiter an.

Unter diesen Bedingungen erweist sich 
natürlich die gewerkschaftliche Organisa
tion als ein unverzichtbarer Hebel der Be
wußtseinsbildung und des Kampfes um die 
Verteidigung der Interessen und um die Er
ringung von betrieblichen und gesell
schaftlichen Machtpositionen. Diesem zu
nächst abstrakten Postulat steht freilich ent
gegen, daß die derzeitige Politik der An
passung und Unterwerfung unter die Funk
tionsbedingungen des spätkapitalistischen 
Systems, die von den Gewerkschaftsappa
raten in der BRD verfolgt wird, die theore
tische Bestimmung ebenso wie die Praxis 
einer konfliktorientierten Strategie der 
technischen Intelligenz als Teil der gesam
ten Arbeiterklasse^verhindert. Gewerkschaf
ten, die sich nicht als kämpferische Inter
essenvertretung der Lohnarbeit gegen das 
Kapital, sondprn als konjunkturbewußte 
„Dienstleistungsunternehmen" betrachten, 
werden nicht in der Lage sein, sowohl die 
notwendigen theoretischen Untersuchungen 
über die gesellschaftliche Situation der tech
nischen Intelligenz zu leisten als auch objek
tiv gegebene Konfliktmomente in der Weise 
auszunutzen, daß die Dialektik von defen
siven und offensiven Kämpfen der Lohn
abhängigen entfaltet werden kann.

Während also einerseits die Entwick
lung der Gewerkschaftspolitik selbst ent
scheidend das künftige gesellschaftlich-poli

tische Bewußtsein der technischen Intelli
genz und ihre antikapitalistische Kampfbe
reitschaft bestimmen wird, so ist anderer
seits schon heute die Struktur der Univer
sitäten, technischen Hochschulen und Fach
hochschulen sowie das politische Bewußt
sein der Studentenbewegung eine wesent
liche Voraussetzung zukünftiger gesell
schaftlicher Konflikte. Die Studenten der 
natur- und ingenieurwissenschaftlichen 
Fachbereiche, deren Zahl sprunghaft ange
stiegen ist und sich weiter erhöhen wird, 
werden die wissenschaftlich-technische In
telligenz in der Produktion von morgen sein. 
Gerade die jüngsten Strukturwandlungen 
im Bereich der Ausbildung signalisieren die 
Veränderungen in der Zusammensetzung 
der Arbeiterklasse. Die Universitäten wer
den mehr und mehr auf die Funktion ver
wiesen, verwertbares Wissen und verwert
bare Qualifikation zu produzieren. Das® 
heißt: In dem Maße, wie die Wissenschaft^ 
unmittelbar in die Produktion integriert 
wird, steigt der Anteil der Akademiker, die 
nach Abschluß ihrer Ausbildung als abhän
gig Arbeitende in den Prozeß der Ka
pitalverwertung einbezogen werden. Die 
künftigen Auswirkungen der gegenwärtigen 
Studentenbewegung gründen daher nicht 
nur in ihrem antikapitalistischen und anti
imperialistischen Bewußtsein und in ihrer 
-  z. T. abstrakt postulierten -  Beziehung 
zur Arbeiterbewegung, sondern auch in der 
Übernahme von Formen des Kampfes, die 
traditionell auf die Arbeiterbewegung be
schränkt waren. Die Streiks von Studenten 
der Ingenieurschulen und von Assistenten 
der naturwissenschaftlichen Fachbereiche 
sind so auch Formen der politischen Be
wußtseinsbildung, die in gewisser Weise als 
Vorwegnahme und Einübung künftigen ge
werkschaftlichen und politischen Verhaltens 
in der Industrie zu begreifen sind. Die Be
wußtseinsbildung und Mobilisierung der 
Studenten, die als Teil der wissenschaftlich^ 
technischen Intelligenz und als Schicht de^) 
Arbeiterklasse an den Hochschulen ausge
bildet werden, kann jenen Unternehmens
strategien und herrschenden Ideologien den 
Boden entziehen, die heute noch in dem 
Bruch zwischen Akademikern und ihrem 
Hilfspersonal, aber auch zwischen der wis
senschaftlich-technischen Intelligenz und 
den anderen Schichten der Arbeiterklasse 
wirksam werden.

Frank Deppe
Hellmut Lange.
Lothar Peter
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D er N um erus
c l a u s u s  i n

d er M e d iz in

Heute erfahren etwa 70 % aller Abi
turienten, die Medizin studieren wollen,

kurz vor oder bei Semesterbeginn:
„Ihrem Antrag auf Zulassung zum 1. 

vorklinischen Semester kann wegen Man
g e ls  a n  S tu d ie n p lä tz e n  nicht en ts p ro c h e n  
werden . . .  Ich bedaure es außerordentlich, 
Ihnen keinen anderen Bescheid geben zu 
können."

Damit findet sich der Betroffene in 
einer exklusiven Lage: 1. Hat er eine Durch
schnittsnote von besser als 2,5 im Abitur, so 
braucht er „n u r"  1 Semester zu w a rte n ; N o 
ten d a rü b e r hinaus bew irken  vie l längere 
W a rteze ite n  bis zu 6 Jahren. 2. D ie A n 
m elde fris ten  der U n ivers itä ten  sind a b g e 
laufen, so daß ein Ausweichstudium zwecks 
Allgemeinbildung nicht m ehr in Frage
kommt. 3. Für ihn soll scheinbar die Hes
sische Verfassung und das Grundgesetz der 
BRD nicht gelten, die besagen:

„Der Zugang zu den Mittel-, Höheren 
und Hochschulen ist nur von der Eignung 
des Schülers abhängig zu machen." (Art. 
59/2 HV) „Alle Deutschen haben das Recht, 
Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungsstätte 
frei zu wählen, (lediglich) die Berufsaus
übung kann durch Gesetz geregelt wer
den." (Art. 12/1 GG)

In ungeahnter Weise kommt man dem 
Kern der Sache nahe, wenn man aus der 
Geschichte weiß, daß früher die Zünfte der 
Handwerker einen Numerus clausus prakti
zierten, mit dem sie die Zah‘1 ihrer Mitglie
der einigermaßen konstant hielten. Das ge
schah mit dem erklärten Ziel, durch ein mi
nimales Angebot die Nachfrage in maxi
male Preise zu treiben. So redet man na
türlich heute in den medizinischen Institutio
nen nicht, aber der Leser mag aus dem Fol
genden selbst ersehen, wieviel der Numerus 
clausus in der Medizin mit den damaligen 
Gepflogenheiten gemein hat.

Z u l a s s u n g s  

b e s c h r ä n k u n g  

u n d  P l a n s t e l l e n  

e r h ö h u n g

In der Medizin besteht am längsten 
von allen Studienfächern eine Begrenzung 
der Zulassung. Ein genaues Anfangsdatum 
ist nicht festzustellen, da die einzelnen Uni
versitäten sie zu verschiedenen Zeitpunkten 
einführten. Im allgemeinen wird das Jahr 
1962 angegeben. Jedenfalls bewarben sich 
schon im Sommersemester 1963 66 % der 
Abiturienten, die Medizin studieren wollten, 
an mehreren Universitäten, da sie eine Ab
lehnung fürchteten (1). Die Mehrfach-Be
werbungen wurden zum Vorwand genom
men, eine zentrale Registrierstelle einzurich
ten und so das Verfahren der Auswahl zu 
vervollkommnen, indem sich die Universi

täten eines Teiles der Zuständigkeit beraub
ten und dem Verfahren jegliche Transpa

renz nahmen.
Der große Abfall der Zulassungsquoten 

begann 1962/63, einem Jahr, in dem die Ge
sam tzulassungsquote der BRD von ca. 6000
auf ca. 4500, also um 25 % abfiel. Diese 
Bewegung wurde . zum Trend. Betrachtet 
man a lle in  d ie  Zulassungszahl de r U n ive rs i

tät Frankfurt, so fiel sie von 372 im Jahre 
1962 a u f 163 im Jahre 1969. Erst seit dem 
W intersem ester 69/70, in dem w ir  uns stark 
fü r e ine ve rnü n ftig e  Kapazitä tsausnutzung 
einsetzten, ist d ie  Q uo te  w iede r, und zw ar 
e rheb lich , gestiegen, so daß  in diesem Jahr 
252 S tud ienanfänger der M ed iz in  regu lä r 
zugelassen w urden (2).

Dieser Entwicklung ist gegenüberzustel
len, daß sich die Zahl der Planstellen im 
med. Bereich von 1960 bis 69 in Hessen ver
sechsfacht hat (3).

Auffallend ist, wenn man sich nach 
Zahlenmaterial umsieht, daß erhebliche Dif
ferenzen bestehen zwischen Angaben des 
Statistischen Bundesamts und der Zentralen 
Registrierstelle für die Zulassung zum Medi
zinstudium. Dabei ergab sich, daß die Zah
len der Registrierstelle, die nebenbei be
merkt von der WRK eingerichtet worden ist, 
um bis zu 1000 höher liegen als die des 
Statistischen Bundesamts, was immerhin 
einer Abweichung von etwa 30 % entspricht 
(4). Bei Einzeluntersuchungen ergaben sich 
noch größere Unterschiede, und die Fach
schaft Medizin in Frankfurt hat wohl Stau
nen ausgelöst, als sie bei der zentralen Ein
tragung, bei der sich alle Studenten in die
sem Semester für Kurse und Praktika ein- 
schrieben, feststellte, daß die heutige Kapa
zität der Klinik im Durchschnitt nur zu 80 % 
ausgenutzt wird. Dabei geht man sogar von 
den Angaben der Fakultät aus, die auf den 
ungeprüften Aussagen der Klinik- und In
stitutsleiter beruhen. Um diese Zahlen noch 
zu ergänzen, ist die Entwicklung der Zulas
sungsquoten für Medizin an Hessischen Uni
versitäten dargestellt (5).

W i e  w i r d  m a n  

M e d i z i n s t u d e n t

Dieser Abschnitt muß so heißen, weil 
wie gesagt 70 % {lerer, die heute Medizin 
studieren wollen, dieses Ziel nicht oder zu
mindest nicht zum gewünschten Zeitpunkt 
erreichen. Das Verfahren der Auslese ist in 
der Medizin so differenziert, daß es sich 
lohnt, kurz darauf einzugehen. Hier wurde 
ein musterhafter technokratisch-bürokrati
scher Apparat errichtet, dessen Schilderung 
allein schon ein Argument in der Techno- 
kratie-Diskussion ist.

Direkt nach dem Abitur muß das Zu
lassungsverfahren eingeleitet werden, was 
dann in den großen Tageszeitungen in klei
nen Notizen auf hinteren Seiten bekannt
gegeben wird. Dabei findet eine erste Aus

lese statt, da ja nur die sozialen Schichten, 
die regelmäßig eine solche Zeitung lesen,
auf diese Weise erreicht werden. Außer
dem, wer denkt schon im Juli daran, im 
Oktober zugelassen zu werden? Wenn man 
nun re c h tz e it ig  a n  Z R M  (Z e n tra le  Regi
strierstelle für die Zulassung zum Studium 
der Medizin, Zahnmedizin, Tiermedizin 
u. a.) geschrieben hat, und wenn man wei
terhin diesem Schreiben einen Freiumschlag 
DIN A 5 beigefügt hat, erhält man einen 
8 Seiten langen Fragebogen. Zur weiteren 
Verunsicherung liegt ein Informationsblatt 
von ca. 80 Seiten bei. Darin sagt diese 
wahrhaft ideale Dienststelle über sich 
selbst (6): „Die ZRM ist nur verantwortlich 
für das technische Funktionieren des Zulas
sungsverfahrens . . .  Die ZRM hat keine Ent
scheidungsbefugnisse .. . Es ist demnach 
zwecklos, Befürwortungen oder Empfeh
lungsschreiben für einzelne Bewerber der^ 
ZRM einzureichen . . .  sie ist keine zentrale* 
Auskunfts- und Beratungsstelle." Und wei
ter über die Arbeit der Zulassungsaus
schüsse der einzelnen Universitäten: „Die 
Zulassungsausschüsse sind verpflichtet, über 
die von der ZRM vorgeschlagenen Rang
listen zu entscheiden . . .  Rangänderungen 
sind besonders in den Fällen erforderlich, 
wo eine zweifelsfreie Rangzuordnung vom 
Rechner nicht yorgenommen werden konnte, 
weil . . . besondere nicht schematisch quanti
fizierbare Tatbestände... vorliegen... 
Außerdem hat der Zulassungsausschuß das 
Recht, Bewerber von der Rangliste zu strei
chen wenn besondere Gründe vorliegen, wie 
z. B. falsche Angaben ,oder nicht gewahrte 
Fristen." Aus dem Ablauf wird klar, daß 
alles versucht wird, um die individuelle Si
tuation des Bewerbers zu berücksichtigen . . .  
Die Zulassungschancen werden beeinflußt 
durch die persönlichen Daten des Antrag
stellers (z. B. Abiturnoten-Durchschnitt, Jahr
gang des Reifezeugnisses, Bundeswehr
dienst, Krankenpflege-Praktikum).. .  „Somilh 
ist die faire und individuelle Behandlung je^ 
des Bewerbers gewährleistet."

Und noch einen „Vorteil" hat die ZRM: 
wenn das Zulassungsverfahren abgeschlos
sen ist, löst sie sich auf. Das bedeutet, daß 
man zwar, wenn man herausfinden sollte, 
daß sie eine falsche Durchschnittsnote be
rechnet hat (wie in meinem Fall) in einem 
Brief um Aufklärung bitten kann, jedoch 
weder diesen Brief noch eine Antwort zu
rückerhält. Solche Fehler sind übrigens nicht 
ganz leicht festzustellen: Ich erfuhr davon 
erst bei der Zulassungsreferentin in Berlin, 
die mir freundlicherweise die Listen zeigte.

Aus all dem geht hervor, wie optimal 
die Zulassung zum Medizinstudium organi
siert ist, besonders für diejenigen, die es 
durchführen. Bei einer Vorführung des Zu
lassungsverfahrens darf nicht unerwähnt 
bleiben, welch „direkter Zusammenhang" 
zwischen Abiturnoten und Studienleistungen, 
soweit sie bei Prüfungen erfaßt werden, be
steht.

Schon 1968 wies Schütz exemplarisch 
nach, daß bei einer durch Losverfahren zu
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gelassenen Sfudentengruppe — bei der also
das Abiturzeugnis unberücksichtigt blieb -
von 3160 Studenten der Korrelationskoeffi
zient zwischen Abtiurdurchschnittsnote und 
Vorphysikumsdurchschnittsnote 0,34 betrug; 
fü r d ie  K orre la tio n  A bitur/Physikum  nur

0,28 (7).
Um auch denjenigen, die mit stati

stischen Begriffen nichts anfangen können, 
einen Eindruck zu vermitteln, sie gesagt, 
daß der Korrelationskoeffizient den Zu
sammenhang zwischen 2 Größen bezeichnet. 
Bei völliger Unabhängigkeit der vergliche
nen Größen ist er 0, bei direkter Abhängig
keit 1. In einer Studie über College-Zulas
sung in Amerika urteilte D. K. Whitla (8): 
„Wenn der multiple Korrelationskoeffizient
geringer als 0,41 ist, hat es keinen Sinn, 
Noten vorauszusagen, indem man eine For
mel benutzt, denn die Fehler werden so 

Igroß sein, daß man mit diesem Vorgehen 
wenig gewinnt." Betrachtet man mit dieser 
Kenntnis das derzeitige Zulassungsverfah
ren, dann wird die Unverfrorenheit aller 
verantwortlichen Gremien (WRK, Kultus
ministerien und med. Fakultäten) deutlich, 
die seit Jahren behaupten, das Abitur sei 
das beste Auswahlkriterium.

In der Verurteilung der Verwendung 
der Abiturnoten in diesem Zusammenhang 
treffen sich konservativste Ordinarien, wie 
der ehemalige Kieler Zulassungsreferent 
Prof. v. Kügelgen, der bis zum SS 70 ein 
nicht ganz durchsichtiges Ausleseverfahren 
praktizierte, mit den progressivsten Nume- 
rus-clausus-Gegnern. Im Gegensatz zu die
sen vertritt v. Kügelgen, dessen Verfahren 
im Sommer vom Kieler Kultusminister durch 
das schematische Durchschnittsnoten-Ver- 
fahren der anderen Universitäten abgelöst 
wurde, den Standpunkt, eine Auslese unter 
den Studienbewerbern sei notwendig, und 
der Numerus clausus müsse durch Änderung 

.des Grundgesetzes legitimiert werden; eine 
^Position, die er unverhohlen damit unter
mauert, daß bessere Möglichkeiten für Arzt
kinder geschaffen werden müßten (9). Ein 
Kommentar dazu erübrigt sich wohl.

Insgesamt wird deutlich, welche Gefatv 
ren von Seiten des zur Technokratie nei
genden Ministers Leussink drohen, der lie
ber heute als morgen den Zugang zu allen 
Studiengängen über eine Registrierstelle 
nach dem Vorbild der Hamburger ZRM re
geln würde.

Nachdem in der Medizin dieses System 
einigermaßen gefestigt ist, schreitet man 
hier nun zur nächsten Tat, der Formierung 
und Disziplinierung der Studenten durch 
eine neue Approbationsordnung, die, wenn 
sie zum vorgesehenen Zeitpunkt (WS 72/73) 
eingeführt wird, zugleich verheerende Fol
gen für die Beseitigung des Numerus clausus 
haben wird. Durch sie wird nämlich die 
Unterrichtszeit in all den Fächern verdop
pelt, die heute die Zulassungsquoten be
stimmen. So werden gleich 2 Fliegen mit 
einer Klappe geschlagen:

1. Die Zulassungsquoten müssen erheb
lich gesenkt werden und

2. die aus der Ausbildung hervorge
h e n d e n  M e d i z i n e r  w e r d e n  d i s z i p l i n i e r t e

Fachidioten sein, die durch ein geschickt 
verteiltes Prüfungssystem unter strikten Lei - 
siungsdruck geste llt w o rden  sind.

M an sieht, de r S logan „Hessen vo rn " 
läßt sich für die Bildungspolitik in „Medizin 
vorn" verwandeln; hier sind Muster geschaf
fen worden, und eine Aufgabe studentischer 
Politik wird es sein, zu verhindern, daß diese 
Kollektion in Serie geht. Schlimm genug,
daß es den Medizinern nicht möglich war, 
einen effizienten Kampf gegen die Entmün
digung durch die Ministerien und die WRK 
zu führen; mögen die anderen mehr Erfolg 
haben!

R e c h t s l a g e  u n d  d e r e n  

K o n s e q u e n z e n

Seit etwa 2 Jahren wird der Numerus 
clausus, nachdem die politische Bekämpfung 
nicht gelang, immer wieder von einzelnen 
abgewiesenen Studienbewerbern über die 
Verwaltungsberichte bekämpft. Und da 
einstweilige Anordnungen, die von den Ab
gewiesenen angestrebt werden, nur in 2 In
stanzen verhandelt werden, kam es zu un
terschiedlichen Erfolgen in den einzelnen 
Bundesländern. In Bayern, Baden-Württem
berg und Rheinland-Pfalz liegen Urteile der 
II. Instanz zugunsten der Antragsteller vor, 
in Hessen, Hamburg und Berlin dagegen ne
gative. In Frankfurt speziell bemüht sich das 
Verwaltungsgericht, den Studienbewerbern 
zu ihrem Recht zu verhelfen und hat in die
sem Sinne schon mehrmals den Urteilen des 
Hessischen Verwaltungsgerichtshofs wider
sprochen, bzw. neue Kategorien in der Be
gründung ausgeschöpft (10). Auch im Mo
ment hat die Universität gegen 12 einst
weilige Anordnungen aus dem SS 70 bei 
der II. Instanz in Kassel Berufung eingelegt. 
Zwischen den meisten Antragstellern der 
letzten Semester und der Universität wur
den inzwischen Vergleiche geschlossen, „die 
das Klagebegehren beinhalteten". Dies 
wurde für die medizinische Fakultät und 
das Rektorat unumgänglich, nachdem öf
fentlich bekannt geworden war, um wieviel 
die Kapazitäten tatsächlich größer sind als 
ursprünglich angegeben worden war. Durch 
Einbeziehung moderner Unterrichtsmittel 
konnten manche Praktika um ganze 50 % 
vergrößert werden.

In diesen Auseinandersetzungen hat 
das Engagement der Studenten im Fach
bereich Medizin neue Akzente gesetzt. Im 
laufenden Semester wurde erstmals nach 
Münchner Vorbild ein Merkblatt für abge
wiesene Studienbewerber herausgegeben 
und die Möglichkeit des gerichtlichen Vor
gehens gegen die Universität überregional 
bekannt gemacht. Außerdem wurde, wie al
lerdings auch schon früher, die Position der 
Abgewiesenen vor I. und II. Instanz ge
stärkt.

Das a lles kann jedoch nicht d a rübe r

h i n w e g t ä u s c h e n ,  d a ß  d i e  P r o z e s s e  v o r  d e n

Verwaltungsgerichten nur eine Zwischen
funktion haben können: das Versagen der 
O rd in a rie n  und de r K u ltusbürokra tie  a u f
zudecken. A u f diese in it ia le  Erschütterung 
muß studentisches Engagement folgen, das 
die vollständige Transparenz bei der Fest
stellung der Zulassungsbedingungen durch
setzt und die berechtigten Forderungen 
mit sachgemäßem Einsatz stellt. Dabei wird
der universitäre Rahmen endgültig ge
sprengt, und die Landesregierung wird Stel
lung beziehen müssen, wie sie den Unter
nehmern antwortet, die letztlich auch öffent
lich forderten, man müsse sich zwischen 
Wirtschaftsstabilität und hohen Sozial- und 
Bildungsinvestitionen entscheiden. Hier er
scheint es von grundsätzlicher Bedeutung, 
daß die verschiedenen Ministerien darauf 
anstelle einer Korrektur der Fragestellung 
die Kürzung unter anderem des Hochschul- 
elats leisten, wobei z. B. 30 Mill. DM allein 
am Ausbau des Universitätsklinikums Frank
furt gespart werden sollen.

N u m e r u s  c l a u s u s -  

I n t e r e s s e n

Auf die Frage, wer ein Interesse am 
Numerus clausus in der Medizin hat, gibt es 
mehrere Antworten, die Teilaspekte be
schreiben.

Die Ordinarien: Nachdem 1964 die 
Hörgeldpauschale für alle Ordinarien ein
geführt wurde, und seitdem direkte finan
zielle Interessen an der Studentenzahl mit 
Sicherheit auszuschließen sind, muß an ein 
Desinteresse aus finanziellen Gründen ge
dacht werden, das sich dahingehend äußert, 
daß bei Verminderung der Studentenzahlen 
der Arbeitsaufwand für den Unterricht 
ebenfalls verkleinert werden kann, ohne 
daß finanzielle Folgen entstehen. Anderer
seits muß gesagt werden, daß die jetzige 
Vergütung für die Unterrichtsarbeit unat
traktiv genug ist, um diese hinter anderen 
Tätigkeiten zurückzustellen.

Die Standesorganisationen: 1964 trieb 
die Deutsche Bundesärztekammer (BÄK) ein 
augenfälliges Understatement, indem sie 
einen jährlichen Ergänzungsbedarf an Ärz
ten mit ca. 1600 angab. Schon damals stellt 
der Wissenschaftsrat dem eine jährliche Be
darfsquote von 4000—4200 Zulassungen 
gegenüber (11). 1963 kam sogar der konser
vative baden-württembergische Innenmini
ster Filbinger zu einer Erkenntnis, die sich 
äußerte: „ . . .  ich habe mich im Interesse der 
Volksgesundheit gegen eine zweckpessimi
stische Rationierung des Ärztenachwuchses 
gewandt." Der Sinn des Verhaltens der 
Standesorganisation ist leicht zu fassen, in
sofern ein geringes Ärzteangebot bei stei
gender Nachfrage zu einer höheren Ein
schätzung der ärztlichen Leistung führt. 
Man fürchtet schlechte Berufsaussichten;
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ein Chefarzt malte mir aus, daß in einigen 
Jahren „ein gewisser Lebensstandard" nicht 
mehr erreicht werde -  Chefärzte verdienen 
heute wohl im allgemeinen nicht unter 
10 000 DM pro Monat. Tatsächlich wird es 
auf eine Umverteilung der Gewinne aus 
ärztlichen Leistungen ankommen, wenn das 
derzeitige, nicht durchsichtige und wohl für 
den Patienten manchmal gefährliche System 
abgeschafft wird. Weitere Ausführungen zu 
diesem Thema würden hier vom Numerus 
clausus wegfühlen, aber die kurze Erwäh
nung mag die Verhältnisse erhellen. Als 
weiterer Interessent am Numerus clausus ist 
die pharmazeutische Industrie zu nennen, 
die davon profitiert, daß der Arzt heute 
so überlastet ist, daß er auf ihre Werbung 
als Information angewiesen ist, und der 
aus dem gleichen Grunde den ganzen Kom
plex der funktionellen, über die Psyche in 
duzierten Erkrankungen pharmazeutisch be
handeln muß, anstelle einer kausalen The- 
rapi. In diesem Zusammenhang sei nur auf 
den ungeheuren Umsatz der Sedativa und 
Tranquilizer verwiesen. Zusammenfassend 
ergibt sich ein so starker Interessendruck, 
daß auch in den Plänen zur Beseitigung des 
Numerus clausus, die auf Grund der öffent
lichen Aufmerksamkeit in den letzten Mona
ten erstellt wurden, der Numerus clausus in 
der Medizin ausgespart bleibt. Der Kampf 
gegen die Zulassungsbeschränkung wird 
daher auch in Zukunft von den Schülern 
und Studenten geführt werden müssen.

Michael Krawinkel

’ )/ *)/ 4)/ *)/ 11) Der Numerus clausus in 
der Medizin H. Krähe und R. van den 
Bussche in Studentische Politik 2/70 von 
den gleichen Autoren auch: Beschränkung 
und Lenkung in med ass 4/70.
3) Berufungsbegründung der JWG-Uni vom
3. 9. 69 im Verfahren ll/O G  -  99/69 vor 
dem Hess. VGH.
*) Informationsblatt über die Richtlinien für 
die Zulassung von Studienanfängern zum 
Studium der Medizin, Zahnmedizin, Tier
medizin u. a. erscheint jeweils 4 Monate 
vor Semesterbeginn bei der Zentralen Re
gistrierstelle für die Zulassung zum Stu
dium der Medizin u. a. (ZRM) in Hamburg, 
Rotenbaumchaussee.
7) Studien- und Schulleistungen, Prof. Dr. 
med. E. Schütz/Münster, in Deutsches Ärzte
blatt 1968 /H e ft 9 / Seite 510-16.
•) Zitiert nach 1.
’) Wer überhaupt kann eigentlich noch Me
dizin studieren?, Prof. Dr. med. A. von Kü- 
gelgen/Kiel, in Deutsches Ärzteblatt 1970/ 
Heft 34 / Seite 2530-36.
10) Urteil des WwG Ffm referiert in Juri
stenzeitung 1970 Nr. 11/12/Seite 365-67 
Urteil des Hess. VGH in Kassel referiert in 
Neue Juristische Wochenschrift 1970/H eft 
30/ S. 1340-42.
Außerdem verschiedene kleinere Veröffent
lichungen und Tabellen.

D e r  F a l l  

M e d i z i n

Dr. Hans Mausbach, Assistenzarzt des 
Nordwestkrankenhauses in der Stellung des 
Stationsarztes der Wachstation, wurde de
gradiert, weil er in einer kritischen Fernseh
sendung auftrat. Sein Chef, leitender Arzt 
Prof. Dr. Ungeheuer, versetzte ihn unter 
ausdrücklicher Bekundung der Mißbilligung 
in die Position eines untergeordneten As
sistenzarztes. Hier Hans Mausbachs Stel
lungnahme im Wortlaut:

„Der Kampf um Laufbahn, Macht, Pre
stige und Geld wird auch auf dem Rücken 
der Patienten ausgetragen. Einige Beispiele 
unter vielen:

1. Experimente am Menschen dürften 
nach dem Sinngehalt unserer Verfassung 
nur nach Aufklärung und Einwilligung der 
Betroffenenn durchgeführt werden. Ich sage: 
dürften.

2. Kommerzielle Interessen fließen so
gar unmittelbar in die Operationsentschei
dung ein, ohne daß die Betroffenen etwas 
davon ahnen.

3. Mit der Gefälligkeitspublizistik für 
die pharmazeutische Industrie, für die die 
Kranken als Versuchsobjekte dienen, könnte 
man eine ganze pseudowissenschaftliche 
Bibliothek füllen.

Dieses System produziert Unselbstän
digkeit, Karrieristentum um jeden Preis, ge
brochenes Rückgrat am Fließband. Der As
sistenzarzt, der unter solchen Bedingungen 
sich zum Oberarzt hochgekrochen hat, wird 
als Chefarzt ins Kreiskrankenhaus gelassen, 
er wird die Demütigung auf seine neuen 
ihm wiederum hilflos ausgelieferten Unter
gebenen abwälzen."

Was ist so anstößig in diesem Text, daß 
es zu massiven Repressalien Anlaß gibt? 
Chefarzt und Oberärzte brauchen Vokabeln 
wie „illoyales Verhalten", „Aufkündigung 
der Kollegialität" und „Nestbeschmutzer". 
Es sind Vokabeln eines Jargons, der aus 
anderem Zusammenhang wohlvertraut ist. 
Die Worte sind Kleingeld in Dingen „na
tionale Ehre". Es ist die Haltung standes
bewußter Akademiker auf Kritik. Nacken 
steif halten und sich taub stellen. Wenn 
Ignorieren nicht mehr möglich ist, werden 
dem Kritiker schäbige Motive unterstellt. 
Beim Thema Drittes Reich sind die Formeln 
schnell zur Hand. Wer das eigene Volk in 
den Schmutz zieht, besorgt das Geschäft 
der Kommunisten. Wer nur kritisiert und al
les verächtlich macht, dem geht das Ehr
gefühl ab. >

Aber Prof. Ungeheuer und seine Ober
ärzte sind so blöde nicht wie die Deutsch
nationalen, deren Wortschatz sie teilen. Zu 
vieles ist zu unwahrscheinlich am Fall Hans 
Mausbach, als daß die verletzte Standes
ehre und die persönliche Empörung glaub
haft wären.

Als die Strafversetzung vor dem Ar
beitsgericht anhängig war,- wurde die Em
pörung in Worten bekundet, die selbst für 
die .ausgetrocknete Phantasie von Akade
mikern zu papieren klingen. Einem Chirur
gen zitterte das Skalpell in der Hand vor 
innerer Empörung. Einer bezeugte, der ver

sammelten Chirurgen vor dem Operations
tisch habe sich solche Wut bemächtigt, daß 
die Operation verschoben werden mußte. 
Anlaß der Verschiebung: Dr. Mausbach 
habe vor der Klinik Flugblätter verteilt. 
Mehrere nahmen eine veränderte Einstel
lung der Patienten wahr. Ihr Vertrauen in 
die ärztliche Zunft sei erschüttert, wollen 
sie erfühlt haben.

Weitere auffällige Ungereimtheiten ka
men vor Gericht zutage:

Keiner der Ärzte, die sich nach eigener 
Bekundung durch die Stellungnahme per
sönlich angegriffen fühlten, hat die Sen
dung selbst gesehen. War sie ihnen nur 
vom Hörensagen bekannt? Waren sie von 
empörten Kollegen angerufen worden? 
Hatten sie bei Radio Bremen um den Wort
laut der Sendung gebeten? Nichts davon 
trifft zu. Und doch -  die Sendung lief 
Sonntag, den 20. September, über das Er 
ste Programm -  zogen schon am Montag
morgen Chefarzt und Oberärzte der Kli
nik Konsequenzen. Ohne genaue Informa
tionen hatten sie ein abschließendes Urteil 
gebildet. Wie das möglich war, kam ans 
Licht, als Oberarzt Dr. März von Hans 
Mausbachs Anwalt ins Verhör genommen 
wurde. Dr. März räumte ein, daß die Wer
tung nicht die Sache meinte. Dergleichen, 
sagte er aus, sei im Kollegenkreis durch
aus diskutabel. Weit schlimmere Vorwürfe 
kursierten im vertraulichen Gespräch. An
stößig sei, daß Kritik öffentlich geäußert 
sei.

Weiter räumte Dr. März ein, daß er 
selbst sich weder zur Sache noch zum poli
tischen Engagement von Hans Mausbach 
eine eigene Meinung gebildet habe. Der 
Text der Stellungnahme von Hans Mausbach 
sei ihm vielmehr von der Landesärztekam
mer zugespielt worden.

War Dr. Mausbachs Ehre demnach 
auf höheres Kommando verletzt? Das Ge
richt bekam dazu folgendes zu hören: Dejft 
Präsident der hessischen Landesärztekam^ 
mer, Dr. Stroh, habe die Sendung auf 
Tonband aufgenommen, nachschreiben las
sen und den Kollegen am Nordwestkran
kenhaus zugehen lassen.

Der Wink von oben genügte dem lei
tenden Arzt und seinen Oberärzten, Hans 
Mausbach formell das Vertrauen zu entzie
hen und seine Zurückstufung zu beschlie- 
ßem. Während also die Chefs prompt im 
Sinne der Standesorganisation aktiv wur
den, brauchte das Anschalten der Empö
rung bei den untergeordneten Ärzten län
ger. Sie haben sich die Regeln standesbe
wußten Verhaltens noch nicht so völlig ein
verleibt. Sie zeigen noch Ansätze, selbst zu 
denken.

Um die Meinungen in dieser Gruppe zu 
unterdrücken, mußte ihnen erst vorgelegt 
werden, was sie zu denken hätten. Das Nö
tige dazu besorgten, nach Absprache mit 
den Chefs, aber ohne Rücksprache mit ih
ren Kollegen, die Assistentensprecher der 
chirurgischen Klinik. Sie ließen folgende 
Umfrage umlaufen:

24



„Der Assistenten
sprecher des Nord- 

westkrankenhauss und 
der gewählte Vertreter 

der chirurgischen Assi
stenten bitten um Stellung

nahme zu den folgenden Fragen,
die sich aus der am 20. 9. 70 gesen

deten Dokumentation des 1. Deutschen 
Fernsehens ergeben.

1. Sind Sie der Meinung, daß bei den
Privatpatienten der chirurgischen Klinik des 
Nordwestkrankenhauses die Profitsucht des 
Chefarztes bei der Indikationsstellung zur 
Operation eine Rolle spielt? Ja/'nein

2. Haben Sie in der Chirurgischen Kli
nik des Nordwestkrankenhauses sogenannte 
,Gefälligkeitsgutachten1 für die pharmazeu
tische Industrie erstellt oder klinische Ver
suche an Patienten ohne' deren Einwilligung 
durchgeführt? ja/nein

3. Glauben Sie, daß sogenanntes
heuchlerisches Kriechertum" die Vorausset
zung für den beruflichen Aufstieg eines As
sistenten dieser Klinik ist?" ja nein
Dr. G. Schade {Assistentensprecher)
Dr. G. Schuster
(Sprecher der chirurgischen Assistenten)

Binnen 10 Tagen konnten von 16 Assi- 
stenen 13 zu bedingungslosem Ja bewegt 
werden.

Erstaunlich daran ist nicht einmal, daß 
sich kein Kollege zur Unterstützung von 
Hans Mausbach bekennen mochte. Aber 
warum hat niemand es abgelehnt, den 
Handlanger für die persönliche Diffamie
rung des Kollegen zu spielen? Jedermann 
wußte, daß das Schreiben dem Zweck 
diente, die Repressalien gegen Hans Maus
bach zu rechtfertigen. Jedem, der nach
dachte, mußte klar sein, daß Material für 
einen Arbeitsgerichtsprozeß beschafft wer
den sollte, daß hier eine aktenkundige Em
pörung der Ärzteschaft konstruiert wurde.

Indessen, was hier aktenkundig ist, 
scheint weit eher die persönliche Deforma
tion zu seiq, der Mediziner im Laufe ihres 
Berufsweges unterliegen. Es ist das Krie
chertum und die rückgratlose Anpassung, 
die Produkt der Krankenhaushierarchie ist. 
Und beides ist ja nicht graue Theorie und 
soziologischer Jargon. Es läßt sich wieder
finden in dem, was sonst über das Verhält
nis Medizin Politik bekannt ist. Ärzte, die 
sich politisch betätigen, gleichviel in wel
chem Sinne, werden von den Kollegen ge
schnitten. Eine Umfrage ergab (H. J. Hum- 
mell u. a., Die Überweisung von Patienten, 
in H. Kaupen-Haas, Soziologische Probleme 
medizinischer Berufe, Köln 1968, S. 139 ff), 
daß Ärzte Kollegen, die in politischen Par
teien mitarbeiten, für fachlich unqualifiziert 
halten. Sie meiden den persönlichen Um
gang mit ihnen.

Politisches Engagement löst Ekel aus. 
Das ist die Erfahrung des Falles Mausbach, 
die man festhalten muß, um sie für möglich 
zu halten.

Harry Dreiszig
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T a g e b u c h 

s k i z z e n  e i n e s  

M e d i z i n 

s t u d e n t e n
Wir drucken kommentarlos zwei Schrift
stücke mit dokumentarischer Qualität ab:
Ein Mediziner und ein Soziologe berichten 
aus ihrer spezifischen Perspektive über 
frühe Erfahrungen aus zwei deutschen 
Krankenhäusern.
Red.

14. Juli
Mein 1. Tag in der Klinik heute. Etwas 

ungewohnt, die weiße Kleidung. Hatte da 
auch gleich Ärger. Wußte nicht, daß Ärzte 
den Kragen aufgestellt, Pfleger eingeklappt 
tragen. Beim Anziehen muß mein Kragen 
wohl stehen geblieben sein. Meine Station, 
die mir Pfleger Windigen zeigte, ist die 
C 35, C für Chirurgie . . .

15. Juli
War heute auf der Verwaltung -  Pa

piere unterschreiben. Arbeitszeit von 8 - 1 2  
und von 16 bis 20 Uhr. Auch samstags. Ta
schengeld 70,- DM pro Monat. 8 Wochen 
dauert das Praktikum . . .

17. Juli
Kenne die Station jetzt, d. h. Bad, Toi

lette und Küche; auch einige Patienten -  
soweit sie nach ihrer Urinflasche oder dem 
Topf läuteten. Bereitete einen Patienten für 
den OP vor, Bauchhaare abrasieren und so. 
Hatte noch nie ein Rasiermesser in der 
Hand gehalten. Pfleger Windigen konnte 
nicht, war total besoffen. Am Nachmittag 
wurde ich von der Stationsschwester zum 
Kaffee eingeladen. Anschließend half ich 
beim betten . . .  "

18. Juli
. . .  Freitags ist Chefvisite. Versäumt. 

War beim Oberpfleger, betten sei Schwe
sternarbeit, meinte er. Wenn man den 
Schwestern den kleinen Finger gäbe, woll
ten sie gleich die ganze Hand. Wenn ich 
nichts zu tun habe, muß ich ins Pfleger
zimmer kommen. Ich bin den Pflegern un
terstellt, und die trinken ja nicht mit Schwe
stern Kaffee. Oberpfleger Müller trägt den 
Kragen aufgestellt. Verließ mit ihm das Zim
mer. Müller wurde mit Doktor angespro
chen. Wies bescheiden darauf hin, daß er 
Pfleger sei, Oberpfleger . . .

22. Juli
. . .  Stationsschwester Gerda ist eine 

eigenartige Mischung: geizig wie sie ist, 
hat sie es geschafft, schon 3 X hinterein
ander den von der Verwaltung ausgeschrie
benen Preis für sparsamsten Wäschever
brauch zu erlangen. Trotzdem: in bezug auf 
Schwester Gerda sind wir eine Familie. 
Wird einer von uns durch irgendeine weiße 
Instanz gerügt, nimmt sie ihn in Schutz, bär
beißig wie sie gegen alles Fremde ist. Und 
fremd ist, was nicht zur Station gehört...

24. Juli
. . .  Den Nachmittag verbrachte ich im 

Pflegezimmer, Skat. Ich wurde gewettet. 
Muß die nächste Nachmittägsleiche unserer 
Station mit dem Elektrokarren zur Prosek- 
tur fahren. Zusammen mit Pfleger Alfonso. 
W ir sollen versuchen, schneller zu sein als 
Windigen/Gruber. Die 15 Pfleger unseres 
Trakts konsumieren durchschnittlich 6 Ka
sten Bier am Tag.
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25. Juli
10.30 Uhr war Chefvisite, ein großes 

Durcheinander. Ab 10 Uhr stehen sie auf 
dem Gang und warten, das Personal. Ich 
mußte zur Apotheke rennen und des Chefs 
Handcreme holen. Hat seine eigene Marke. 
Er erinnert mich an Spönlein, war Pfarrer 
und Studienrat, half in unserer Kirche. 
Wehe, wenn der Küster nicht seinen pri
vaten Meßwein bereitstellte. So zele
brierte auch Pohns, der Chef. 
Drückte die Hand eines Patienten, den 
Bauch, nickte, drückte wieder die Hand. 
Schwester Helga reichte die Spezialseife, 
Lavabo, ich die Handcreme. Der nächste 
Patient, Herr Ott, sie nennen ihn hier nur 
den Rektum auf 20. Stationsarzt Gruben
feger wußte die Woche über nicht, wie er 
seinen Zustand einschätzen sollte, ordnete 
Medikamente an, setzte sie 2 Stunden spä
ter wieder ab. War ganz ulkig. Mit gewin
nendem Lächeln, sicher, beflissen reichte 
Grubenfeger dem Chef heute die Kurven 
und Bilder. Der Chef überflog die Werte, 
fragte kurz etwas und murmelte dann: pre- 
vis ante (kurz davor). Mit strahlender Miene 
ging der Grubenfeger auf Ott zu, schüt
telte ihm die Hände, meinte, es ginge 
besser, er könne nun wieder Bier trinken.

26. Juli
Samstags schiebe ich eine ruhige Ku

gel, nur Notfälle werden operiert. Richtete 
Blumenvasen für die sonntäglichen Be
sucherströme. Allerseelenstimmung. Der 
Blumenkult im Krankenhaus erinnert mich 
immer an Friedhöfe. Heute schreibe ich nur 
kurz, werde nachher noch vögeln.

28. Juli
Mußte heute den ganzen Tag Betten 

schieben. Vom OP zur Station, von der 
Station zum OP. Auch für den Frauentrakt 
und die Urologie. Ab 17 Uhr schaute ich 
im Pflegerzimmer die Kinderprogramme im 
Fernsehen an.

29. Juli
. . .  über meine Mittagspause starb Herr 

Ott. Ich glaube am Alkohol. Pfleger Al
fonso hörte davon, erinnerte mich an die 
Wette. Wäre es nicht Herr Ott gewesen, ich 
glaube, ich hätte zugesfimmt. Windigen/' 
Gruber holten ihn dann gegen 19 Uhr. Als 
ich mich umzog, waren sie nebenan bei der 
Siegesfeier. 4 Minuten, 36 Sekunden. Kran
kenhausrekord. Die Leichen werden mit 
dem Leichenkarren über dunkle Gänge an 
verschlossenen Zimmern vorbei, vorbei an 
kreischenden Putzfrauen und salbungsvollen 
Schwesternblicken durch gesperrte Aufzüge 
in den Keller gebracht. Ein zwanghaftes 
Verhältnis haben sie hier zum Tod; wohl 
weil nicht sein kann, was nicht sein darf. 
Vom Keller aus werden die Leichen tags
über durch die unterirdischen Verbindungs
gänge der einzelnen Kliniksbauten zur Pro- 
sektur geschoben. Abends aber, wenn das 
letzte Essen ausgefahren ist, stehen dort die 
Elektrokarren der Zentralküche. Ein Pfleger 
setzt sich ans Steuer, der andere rittlings 
auf dieses Gefährt und hält dabei'den Lei
chenkarren fest. Die abenteuerliche Fahrt

geht los. Nur zweimal, rief mir beim Ver
lassen des Pflegerzimmers Windigen nach, 
sei die Leiche heruntergekippt.

31. Juli
...Danach fragte ich Oberpfleger 

Müller, ob ich im OP mal bei einer Opera
tion zuschauen dürfte. Er meinte, nach 
knapp drei Wochen im Krankenhaus sei 
man noch nicht steril genug, vor allem 
Studenten. Wir stritten heftig. Dabei .

1. August
Mit Monatsbeginn bin ich zur Inten

sivpflege und Wachstation versetzt. Zufall? 
Habe die technische Einrichtung studiert, 
ganz schön kniffelig. Nur die Kästen der 
Alarmanlage sind vorn am Überwachungs
pult ausgebaut. Stationsschwester Friede
rike meint, sie hätte früher zu häufig ge
schrillt; auch die Blinkwarnanlage .. .

2. August
. . .  Das Mädchen mit dem schweren 

Gehirntrauma, wie nachzulesen seit Wochen 
unverändert nicht ansprechbar, baut rapide 
ab. Der Oberarzt zog heute einen Neurolo
gen hinzu. Reflexprüfungen. „Allerhöch- 
stens das Stadium eines niederen Wurms." 
Kollegialer Schulterklaps. „Geben Sie es 
auf." Heute nachmittag wurden der Patien
tin einige Medikamente abgesetzt.

4. August
. . .  und kam nach der Mittagspause zu 

früh zum Dienst. Wurde geschickt, Schwe
ster Monika zu suchen. Erfolglos; Nach
frage; Tip: Dachgarten. Ab dem 9. Stock
werk war der Aufzug gesperrt. Benutzt die 
Nottreppe bis zum Dachgarten. Sah zuerst 
unseren Oberarzt, dann auch Schwester 
Monika auf dem Liegestuhl. Ihre vorne zu 
knöpfende Kleidung fiel zu beiden Seiten 
herab. Das Schwarze ihrer Wäsche kontra
stierte erregend mit dem Weiß von Dr. 
Heppsteins Anzug. Unbemerkt trat ich den 
Rückzug an. Im Aufzug traf ich die Ober
schwester. Sie blickte starr. Hatte sie mein 
Grinsen bemerkt? Weshalb ich sie über
haupt erwähne? Oberschwestern sind im 
allgemeinen geschlechtslos . . .

6. August
Heute früh war das Bett des Mädchens 

mit dem Gehirntrauma leer. Als ich später 
eine Leiche zur Prosektur fuhr, lag sie dort, 
die Beine weit gespreizt, dazwischen ein 
Büschel Wiesenblumen. Die Szene muß 
mich mitgenommen haben. Als ich anschlie
ßend zusah, wie einer Patientin Blut abge
nommen wurde, fiel ich um.. .  Später 
wurde ich nach Hause entlassen . . .

7. August.
. . .  Für Spott brauchte ich also nicht zu 

sorgen. War die meiste Zeit unauffindbar. 
Bat um Versetzung. Gewährt. Komme zur 
Urologie.

14. August
Heute durfte ich auf der ganzen Station 

Blutdruck, Temperatur und Puls messen. 
Schwesternarbe.it. Daraufhin holte mich 
mein Pfleger dann zum Einlaufmachen und 
Katheterisieren. Ich werde den Verdacht 
nicht los, daß mein neuer Pfleger pervers 
ist. Die Art und Weise, in der er Darm-



P r a k t i k u m s 

b e r i c h t  e i n e s  

S o z i o l o g e n

rohre einführt, möglichst große, unge- 
schmiert, vor allem bei Patienten mit Hä
morrhoiden, ist mir unheimlich. Wenn es 
möglich wäre, würde er die Patienten mit 
Darmrohren katherisieren. Noch nie sah ich 
ihn ein Klysma machen, immer gleich 
Schwenkeinläufe. Fühlte er sich unbeobach
tet, würde ich ihm einen Mord Zutrauen; 
oder täusche ich mich? Nachmittags be
stellte . . .

15. August
Bei meinem Zimmerdurchgang um 

8 Uhr entdeckte ich in einem Einzelzimmer 
einen Mann an den Spiromaten angeschlos
sen. Mußte während der Nacht eingelie
fert worden sein. Lag da wie tot, nur sein 
Brustkorb hob und senkte sich im Rhythmus 
der laut und leiser werdenden Maschine. 
Kein Puls, Blutdruck ohne. Ich fragte Schwe
r e r  Margarete nach dem Patienten. Sie 
meinte, er sei tot, Schwester Susanne, er 
lebe, der Stationsarzt sei unsicher und habe 
den Oberarzt angerufen. Der kam, ließ sich 
berichten, ging zur Maschine, stellte sie ab 
und konstatierte: Exitus. Schwester Marga
rete notierte die Uhrzeit. Ich schlich mich 
auf den Balkon des Schmutzrauines, und als 
ich mir ausmalte, was hier zu dieser Zeit 
noch alles geschehen möchte, wurde mir 
übel. Ich erinnerte mich, daß zu dieser Zeit 
auf C 35 Chefvisite ist. Daß die Unruhe 
dort jetzt immer größer wird, daß die 
Schwestern ihre Häubchen jetzt zum so
undsovielten und vergeblichen Male zu
rechtrücken werden. Das ER jetzt um die 
Ecke fegt, begleitet von.seiner weißen Leib
wache den Gang herabschreitet, die Station 
betritt. Dies irae, dis illa.

Wieder wird ER durch die Reihen ge
hen, Gericht halten, die Heilbaren zur rech
ten, die Verlorenen zur linken weisen. Er 
wird seine Hände auflegen, vielleicht da
bei an seine Finanzen denken. Die Heilung 
Wer 5000, seine wunderbare Brötchenver- 
"nehrung beginnt.

Halbgott? Gott!
Gerhard Maurer

Vom 19. März bis zum 16. Mai des 
Jahres 1962 absolvierte ich ein normales 
„medizinisches Praktikum" am Bürgerhospi
tal zu Frankfurt und habe als Pflegehilfe in 
einer gemischten Internie-Station und als 
OP-Helfer im Augenoperationssaal gearbei
tet.

Vor dem 2. Semester meines Soziologie
studiums, im April 1963, war ich dort -  
nach einer Einführungszeit von nur einer 
Woche -  alleinverantwortlicher Pfleger 
einer Männerstation der Internie und bezog 
das Grundgehalt eines Hilfspflegers.

Zwischen diesen beiden Zeiträumen 
kam ich zuweilen und jeweils bis zu drei 
Tagen zur Aushilfe ins Krankenhaus, ange
stellt und knapp bezahlt durch die Diakonie
oberin.

Einige Bemerkungen über die Rolle des 
Krankenpflegers in einer Station der Inne
ren Medizin (im Bürgerhospital).

Rollenerwartungen, die sich geradlinig 
aus der formalen Organisation eines Kran
kenhauses herleiten und vermittelt auch 
Sachbezüge aufweisen, bedingen folgende 
Funktionen der Pflegearbeit durch männ
liche Personen:

1. Die Bedienung und Kontrolle jener 
technischen Geräte, die unmittelbar am 
Krankenbett angewendet werden,

2. körperlich schwere Pflegearbeit, all
gemein: Pflege männlicher Patienten,

3. Den heimlichen Transport von Ver
storbenen aus den Sterbezimmern in den 
Leichenkeller,

4. Hilfestellung bei kleineren ärztlichen 
Eingriffen.

Zu 1. Das ist vor allem: Bedienung von 
Beatmungsgeräten jeglicher Art (Inhalator 
-  Sauerstoffzelt). Die traditionelle, vorgeb
lich am Menschen orientierte Ausbildung 
der Pfleger behandelt technische Kontroll- 
funktionen durchaus stiefmütterlich. Kran
kenpfleger lernen Geräte durch das „trial- 
error"-Verfahren handhaben. Bedienungs
anweisungen werden durch eine Art münd
liche Tradierung von Fertigkeiten ersetzt.

Zu 2. Heben, Tragen und Umbetten von 
Kranken, vor allem „Verordnungen", d. h. 
Einreibungen, Wickel und ähnliche Behand
lungsmaßnahmen, die immer unmittelbaren 
Kontakt zu dem Patienten bedeuten. Hier
her gehören auch Routinearbeiten (z. B. Es- 
senaustragen, Einsammeln von Spucknäp
fen und Urinflaschen), zu denen dem Pfle
ger der Schwesternmangel verhilft.

Zu 3. Die Tabuisierung des Todes und 
die „Hotelideologie" (sichtbar als Blumen
kultur) im Krankenhaus bedingen -  formal 
drückt sich das in chefärztlichen Befehlen 
aus -  eine sorgfältige und ingeniöse Tar
nung von Leichentransporten. In der Regel 
mißlingt das, eben weil zu eifrige Camou
flage den Keim des Demonstrativen in sich 
trägt. Die Leichenbahre im Bürgerhospital 
hatte ein Segeltuchverdeck von verwaschen
olivgrüner Farbe, unauffällig und praktisch. 
Es war jedoch das einzige olivgrüne Stück 
Stoff, das ich in diesem Krankenhaus je ge-
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sehen habe. Der Befehl, sich mit der Bahre 
leise und im Eilschritt zu bewegen sowie 
die Schwestern vorzuwarnen und zur Ver
riegelung aller Krankenzimmertüren zu ver
anlassen, brachte häufig eine allzu eindeu
tige Geschäftigkeit mit sich. Die Reaktion 
auf den Tod ist im Krankenhaus durchaus 
schichtenspezifisch. Medizinisch-technische 
Assistentinnen zeigten eine wohltemperierte 
Gleichgültigkeit, die Schwestern ohne Aus
nahme (so schien es mir) einen Ausdruck 
eingeübter Trauer, das weibliche Küchen- 
und Wäschereipersonal sowie die Putzhil
fen, wenn sie in Gruppen von mehr als 
Dreien beieinanderstanden, schrien auf und 
flüchteten, als erwarte jedermann gerade 
diese Reaktion.

Zu 4. Mit stillschweigender Billigung des 
Chefarztes, allerdings gegen geschriebene 
Bestimmungen, nehmen Pfleger Handlungen 
wie Injektionen und schwierige Katheferi- 
sierungen vor, assistieren also nicht nur. Fa
muli und Assistenzärzte sind als Opfer der 
bundesrepublikanischen Ärzteausbildung 
z. B. in der Regel unfähig zu katheterisieren. 
Das steigert das Selbstbewußtsein vieler 
Pfleger und schafft Anlaß zu Konflikten mit 
Jungärzten.

Der Pfleger ist den beiden Hierarchien 
des Krankenhauses (abgesehen von jener 
der Verwaltung) schwer einzuordnen. Zwi
schen der Weisungsgewalt der Stations
schwester und der des Stationsarztes hat er 
eine gewisse Manövrierfreiheit. Zudem ist 
er häufig älter als „sein" Stationsarzt und 
hat -  das bedingt seine Aufgabe, technische 
Geräte zu bedienen -  oft auf anderen Sta
tionen zu arbeiten, die, wie etwa reine 
Frauenstationen, nicht ständig einen Pfle
ger benötigen. Die Pfleger, ausgesprochen 
mobile Funktionen ausübend, kommen als
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einzige im Krankenhaus täglich mit allen 
Gruppen in Berührung: Mit Patienten, 
Schwestern, Ärzten, den medizinisch-techni
schen Assistentinnen und den Heilgymna
stinnen, dem Management und Personal der 
Verwaltung, den Putzhilfen, dem Personal 
von Küche, Wäscherei und Reparaturwerk
statt. Sie sind in idealer Weise dazu geeig
net, Gerüchte zu verbreiten. Diese Gerüchte 
haben gewöhnlich auch für Schwestern In
formationswert, anders als jene, die durch 
die Putzhilfen verbreitet werden. Diese 
Frauen sind Paria und haben nach „oben" 
kaum über technisch Notwendiges hinaus
gehenden Kontakt. Die Schwestern haben 
natürlich ihre eigenen Kommunikations
wege -  den Bedingungen einer straff ge
führten und kasernierten Frauengemein
schaft entsprechend. (Zumindest für die 
Diakonieschwestern im Bürgerhospital trifft 
dies zu.)

Das Prestige von Ärzten und Schwe
stern scheint sich auseinanderentwickelt zu 
haben. Die Schwestern rechnen sich gegen
über etwa den medizinisch-technischen As
sistentinnen kaum Chancen aus, einen Arzt 
zu heiraten. Für mich, den teilnehmenden 
Beobachter, war das nur zu erfahren, in
dem ich mit der Teilnahme ernst machte.

Die ständig wachsende, nur noch mit 
aller Mühe zu verdrängende Todesangst 
(siehe oben), macht den Arzt immer mehr 
zum Herren über Leben und Tod. Die 
Schwestern dienen, und zwar auf eine 
deutlich sichtbare Weise, was in einer Ge
sellschaft, in der fast alle dienen, es aber 
nicht merken sollen, Degradierung mit sich 
bringt. Medizinisch-technische Assistentinnen 
arbeiten im Labor, scheinbar nur den Er
gebnissen ihrer chemischen Untersuchungen 
verpflichtet. Das bringt Prestige. Zudem sind 
ihre Fähigkeiten begehrte Mitgift bei der 
Gründung einer Arztpraxis, von der alle 
Subalternärzte träumen. Im Krankenhaus 
werden diese schlecht bezahlt und sind den 
Launen eines geldscheffelnden Chefarztes 
ausgeliefert, dessen Tyrannis funktional 
überflüssig ist (nur im Operationssaal sind 
manchmal Kommandotöne vonnöten). Sie 
ist gegründet auf eine antiquierte Kranken
hausorganisation und damit auf die öko
nomische Basis: die Privatstation. Aber das 
weiß heute jeder.

Ernst Johow

D e r  ä r z t l i c h e  

S t a n d  —  

V e r s u c h  e i n e r  

A n a l y s e
Alltag in einer Klinik -  Chefvisite. Eine 

Gruppe Weißbekittelter bewegt sich über 
den Krankenhausflur. Ganz vorne der All
mächtige, der Chefarzt, etwas dahinter der 
Oberarzt, noch etwas weiter dahinter der 
Stationsarzt. -  Neben dem Stationsarzt, 
auf gleicher Höhe, die Stationsschwester, 
nur aus Funktionsgründen, denn sie trägt 
die Krankenblätter. Hinter dieser Spitzen
gruppe das Hauptfeld, eine mehr oder we
niger große Anzahl Assistenten und Prak
tikanten, von denen alle, würden sie nach 
dem Grund ihrer Anwesenheit gefragt, die 
Antwort: „Es gehört sich halt so" geben 
würden.

Der ursprüngliche Zweck einer solchen 
Visite, etwas vom Chef zu lernen, ist längst 
ins lächerliche Gegenteil verkehrt, die Chef
visite wird als bloße Zeitverschwendung an
gesehen, die Masse der Assistenten geht 
gar nicht erst ins Krankenzimmer hinein 
(dieses wäre auch viel zu klein), sondern 
verweilt auf dem Flur, raucht und unterhält 
sich über alles Mögliche.

Am Krankenbett selbst wird die Farce 
dann zu Ende gespielt:

Der Chef, der fast immer den Patienten 
zum erstenmal sieht, bestätigt mehr oder 
weniger die Anordnungen des Stations- 
bzw. des Oberarztes. Der Patient ist zur 
bloßen Kulisse für ein Spektakulum gewor
den, das sich seit ca. 50 Jahren an deut
schen Kliniken abspielt.

An diesem Beispiel läßt sich exempla
risch die Haltung des größten Teils der Me
diziner aufzeigen, und hier ist mit ein Grund 
dafür zu finden, warum die medizinische 
Fakultät eine der stärksten Bastionen der 
Ordinarien ist und sein wird.

Es ist lohnend, auf den gesellschaftli
chen Aufstieg der Ärzteschaft im letzten 
Jahrhundert zurückzublicken. Dieser Auf
stieg begann etwa Mitte des vorigen 
Jahrhunderts, als die Naturwissenschaft 
ihre ersten großen Erfolge in der Medizin 
feierte. War der Arzt vorher in seiner The
rapie mehr oder weniger auf sich selbst ge
stellt, was teilweise zu grotesken Ergebnis
sen führte, so begann jetzt die Ära der gro
ßen Lehrer in der Medizin, deren Schwer
punkt sich deutlich im deutschsprachigen 
Mitteleuropa konzentrierte. Die große Zeit 
der medizinischen Ordinarien hatte begon
nen, die Leistungen und die Wissenskapazi
tät einzelner feierte Triumphe und legte den 
Grundstein für da\ herrschende Prinzip in 
der Medizin: Alle Macht dem einen, dem 
Allwissenden Forscher und Arzt!

Diese autoritäre Grundstruktur über
trug sich sowohl auf das allgemeine poli
tische Verhalten der Ärzteschaft, als auch 
auf die standespolitischen Organisationen 
der Medizin. Die Ärzteschaft ist in ihrer 
politischen Grundhaltung seit jeher reaktio
när bis liberal-konservativ. Schon in der 
Ausbildung hatte sich der zukünftige Arzt 
Wissens- und Gesellschaftsnormen zu beu
gen, hatte sich dem Prüfungsritual zu un
terwerfen, um dann, nach erfolgter Appro
bation in eine Gesellschaftsklasse aufge

nommen zu werden, deren Prestige gegen
über den Herrschenden und den Beherrsch
ten um so mehr stieg, je mehr Macht über 
Leben und Tod die ärztliche Forschung dem 
Mediziner verlieh. Daran hat sich bis heute 
wenig geändert.

Die zunehmende Entpolitisierung der 
Ärzteschaft, bzw. die unreflektierte Über
nahme bestehender Machtverhältnisse im 
Ausbildungsbereich führen zu einem Arzt, 
der sich nurmehr auf sein Fach konzen
triert, ohne die politischen Funktionen sei
ner Berufsausübung sehen zu wollen. Besaß 
früher vielleicht der Satz: „Oberstes Gesetz 
ist es, den kranken Menschen zu heilen und 
ihm zu helfen" eine Relevanz, so ist dieser 
Grundsatz heute in vielen Fällen zu einer 
Farce geworden, wo kritische Mediziner be
wiesen haben, daß eine „Heilung" oftmals 
nur dann zu erreichen ist, wenn man die| 
krankmachenden Verhältnisse in denen der 
Patient lebt, ändert; eine bloße Beseitigung 
der Symptome der Krankheit durch Arz
neien kann nur als Reparatur bezeichnet 
werden.

Gegen diese Tatsache jedoch wenden 
sich die Standesorganisationen und der 
größte Teil des ärztlichen Establishments 
aus verständlichen Gründen-, Eine Politisie
rung der Mediziner stellt das hierarchische 
Prinzip in Frage! Eine kritische demokra
tische Einstellung impliziert den Abbau der 
unbeschränkten Autorität der Ordinarien 
und Klinikchefs. Eine problembewußte Me
dizinerschaft stellt allein schon durch die 
bloße Ausübung des Berufs einen system
ändernden Faktor dar, indem sie dem Pa
tienten die krankmachenden Faktoren seiner 
Umwelt und zwangsläufig die Gründe dafür 
aufzeigt.

Von daher ist die hysterisch überstei
gerte Reaktion der Herrschenden in der Me
dizin und ihren Organisationen auf d i^  
Kritik an ihrem System zu verstehen.

Als Beispiel ein Artikel in der Oktober
nummer des Zentralorgans der Bundes
ärztekammer und der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung. Überschrift: „Treibjagd 
auf das Ansehen der Ärzte", darunter nach 
Bild-Manier drei Thesen, wie sie idiotischer 
und entlarvender kaum sein können:
Schluß mit der Pogromhetze 
gegen Chefärzte!
Schluß mit dem Klassenkampf 
am Krankenbett!
Schluß mit der Verleumdung 
der Kassenärzte!

In dem Artikel finden sich im übrigen 
nur Beispiele für den ersten und dritten 
Punkt, Beispiele für einen Klassenkampf am 
Krankenbett waren doch wohl nicht beizu
bringen, interessant bleibt trotzdem die Ab
sicht, nämlich dem ohnehin meist konserva
tiven Leser den Beginn des Kommunismus 
vorzugaukeln. Daß mehr als berechtigte 
Kritik am Chefarztsystem und an den Ge
pflogenheiten einer Kassenpraxis blindwütig 
als „Pogromhetze" und „Verleumdung" dif
famiert wird, paßt genau auf die Linie, auf
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M a r x i s t i s c h e

L i t e r a t u r k r i t i k

*  H e r a u s g e g e b e n  v o n  V i k t o r  Z m e g a c .  

A r s  P o e t i c a  T e x t e ,  B a n d  7 .  1 9 7 0 .  

4 4 1  S e i t e n ,  8 ° .

L e i n e n  3 2 , —  D M  

k a r t o n i e r t  1 9 , 8 0  D M

M e t h o d e n

d e r  d e u t s c h e n

L i t e r a t u r w i s s e n s c h a f t

E i n e  D o k u m e n t a t i o n .  

H e r a u s g e g e b e n  v o n  V i k t o r  Z m e g a c .  

S c h w e r p u n k t e  G e r m a n i s t i k .  1 9 7 0 .  

E t w a  3 2 0  S e i t e n ,  8 °  

k a r t o n i e r t  1 4 , 8 0  D M

^ B a s i s  —

T l a h r b u c h  f ü r  d e u t s c h e  

G e g e n  w a r t s l  i t e r a t u r

H e r a u s g e g e b e n

v o n  R e i n h o l d  G r i m m  u n d  J o s t  H e r m a n d .  

1 .  B a n d  1 9 7 0 .

2 5 2  S e i t e n ,  8 °  

k a r t o n i e r t  2 8 , —  D M

D i e  s p r a c h l i c h e n  

K o n s t i t u e n t e n  

m o d e r n e r  D i c h t u n g

R o l f  K l o e p f e r  /  U r s u l a  O o m e n .

E n t w u r f  e i n e r  d e s k r i p t i v e n  P o e t i k .  1 9 7 0 .  

2 3 2  S e i t e n .  8 °  

k a r t o n i e r t  1 4 , 8 0  D M

D i e  s o g e n a n n t e n  

Z w a n z i g e r  J a h r e

H e r a u s g e g e b e n

v o n  R e i n h o l d  G r i m m  u n d  J o s t  H e r m a n d .  

S c h r i f t e n  z u r  L i t e r a t u r ,

B a n d  1 3 .  1 9 7 0 .

2 3 2  S e i t e n  8 ° ,  k a r t o n i e r t  1 8 , —  D M

^ A n g l i s t i s c h e

S t u d i e n r e f o r m

P r o b l e m e  —  P l ä n e  —  P e r s p e k t i v e n .  

H e r a u s g e g e b e n  v o n  E w a l d  S t a n d o p .  

S c h w e r p u n k t e  A n g l i s t i k .  1 9 7 0 .

1 6 0  S e i t e n ,  8 ° ,  

k a r t o n i e r t  8 , 8 0  D M

A t h e n ä u m - V e r l a g  G m b H  

6 0 0 0  F r a n k f u r t  a m  M a i n  

F a l k e n s t e i n e r  S t r a ß e  7 5 - 7 7
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F a c h b e r e i c h

H u m a n 

m e d i z i n

der in letzter Zeit die Standesorganisation 
die lauter werdende Kritik abzublocken 
versucht.

Im Folgenden wird ausführlich die 
Chefarztseite zitiert und laut Klage über die 
„Nestbeschmutzer" geführt, die sich erdrei
sten, ein ach so gut funktionierendes Sy
stem in Frage zu stellen. Auf die Äußerun
gen von Dr. Mausbach wird inhaltlich über
haupt nicht eingegangen, statt dessen kommt 
der Präsident der Bundesärztekammer, Prof. 
Fromm, ausführlich zu Wort. Er bezeichnet 
die Kritik am Chefarztsystem als „zielbe
wußte Meinungsmache" und hat auch gleich 
einen Buhmann zur Hand: „Das Ziel dieser 
Meinungspolitik ist eindeutig: das überhöhte 
Sozialprestige abzubauen -  so, oder ähn
lich lautet es in den Kreisen, welche die 
Ansehensskala verändern wollen, indem sie 
systematisch jegliches Ansehen zerstören, ob 
es sich um das Ansehen der Priester, der 
Lehrer, der Richter, der Ärzte handelt -  sie 
alle sind schuldig, weil sie ein „überhöhtes 
Sozialprestige" besitzen, das zwar nicht der 
Bevölkerung, aber jenen sogenannten von 
Minderwertigkeitskomplexen geplagten Ge
sellschaftskritikern mißfällt", soweit Profes
sor Fromm.

Die Absicht ist klar, ein Reaktionär ver
teidigt seine Position. Interessant ist jedoch 
ebenso die Bezeichnung für diejenigen, die 
es gewagt haben, gegen den Stachel zu 
locken: „sogenannte, von Minderwertig
keitskomplexen geplagte Gesellschaftskriti
ker", hier wird das fortgesetzt, was die 
reaktionäre Propaganda seit jeher meister
haft verstanden hat: Die Kritiker werden 
zu Untermenschen, zu Psychopathen abge
stempelt, und damit erübrigt sich jede wei
tere Diskussion. Kaum einen verwundert es 
angesichts dieser Worte mehr, wenn er er
fährt, daß unter Hitler die deutsche Ärzte
schaft eines der traurigen Beispiele für Ka
davergehorsam, Linientreue und Arrange
ment mit dem System bildete.

Alle diese Kritik, alle in der Öffentlich
keit geführten Diskussionen über die Ärzte
schaft dürfen jedoch nicht darüber hinweg
täuschen, daß es Aktionen von einzelnen 
waren, die für ihren Mut teuer bezahlen 
mußten. Alle Vorwürfe werden erfolglos 
bleiben, wenn nicht die kommende Medi
zinergeneration ein kritisches und demokra
tisches Bewußtsein in ihren Beruf mitbringt, 
um endlich den Leuten das Funktionärs
dasein zu beenden, die Immobilität mit 
Fortschritt und reaktionäres Verhalten mit 
Standesbewußtsein gleichsetzen. Hier liegt 
die Aufgabe der studentischen Politik, Ärzte 
aus der Universität herauszulassen, die ih
ren Beruf nicht nur als gutbezahlten, pre
stigeträchtigen Job auffassen, sondern die 
Möglichkeiten einer kritischen Medizin er
kannt haben, an einer Demokratisierung ak
tiv mitzuarbeiten. Wenn man allerdings die 
zukünftigen Ärzte im Studium sieht, kann 
man daran (ver)zweifeln.

Manfred Möller

H o c h s c h u l e  

i n  d e r

H o c h s c h u l e
Durch das neue hessische Universitäts

gesetz (HUG) ist die Humanmedizin nicht 
als Fachbereich wie jeder andere anzuse
hen, sondern die Selbständigkeit der bishe
rigen Fakultät wurde dank der unermüd
lichen Aktivität reaktionärer Ordinarien 
eher noch vergrößert. Äußerlich kann man 
das schon daran ablesen, daß ihm im HUG 
eigens 9 umfangreiche Paragraphen gewid
met sind. Speziell für Frankfurt bedeutet 
das die organisatorische Ausweitung der 
bereits vorher bestehenden räumlichen 
Trennung der Medizin von der übrigen Uni
versität.

So hat der zentrale Ständige Ausschuß 
für Haushaltsangelegenheiten und den 
Hochschulentwicklungsplan im Fachbereich 
Humanmedizin keinerlei Kompetenzen. 
Seine Aufgaben werden hier durch die wohl 
ebenfalls mit Entscheidungsbefugnis ausge
statteten Ausschüsse für Haushaltsangele
genheiten und für Personalangelegenheiten 
wahrgenommen (1). Der Bereich Human
medizin übermittelt seinen Haushaltsvoran
schlag also als einziger direkt dem Landes
hochschulverband, während die zentralen 
Organe der Universität lediglich eine Stel
lungnahme dazu abgeben können.

Da die Fachbereichskonferenz (2) im 
Bereich Humanmedizin zu unbeweglich wird 
(in Frankfurt werden ihr etwa 200 Mitglie
der angehören, bleiben ihr nur die quasi 
legislativen Befugnisse, nämlich der Erlaß 
der Satzung und der akademischen Prü
fungsordnungen sowie die Wahl des Di
rektors, der stellvertretenden Direktoren 
und der Mitglieder der Fachbereichsaus
schüsse. Alle anderen Aufgaben nimmt der 
zu diesem Zweck eigens geschaffene Fach
bereichsrat wahr (3) .

Die weitgehende Autonomie dieses Rie
senfachbereichs zeigt sich nun wieder in 
den Befugnissen seines Direktors (=  De
kan). Er nimmt, abgesehen von der Beru
fung der Professoren, „neben seinen Auf
gaben als Dekan fyr den Fachbereich Hu
manmedizin die Aufgaben wahr, die dem 
Universitätspräsidenten nach diesem Ge
setz zustehen". Er ist also für alle Ange
legenheiten zuständig, die keinem anderen 
Organ durch Gesetz oder Satzung zugewie
sen sind, übt das Hausrecht aus, kann Be
schlüsse anderer Organe des Fachbereichs 
beanstanden und in dringenden Fällen vor
läufige Maßnahmen treffen. Eigene Rechte 
des Universitätspräsidenten werden jedoch 
nicht eingeschränkt.

Weit bedeutungsvoller als die bisher 
erwähnten Regelungen ist die Tatsache, daß 
der Vorstand des Universitätsklinikums „in

Anbetracht der Aufgaben, die dem Uni
versitätsklinikum im Rahmen des öffentli
chen Gesundheitswesens übertragen sind"
„an Beschlüsse oder Weisungen der Fach
bereichskonferenz, des Fachbereichsrats 
oder der Ausschüsse nicht gebunden" ist.
Er untersteht insoweit lediglich den Bestim
mungen für das öffentliche Gesundheits
und Krankenhauswesen sowie eventuellen 
Weisungen des Kultusministers. Laut Gesetz 
gehören dem Vorstand der Direktor (=  De
kan), die stellvertretenden Direktoren (=  
Prodekane) und der Verwaltungsdirektor 
an, jedoch kann die Satzung des Fach
bereichs weitere Mitglieder vorsehen. Zu 
seinen Aufgaben zählen im Rahmen der 
Personal- und Wirtschaftsverwaltung des 
Universitätsklinikums insbesondere die Or
ganisation und Planung des Krankenhaus
betriebes sowie die „Beschlußfassung übei^y 
die Verwendung der für die KrankenbeW* ' 
handlung bereitgestellten personellen und 
sachlichen Mittel".

Berücksichtigt man, daß in der Praxis 
die medizinische Forschung ebenfalls weit
gehend über diese Gelder finanziert wird, 
weil ja in den meisten Fächern Kranken
behandlung und Forschung untrennbar mit
einander verbunden sind und das eine das 
andere zur grundsätzlichen Voraussetzung 
hat, erkennt man die Tragweite dieser un
demokratischen Bestimmungen erst richtig. 
Inwiefern der Fachbereichsrat und die zu
ständigen Ausschüsse bei der Verteilung 
der übrigen Mittel hier möglicherweise als 
Korrektiv wirken könnten, ist nicht zu über
sehen und hängt überdies von deren Höhe 
ab. Nach den Wahlen zur Fachbereichs
konferenz wird es darauf ankommen, in die 
Satzung einige über die gesetzlichen Vor
schriften hinausgehende progressive Ein
zelheiten einzuarbeiten. Der Spielraum 
hierzu ist allerdings sowohl vom HUG und 
HHG her als auch von der zu erwartende^, 
personellen Zusammensetzung der Fachb^|) 
reichskonferenz her nur sehr knapp bemes
sen.

M i t b e s t i m m u n g  

a m  A r b e i t s 

p l a t z
Kliniken, Betriebseinheiten und sonstige 

Einrichtungen mit gleichartigen Dienstlei
stungsaufgaben bilden in der Regel ein Me
dizinisches Zentrum. Dieses verfügt als or
ganisatorische Grundeinheit von Kranken
versorgung, Dienstleistung, Forschung und 
Lehre über die ihm zugewiesenen Personal
stellen und Sachmittel und verwaltet die ihm 
zugewiesenen Einrichtungen. Dabei legt es 
fest, über welche personellen und sachli
chen Mittel die Hochschullehrer, Arbeits
gruppen und Betriebseinheiten verfügen 
können. Einrichtungen, die sich wegen ihrer 
Eigenart nicht zu Medizinischen Zentren zu
sammenfassen lassen, werden analog als 
Ständige Betriebseinheiten geführt.
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Dem Direktorium einer ständigen Be
triebseinheit oder eines Medizinischen Zen
trums gehören alle dort tätigen Hochschul
lehrer, halb so viele wissenschaftliche Be
dienstete, ein Student und ein weiterer Be
diensteter an (4). Aus dem Kreis der auf 
Dauer an dem Zentrum oder der Betriebs
einheit tätigen Professoren wählt das Di
rektorium einen Geschäftsführenden Direk
tor für 4 Jahre. Außerdem bestimmt es 
einen Stellvertreter. Sind an dem Zentrum 
oder in der Betriebseinheit mehr als 5 
Hochschullehrer tätig, so wird ein Geschäfts
führender Vorstand gewählt. Ihm gehört der 
Direktor, sein Stellvertreter und ein weite
rer Hochschullehrer an.

Der geschäftsführende Direktor bzw. 
der geschäftsführende Vorstand nun ist das 
eigentliche Verwaltungsorgan. Er leitet und 
verwaltet das Zentrum oder die Betriebs
einheit nach Maßgabe der vom Direkto
rium erlassenen Ordnung. „Er tut das in 
eigener Verantwortung, soweit es sich um

die Wahrnehmung übertragener Aufgaben 
im Rahmen des öffentlichen Gesundheits
wesens handelt"* Weiterhin übt er das 
Hausrecht aus. Der geschäftsführende Di
rektor kann sogar Beschlüsse des Direkto
riums oder des geschäftsführenden Vor
standes, „für deren Ausführung er die Ver
antwortung nicht übernehmen kann", mit 
aufschiebender Wirkung beanstanden. 
Bleibt das Direktorium bei seinem Beschluß, 
entscheidet der Vorstand des Universitäts
klinikums.

Auch hier zeigt sich wieder das Bestre
ben der technokratischen Hochschulreform, 
zwar bis ins einzelne gehende Vorschriften 
zur reibungslosen Funktion der Institution 
zu schaffen, die in ihrer Perfektion in die
sem Falle schon geradezu grotesk anmuten, 
gleichzeitig aber jede Form von demokra
tischer Kontrolle oder gar effektive Mitbe
stimmung seitens der an der Basis Arbei
tenden zu verhindern.

Soweit es sich um die Aufgaben des

Fachbereichs im Rahmen des öffentlichen 
Gesundheitswesens und der damit verbun
denen Forschung handelt, kann man ge
radezu von einem Musterbeispiel der tech
nokratischen Hochschulreform sprechen, 
denn das Chefarztprinzip wird in keiner 
Weise angetastet. Da die Interessenlage so
wie die grundsätzlichen Widersprüche, in 
denen sich die Medizin unter den vorgege
benen gesellschaftlichen Bedingungen be
findet, für die Universitätskliniken nicht spe
zifisch sind, braucht auf diesen Aspekt hier 
nicht näher eingegangen zu werden (5).

M ö g l i c h k e i t e n  

s t u d e n t i s c h e r  P o l i t i k
Mitbestimmung der im Krankenhaus Tä

tigen ist also im HUG nicht vorgesehen, 
doch sind im Universitätsklinikum ja die 
allgemeinen Aufgaben jedes Krankenhauses 
mit denen der Lehre und Forschung eng 
verbunden, woraus sich neue Perspektiven 
ergeben. Bei letzteren nämlich ist mit der 
oben erwähnten Einschränkung eine Kon
trolle durch die Beschlußgremien prinzipiell 
möglich. Da die Hochschullehrer in allen 
Gremien über eine mehr oder weniger 
starke Mehrheit verfügen, dürfte es in An
betracht der an anderer Stelle des Heftes 
eingehend erläuterten Mentalität und des 
spezifischen Standesbewußtseins jedoch 
kurzfristig gesehen kaum zu echten Refor
men kommen.

Ob eine aktive Mitarbeit der Studenten 
im Sinne der vom SHB und AStA Frank
furt entwickelten Kriterin möglich und 
sinnvoll ist, muß im Einzelfall entschieden 
werden (6). Im Bereich Humanmedizin 
könnte jede Aktivität daran gemessen wer
den, ob sie die folgenden Ziele zu ver
wirklichen hilft:

1. Minderung der medizinischen Eigen
brötelei durch sachbezogene Zusammen
arbeit mit anderen Fachbereichen und Ein
richtung interdisziplinärer Arbeitsgruppen 
und Wissenschaftlicher Zentren.

2. Zusammenarbeit mit außeruniversi
tären Einrichtungen wie Kreiskrankenhäu
sern, qualifizierten Arztpraxen und geeig
neten gesellschaftlichen Institutionen bei 
der Ausbildung zu medizinischen Berufen,

3. ungehinderter Zugang zum Studium 
durch Abschaffung des Numerus clausus in 
jeder Form,

4. Veränderung der Lehrinhalte zugun
sten einer alle objektiven Bedingungen von 
Krankheit erfassenden Betrachtungsweise, 
Schaffung der diesen Erfordernissen ent
sprechenden neuen Studiengänge und Be
rufsbilder und Unterstützung der dazu die
nenden Forschungsvorhaben.

5. Diskussion neuer Möglichkeiten und 
Organisationsformen einer auf die Bedürf
nisse der Patienten bezogenen Therapie so
wie Entwicklung vorbeugender Maßnahmen, 
um Krankheit nach Möglichkeit gar nicht 
erst entstehen zu lassen.
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6. Nachweis und öffentliche Bewußl- 
machung der einer so verstandenen Thera
pie bzw. Prävention im Wege stehenden 
strukturellen Hindernisse. Aufzeigen erfolg
versprechender Strategien zu ihrer Über
windung. '

Darüber hinaus bleibt es die Aufgabe 
der Fachschaft, alle am Arbeitsplatz im 
Krankenhaus bei Schwestern, Ärzten, medi
zinischem Hilfspersonal usw. entstehenden 
Emanzipationsprozesse zu unterstützen und 
zu fördern.

Im folgenden sollen nun die Möglich
keiten studentischer Beteiligung an den Gre
mien des Fachbereichs durch zwei Beispiele 
erläutert werden. Sieht man sich die Pari
täten in der Fachbereichskonferenz an, er
scheint eine aktive Mitarbeit als sinnvoll, da 
einerseits gewisse Koalitionschancen gege
ben sind, zum anderen kaum sämtliche 
Hochschullehrer stets als geschlossener 
Block abstimmen werden. Hier bestehen 
Aussichten für einige im emanzipatorischen 
Sinn wirksame Reformen bei der Ausarbei
tung der Satzung. Auch eine Teilnahme an 
der Wahl des Direktors ist in Anbetracht 
seiner starken Stellung unbedingt notwen
dig.

Auf der Ebene der Medizinischen Zent
ren kommt eine aktive Mitarbeit in der Re
gel nicht in Betracht, da sie wegen der 
Mehrheiten nur bestehende Herrschafts- und 
Konfliktverhältnisse verschleiern oder be
stenfalls systemimmanent regeln könnte. 
Obwohl das HUG Reformen der Klinik
struktur nicht vorsieht und nicht einmal 
Raum für experimentelle Organisationsfor
men auf freiwilliger Basis läßt, besteht hier 
durch passive Teilnahme die Chance, Struk
tur und Funktionsweise der Institution 
transparent zu machen und ihre Mängel 
und Widersprüche aufzuzeigen. Dadurch 
könnten Aufklärungs- und Lernprozesse an 
der Basis unterstützt werden, die ihrerseits 
über die medizinische Aus- und Weiterbil
dung sowie durch Druck von der Basis zu 
positiven Reformen im Gesundheitswesen 
beitragen, um so die Entfaltungsmöglich
keiten der durch Krankheiten der verschie
densten Genese beeinträchtigten Menschen 
zu verbessern. Dies gilt besonders für die 
psychischen und sozialen Krankheitsursa
chen, die bis heute im Gegensatz zu den 
rein somatischen von den meisten Ärzten 
nicht einmal erkannt, geschweige denn ent
sprechend behandelt werden können (7).

Gunter Fischer

3 Dem Ausschuß für Haushaltsangelegenheiten und 
em nur im Bereich Humanmedizin bestehenden Aus

schuß für Personalangelegenheiten gehören an: der 
Dekan, 2 Professoren, 1 Dozent, 1 Student, 1 wissen
schaftlicher und ein weiterer Bediensteter. Während 
der Obergangsregelung gilt folgende Zusammenset
zung: der Dekan, 2 Hochschullehrer, 2 wissenschaftliche 
Mitarbeiter, 1 Student und 1 nichtwissenschaftlicher 
Mitarbeiter.

') Die Fachbereichskonferenz besteht aus allen Profes
soren des Fachbereichs, die nicht beurlaubt sind, aus 
Vertretern der Dozenten', der Studenten und der wis
senschaftlichen Bediensteten im Verhältnis 5*1 *3:1, so
wie aus einem Vertreter der weiteren Bediensteten. 
Durch Satzung kann die Zahl der weiteren Bedienste
ten bis auf fünf erhöht werden. Während der Ober- 
gangsreaelung besteht die FBK aus allen Hochschul
lehrern des Fachbereichs, die an der Universität haupt
beruflich tätig und nicht beurlaubt sind, aus Vertretern 
der wissenschaftlichen Mitarbeiter und der Studenten 
im Verhältnis 5:3:2 sowie aus einem nichtwissenschaft
lichen Mitarbeiter.

J) Mitglieder des Fachbereichsrats sind: der Direktor 
(=* Dekan), 2 stellvertretende Direktoren (■=» Prode
kane), 7 Professoren, 2 Dozenten, 4 Studenten, 4 wis
senschaftliche Bedienstete, 1 weiterer Bediensteter und 
ein Vertreter der dem Fachbereich zugeordneten akade
mischen Lehrkrankenhäuser. Die Amtszeit beträgt wie 
bei der Fochbereichskonferenz mindestens 2 Jahre, für 
Studenten mindestens 1 Jahr. Während der Oborgangs- 
regelung hat der FBR folgende Zusammensetzung: der 
Direktor, 2 stellvertretende Direktoren, 7 hauptberuf
lich im Fachbereich tätige Hochschullehrer, 6 wissen
schaftliche Mitarbeiter, 4 Studenten und 1 nichtwissen
schaftlicher Mitarbeiter.

*) Für die Übergangszeit sieht das HUG folgendes vor: 
Die in den ständigen Betriebseinheiten und medizini
schen Zentren hauptberuflich tätigen Hochschullehrer 
bilden das Direktorium. Dem Direktorium gehören 
außerdem Vertreter der wissenschaftlichen Mitarbeiter, 
1 Student und ein nichtwissenschaftlichor Mitarbeiter 
an. Die Zahl der wissenschaftlichen Bediensteten be
trägt 50% der Zahl der Hochschullehrer.
Wichtig ist die im Gesetz vorgesehene Möglichkeit, 
die Zahl der Studenten oder weiteren Bediensteten 
durch die Satzung des Fachbereichs bis auf 5 zu erhö
hen, wenn dies im Hinblick auf die besonderen Auf
gaben in Lehre und Forschung angemessen erscheint.

5! Für eingehendere Information empfiehlt es sich, den 
kürzlich erschienenen Aufsatz .Das Krankenhaus im 
gesellschaftlichen Widerspruch“ von Michael Regus zu 
lesen (Argumente zur Zeit 109, Pahl-Rugenstein Verlag, 
Köln).

3 In einer am 24. 6. 1970 erschienenen Schrift heißt es 
azu:

a) Notwendig ist die Beteiligung von Studenten und 
Assistenten an den neuen universitären Gremien. Das 
bedeutet nicht, daß die Kritik an ihnen zurückgenom
men wird. Der Grund für die Teilnahme liegt u. a. in 
den Erfahrungen der Studentenbewegung, die gezeigt 
haben, daß der völlige Rückzug auf die Arbeit an der 
Basis, der Verzicht auf direkte Informationsbeschaffung, 
langfristig zur Isolierung und politischen Handlungs
unfähigkeit führt. Keinesfalls werden dadurch jedoch 
die unter sich gelassenen Ordinarien und Wirtschafts
lobbyisten zur Aufgabe der Durchsetzung ihrer Inter
essen und Vorstellungen gezwungen, 
bl Die grundsätzliche Teilnahme an Gremien besagt 
aber noch nichts über die Art und Zielsetzung der poli
tischen Arbeit in den jeweiligen Institutionen. Ob aktiv, 
d. h. im Sinne positiver Mitarbeit in den einzelnen 
Gremien gearbeitet wird, oder bloß passiv Informa
tionen gesammelt werden, die für politische Aktivi
täten außerhalb der Gremien (auch gegen diese) ein- 

esetzt werden, muß durch die Definition der Ziele und 
er dafür notwendigen Voraussetzungen festgelegt 

werden.
Aber selbst der Extremfall, die auf Informationsbe
schaffung reduzierte Tätigkeit, und deren Vorwertung 
außerhalb der Gremien, überwiegt den abstrakten Vor
wurf durch studentische Beteiligung an der Verschleie
rung der Herrschaft mifzuwirken. 
c) Allgemeine Ziele der studentischen Politik in den 
universitären Gremien:
1. Vermittlung aller relevanten Informationen aus den 
Gremien in die Öffentlichkeit und Schaffung von Mofi- 
vationsmustern für politische Mobilisierung.
2. Herstellung der Transparenz der Entscheidungspro
zesse.
3. Einflußnahme auf Entscheidungen im Sinne einer auf 
Mitbestimmung und Kontrolle abzielenden Politik.
4. Erweiterung des Entscheidungsspielraumes der majo- 
risierten Gruppen.
5. Durch die studentische Politik in den Gremien ist 
zu demonstrieren, daß nur Gremien, in denen Studen
ten und Assistenten ausreichend an Entscheidunaspro- 
zesson durch Paritäten beteiligt sind, effektive Arbeit 
leisten können.

d) Voraussetzungen für die Entscheidung zu aktiver 
bzw. passiver Mitarbeit in Gremien sind:
1. relevanter Entscheidungsbereich, 2. angemessene 
Parität, 3. Koalitionschancen.
Sind alle drei Vorausetzungen erfüllt, wird aktiv teilge
nommen. Ist nur eine Voraussetzung vorhanden, wird 
passive Teilnahme notwendig, d. h. die konsequente 
Initiierung von Konflikten und der Verhinderung unkon
trollierbarer Entscheidungen.

’) Man geht davon aus, daß 30-50% der Kranken, wel
che ärztliche Hilfe in Anspruch nehmen, sogenannte 
»funktionelle Leiden“ zeigen, (nach Alexander Mitscher
lich: Krankheit als Konflikt. Studien zur psychosoma
tischen Medizin I. edition surkamp 164, Seite 13). Im 
Klientel eines Land-Allgemeinpraktikers gehören ca. 
15% aller Patienten dem Formenkreis der psychisch 
erkrankten Personen an. Davon entfallen ungefähr 
12% auf die Gruppe der psychosozialen Erkrankungen 
(Neurose, psychogene Reaktionen). (I. Leitner, Mün
chener Medizinische Wochenschrift {19701 44, Seite 2004 
und Med. Welt (1961) 1040).
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o f f i z i e l l e  M e d i z i n

Etwa 30 bis 50 % der Kranken, die die 
Wartezimmer de Ärzte bevölkern, werden 
von vorneherein falsch behandelt. Sie lei
den an Magengeschwüren, Asthma, Herz- 
und Kreislaufstörungen und Migräne, aber 
es gibt für sie keine angemessene Thera
pie. Ihr Leiden ist psychischen Ursprungs, 
aber es fehlen den meisten Ärzten die 
Kenntnisse, psychosomatische Krankheiten 
korrekt zu diagnostizieren und zu heilen, 
da im Rahmen der etablierten Medizin we
der Diagnose noch Therapie psychisch 
verursachter physischer Leiden gelehrt wer
den. Mit unzureichenden Mitteln werden be
stenfalls die Symptome kuriert, und die 
Mehrzahl der Patienten bekommt niemals 
einen Arzt zu Gesicht, der ihnen helfen 
könnte, da in der Bundesrepublik ungefähr 
2,5 Millionen Patienten (BG Medizin Tü
bingen) nur 450 qualifizierte Psychothera
peuten gegenüberstehen (Input 4, 1969, 
Seite 39).

Freilich ist in absehbarer Zeit kaum 
eine durchgreifende Änderung dieses Zu
stands zu erwarten, da die offizielle Medi
zin und besonders die etablierte Psychiatrie 
psychoanalytischen Theorien und Methoden 
nach wie vor beträchtlichen Widerstand ent
gegensetzen. Das Dogma „Geisteskrank
heiten sind Gehirnkrankheiten" steht nach 
wie vor in voller Blüte und verhindert die 
Aufnahme von Theorien, die psychische und 
soziale Ursachen von Geisteskrankheiten 
annehmen. Der Widerstand äußert sich we
niger in theoretischen Argumentationen ge
gen die Psychoanalyse als in administrati
ven Maßnahmen gegen ihre Vertreter. So 
scheiterte die Errichtung eines Lehrstuhls.für 
Psychoanalyse an der Medizinischen Fakul
tät in Frankfurt am Einspruch der Medizin
ordinarien. Wollen Medizinstudenten etwas 
über Theorie und Praxis der Psychoanalyse 
erfahren, so sind sie gezwungen, sich hin
ter dem Rücken der Ordinarien zur psycho
analytischen Ausbildung zu schleichen, wol
len sie ihre Karriere nicht gefährden. So 
kann es z. B. geschehen, daß Assistenzärz
ten der Frankfurter Nervenklinik, die so
ziale Faktoren bei der Entstehung von Gei
steskrankheiten berücksichtigen, in der Aus
bildungszeit zum Facharzt der Arbeitsver
trag mit Argumenten wie „wissenschaftlich 
nicht qualifiziert" oder „Rückstand in der 
Erledigung von Krankengeschichten" nicht 
mehr verlängert wird.

Bei einer solchen Einstellung ist es nicht 
weiter verwunderlich, daß die entsprechen
den klinischen Einrichtungen zu einer er
folgversprechenden Therapie psychosomati
scher Störungen fehlen und die Aufwen
dung geldlicher Mittel gänzlich unzurei
chend ist. So wurden im Jahre 1961 in einer

Stadt mit rund einer halben Millionen Ein
wohnern 8 Milk DM für die Krankenver
sorgung aufgevAindt, davon entfielen 4000 
DM auf die Psychotherapie (Mitscherlich, 
Krankheit als Konflikt 2, S. 146). Eine ge
rechtere Verteilung der vorhandenen Mittel 
ist kaum zu erwarten, wenn sich der in un
serer Gesellschaft kursierende Krankheits
begriff nicht ändert, aber eine solche Än
derung scheiterte bislang am Machtkartell 
der Medizinordinarien.

Solange sich kein angemessenes Ver
ständnis psychischer und psychosomati
scher Leiden durchsetzt, werden Patienten 
mit „Therapien" zu kurieren versucht, wie 
sie z. B. in der Sozialpsychiatrischen Abtei
lung der Frankfurter Nervenklinik üblich 
sind, deren „...soziale Leistung darin be
steht, durch stumpfsinnige Tätigkeiten 
(Glühbirnchen zusammenstecken, Mode
schmuck verpacken usw.), die kaum ein ge
sunder Mensch längere Zeit ertragen kann, 
die Arbeitsfähigkeit und damit die Möglich
keit einer eventuellen sozialen Wiederein
gliederung zu überprüfen -  das alles für 
einen Hungerlohn,... (Peter Crell, in: Kri
tische Medizin, April 1970, S. 21). Wirksame 
psychotherapeutische Maßnahmen kosten 
Geld, und an entsprechenden finanziellen 
Aufwendungen ist die kapitalistische Ge
sellschaft ebenso wenig interessiert, wie an 
der Verbreitung von Erkenntnissen über die 
Ursache psychischer Leiden. Haben diese in 
gesellschaftlich begründeten Konflikten ih
ren Ursprung, so bedeutet Aufklärung über 
deren Ursache zugleich Aufklärung über ge
sellschaftliche Widersprüche. Die Herrschen
den sind jedoch „heilfroh, daß sich die W i
dersprüche statt im Bewußtsein an den Or
ganen der Menschen manifestieren" (G. 
Francke, Kritik an Parsons, in: Kritische Me
dizin, 1969, 1, S. 16) und reagieren emp
findlich, wenn diese Verdrängungsstrategie 
wirksam durchbrochen wird.

Dies mußte das Heidelberger Soziali
stische Patientenkollektiv (SPK) erfahren 
(FR vom 5. 11. 1970, S. 22), das energisch 
auf die krankmachenden Aspekte der Ge
sellschaft hinwies, die aktive Beteiligung von 
Patienten an der Organisation und Durch
führung der Psychotherapie forderte, das 
Therapieziel Emanzipation gegenüber der 
Anpassung betonte, die psychoanalytische 
Theorie mit ökonomischen, soziologischen 
und politischen Diskussionen verband, und 
kritisch der etablierten Medizin gegenüber
stellte. Die Einbeziehung politischer Frage
stellungen mobilisierte das Kultusministe
rium. Obgleich 3 von 4 wissenschaftlichen 
Gutachten für das SPK positiv ausfielen, 
untersagte ein Brief vom Kultusministerium 
an die Universität, „den Beschluß ihres Ver
waltungsrats zu vollziehen und an das SPK 
weitere Leistungen zu erbringen" (FR,
S. 22). Solche kritischen Aktivitäten sind von 
der offiziellen Medizin kaum zu erwarten, 
und es ist daher notwendig, an einem Bei
spiel diejenigen Merkmale aufzuzeigen, 
welche die etablierte Psychiatrie für ideolo
gische Nebelbildunpen so anfällig machen.

P r o f e s s o r  W e i t b r e c h t  

u n d  d i e

P s y c h o s o m a t i k

Schleuderte die offizielle Psychiatrie 
über Jahrzehnte ihren Bannstrahl gegen die 
Psychoanalyse, so wurde dagegen die Psy
chosomatik nur wenig attackiert. Umso in
teressanter ist es, wenn ein Psychiater die 
Geste vornehmen Ignorierens aufgibt und 
ein ganzes Buch der Widerlegung der Psy
chosomatik widmet. Prof. Weitbrechts Buch 
„Kritik der Psychosomatik" (Stuttgart 1955) 
verdient eine nähere Betrachtung, da es Ar
gumentationen enthält, die typisch sind für 
die Haltung der etablierten Medizin gegen
über dieser Wissenschaft. Richtet sich seine 
Kritik auch gegen die gesamte Psychosoma
tik, so wendet er sich am schärfsten gegen 
die im engeren Sinne psychoanalytisch 
orientierten Schulen. Besonders der Neu
rosenbegriff der Psychoanalyse findet seine* 
Ablehnung „weil die Psychologie der Psy
chosomatik weitgehend identisch ist mit der 
Neurosenpsychologie" (S. 16).

Die endogenen Psychosen (Schizophre
nie, manisch-depressives Irresein) gründen 
für ihn ausnahmslos in körperlichen Schä
den. Es steht für ihn fest, „ . . .  daß das Auf
treten endogener Phasen aus psychologisch 
nicht erhellbaren und somatologisch noch 
nicht faßbaren biologischen Tiefen heraus 
schicksalsmäßig erfolgt." Psychosen lassen 
sich demnach nicht psychologisch deuten und 
als Sinnzusammenhang verstehen. Es wird 
behauptet, „ . . .  daß die endogenen Psycho
sen vielmehr die Sinnkontinuität des Lebens 
des einzelnen Kranken, soweit sie uns psy
chologisch erhellbar ist, genauso unterbre
chen oder zerreißen, wie es sonstige kör
perliche Krankheiten oder Unfälle auch zu 
tun pflegen. Daran können alle analyti
schen Deutungsversuche nichts ändern, und 
daran ändern auch die völlig spekulativen 
Hypothesen nichts, welche die Suche nach 
angeblich spezifischen Umweltschäden, die 
für eine Psychose in späteren Lebensjahren 
verantwortlich sein sollen, bis zur Säug
lingszeit, ja bis in das intrauterine Leben 
hinein erstrecken."

Wirft der Psychiater der psychoanalyti
schen Konzeption Spekulation vor, so muß 
ihm der Vorwurf zurückgegeben werden, 
da es trotz ungeheuerem Aufwand der Psy
chiatrie bis heute nicht gelungen ist, einen 
schlüssigen Beweis für die somatische Be- 
dingheit endogener Psychosen zu liefern, 
und die deutsche Psychiatrie die in den an
gelsächsischen Ländern durchgeführten Un
tersuchungen über das Verhältnis von Fa- 
wilienstruktur und Psychose mehr oder we
niger systematisch ignoriert hat (vgl. Bate- 
son, Jackson usw., Schizophrenie und Fa
milie, Theorie 2, Suhrkamp-Verlag). Ebenso 
fragwürdig ist die gut zur somatischen Syn
these passende Behauptung: „Bei allen Völ
kern aller Zeiten findet man gleichverlau-
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fende seelische Störungen." Erich Wulff hat 
im Gegensatz dazu das Fehlen schizophre
ner Ich-Störungen bei den Vietnamesen fest
gestellt (Erich Wulff, Grundfragen transkul
tureller Psychatrie, in: Das Argument, 50, 
1969), eine Entdeckung, die eine starke 
Stütze für eine psychoanalytische Deutung 
der Psychosen darstellt.

Aber Weitbrecht will weder von einer 
psychoanalytischen Theorie der Psychosen 
noch der Neurosen etwas wissen. Ihm miß
fällt selbst der Begriff „Neurose", und er 
möchte ihn durch das Konzept „abnorme 
Erlebnisreaktionen" ersetzen, eine Maß
nahme, die schließlich zur Liquidierung des 
Krankheitscharakters der Neurose führt. Im 
Unterschied zu den endogenen Psychosen 
fehlt bei Neurosen ein prozeßhafter Ab
lauf; weisen sie eine unscharfere Sympto
matik auf, sind die Folgen für das Indivi- 
dium nicht so katastrophal, und es gibt 
keine feste Grenze gegenüber der Norma
lität. Das Ich wird nicht zerstört, sondern in 
seinen Äußerungsmöglichkeiten beeinträch
tigt. Die verwirrende Fülle neurotischer Ver
haltensweisen sowie das Fehlen bedingen
der körperlicher Defekte veranlassen Weit
brecht, sie als abnorme Erlebnisreaktionen 
ohne einheitliches Krankheitsbild zu deuten.

Weil diese Erlebnisreaktionen nicht ex
akt gegen normales Verhalten abgrenzbar 
sind, schüttet er das Kind mit dem Bade aus 
und leugnet, daß Neurosen diagnostisch 
faßbare Krankheitseinheiten da^tellen. Die 
Bestimmung psychischer Gesundheit mit Be
griffen wie Genußfähigkeit und Integration, 
wie sie sich in psychoanalytischen Theorien 
findet, wird abgelehnt, weil damit die Dif
ferenz zwischen dem sogenannten norma
len Menschenschicksal mit seinen unaus
bleiblichen Konflikten und einem psycho
therapeutisch Hilfe erforderndem Leiden 
verwischt werden. Zu dieser Argumenta
tionstechnik paßt es gut, neurotischen Lei
densdruck und angeblich normale Lebens
not zu identifizieren und körperliche Krank
heit mit Krankheit schlechthin gleichzuset
zen. „Lebensnot eines Menschen als solche 
zur Krankheit zu stempeln, ist ein Unding, 
und gegenüber den Konsequenzen einer 
vollkommenen Begriffsanarchie scheint es 
uns das kleinere Übel zu sein, an dem na
turwissenschaftlichen Seinsbegriff festzuhal
ten, wie ihn etwa K. Schneider präzisiert 
hat, für den „Krankheiten" ausnahmslos 
Krankheiten des Leibes sind" (S. 26).

Damit löst sich die Neurose als spezi
fische „Krankheitsentität" auf. Mit einem 
Seitenblick auf Kurt Schneider schreibt 
Weitbrecht: „Die Bezeichnung „Krankheit" 
wird mit allen Konsequenzen straf-, zivil- 
und versorgungsrechtlicher Art abgelehnt' 
(S. 17). Krankheit ist gleichbedeutend mit 
sinnfreiem somatischen Geschehen; allen 
psychischen Defekten ist so die verstehbare 
Grundlage im Bereich der Psychie entzogen. 
So läßt sich die Krankheit nicht mehr ab
leiten aus der Dynamik analysierbarer Kon
flikte und ist einem verstehenden Zugriff 
nicht mehr zugänglich.
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Für die Entwicklung einer psychosoma
tischen Medizin hat eine solche Position ver
heerende Folgen. Besonders eingehend 
setzt sich Weitbrecht mit Franz Alexander 
auseinander, der ein dynamisches Schema 
entwickelt hat, das die Beziehungen zwi
schen emotionalen Konstellationen und ve
getativen Reaktionen darstellt. Die Versa
gung oral rezpetiver Wünsche führt zu 
oral-aggressiven Reaktionen, die wiederum 
Schuldgefühle und Angst im Gefolge haben. 
Werden nun orale Aggression und Abhän
gigkeit überkompensiert durch erfolgreiche 
Leistungen, so kommt es als Reaktion auf 
exzessive Anstrengungen zur Verstärkung 
oral-abhängiger Wünsche und damit zu 
verstärkter Ausscheidung von Magensäure. 
Das gleiche Resultat wird auch durch die 
Verdrängung ständig frustrierter oraler 
Wünsche erreicht. Die überaus starke Aus
scheidung von Magensäure führt zur Bil
dung eines Magengeschwürs. Beim Bron
chialasthma liegt dagegen häufig ein Kon
flikt zugrunde, der um eine exzessive, nicht 
gelöste Mutterbindung kreist. So liegen an 
der Wurzel vieler körperlicher Krankheiten 
emotionale Konflikte, die selbst wiederum 
in Frustrationen gründen.

Weitbrecht ist dieser ganze Ansatz 
schon deshalb fragwürdig, weil er nicht be
greifen kann, wieso voneinander kaum ver
schiedene Komplexe zu so verschiedenen 
Krankheitsformen führen können. Er unter
stellt der Psychosomatik ein mechanistisches 
Denken, das die Fülle realer Krankheitsbil
der aus dem Zusammenspiel einiger weni
ger kaum unterscheidbarer Grundelemente 
abzuleiten sucht. Ihr wird der Vorwurf ge
macht, die Ergebnisse der Konflikte seien 
„ . . .  streng vorgezeichnet und scheinen mit 
mathematischer Sicherheit voraussagbar* 
(S. 61). Daß die konkrete Persönlichkeits
struktur die Verarbeitung und das weitere 
Schicksal der Konflikte sowie der an sie an
knüpfenden Krankheiten bestimmt, ist keine 
Verlegenheitslösung der Psychosomatik: die 
Persönlichkeit selbst ist ein Resultat des Zu
sammenspiels von Umwelteinflüssen, Trieb
reaktionen und der sie bewältigenden 
Mechanismen. Es ist kein Widerspruch, daß 
eine geringe Anzahl psychischer Mechanis
men eine Fülle verschiedener Persönlich
keitsstrukturen hervorbringen kann, da die 
Bedingungen externer und interner Art nie
mals vollständig gleich sind. Immerhin ge
lang es Alexander und seinen Mitarbeitern, 
bei 60 bis 70% allerAFälle, in denen nur 
die psychologischen Daten der Patienten be
kannt waren, die richtige Diagnose zu stel
len (Thure von Uexkuell, Grundfragen der 
psychosomatischen Medizin, S. 57).

F r u s t r a t i o n e n

a l s  S o z i a l i s i e r u n g s -

m i t t e l

In seiner Polemik gegen die Psychoana
lyse scheut Weitbrecht auch vor ideologi

schen Bekenntnissen nicht zurück. Die „De
terminationswucht frühkindlicher Frustratio
nen" ist ihm ein Greuel, und er glaubt Fru
strationen als geeignetes Sozialisierungs
mittel empfehlen zu müssen. „Daß der 
Mensch nicht zuletzt an Verzicht, Entsagung 
und Enttäuschung reift, wächst und weise 
wird, ...ge rä t überhaupt nicht in das Blick
feld dieser mystisch-fatalistischen Saturiert- 
heitspsychologie" (S. 11). Sich diesem Rei
fungsprozeß etwa vermittels einer durch die 
Krankenkassen finanzierten psychothera
peutischen Behandlung zu entziehen, muß 
Weitbrecht als unerhörtes Ansinnen er
scheinen. „Man kann sich nicht auf Kosten 
der Krankenkasse seelenärztlich behandeln 
lassen, wenn man mit einer unglücklichen 
Liebschaft schlecht fertig wird. Diese und 
ähnliche Ansinnen werden heute jedoch 
zweifellos schon an die Sozialversiche
rungsträger gestellt", (S. 26). Die Neurose £ )  , 

erscheint als Unart, als Marotte, besten- ™ 
falls als Seelenzustand, der nicht der Hei
lung, sondern des Heils bedürftig ist, für 
das der Seelsorger, nicht der Arzt zuständig 
ist. Verliert die Neurose den Krankheits
charakter und wird ihre Kur durch den Prie
ster empfohlen, so kann der Arzt im günstig
sten Falle die Rolle eines Amateurseelsor
gers spielen. Daß die Psychosomatik, auch 
wenn sie ernst genommen wird, die Regres
sion auf vorbürgerliche Ideologien moti
vieren kann, zeigt der Ausspruch Franz 
Büchners: „Die Mitwirkung an der uns auf
gelegten Heimholung der Natur in den 
Raum der Frömmigkeit und damit der 
Menschlichkeit möge in der Zukunft nicht 
der geringste Beitrag der modernen Medi
zin zu einem Bilde vom Menschen sein"
(Franz Büchner, Von der Größe und Ge
fährdung der modernen Medizin, S. 29).

Trotz priesterlicher Ambitionen graust 
es den Psychiatrieordinarien bei dem Ge
danken, daß ihre Amateurbeichtvatertätig- 
keit sich zu einer leibhaftigen Psychothera- m )  

pie entwickeln könnte. .. wir machen uns 
zugleich unwillkürlich mitschuldig an einer 
unverkennbaren Verhätschelung und einem 
übersteigerten Wichtignehmen neuroti
scher Entgleisungen und tragen gerade zu 
dem bei, was wir verhüten wollen, daß sie 
sich nämlich nicht mehr von echten Krank
heiten unterscheiden" (Weitbrecht, S. 27).
Aber das ist nicht zu befürchten. Solange 
die Ordinarienuniversität samt ihren Ma
fiosipraktiken noch in Blüte steht, haben die 
30 bis 50 % der psychosomatisch Kranken 
nichts zu befürchten, und solange das kapi
talistische System an der Verschleierung sei
ner Widersprüche und Konflikte interessiert 
ist, wird es dem Machtkartell der Medizin
ordinarien kaum jemals an Unterstützung 
mangeln, wenn es darum geht, seine Grup
peninteressen durchzusetzen. Der giganti
schen Verdrängung psychoanalytischer 
Fragestellungen aus der Forschungspraxis 
entspricht die Verdrängung sozialer Wider
sprüche aus dem Bewußtsein der Menschen.
Die Reduktion von Krankheiten auf soma
tische Störungen und die Bagatellisierung



Die orthodoxe Psychatrie entlarvt frei
lich nichts. Das Bekenntnis zur Persönlich
keit ist leer und unverbindlich, und ihre 
Konturen werden in keiner Forschungspra
xis konkretisiert. Sie steht jenseits bestimm
ter gesellschaftlicher Konflikte. Krankheit 
wird zur unverstehbaren Sendung des 
Schicksals und der Vorsehung, wogegen alle 
Bemühungen des Verstehenwollens als Fre
vel und Hybris abqualifiziert werden. „Die 
Idee der durchgehenden sinnerhellenden 
tiefen psychologischer Interpretierbarkeit 
der Krankheiten' in ihrem hic et nunc ist 
eine gigantische Selbsttäuschung, ein ver
geblicher Versuch nämlich, Schicksal und 
Vorsehung in die psychologische Immanenz 
herabzuzwingen" (S. 12). Damit wird die 
Krankheit gegen jeden Bezug zur gesell
schaftlichen Realität abgedichtet und durch 
die Verbindung mit religiösen Ideologien 
zusätzlich geheiligt, so daß sie direkt und 
indirekt die gesellschaftlichen Bedingungen 
eine Heiligung erfahren. „Das heißt aber: 
Der Kranke steht mit jeder Krankheit in 
einem geheiligten Bezirk, und diesen Bezirk 
darf der Arzt nicht antasten, ja mehr noch, 
er sollte dem Kranken bewußt machen, daß 
er in diesem Bezirk leben muß und darf" 
(Buechner S. 44). Wirksame Denkverbote 
sorgen dafür, daß die Würde der von al
lem Konkreten entleerten Subjektivität nicht 
durch Konfrontation mit der miserablen 
Wirklichkeit zu Schaden komme.

Arno Müller

psychischer Leiden vernebelt die Tatsache, 
daß soziale Bedingungen zu Krankheits
quellen werden können. Niemand soll auf 
den Gedanken kommen, vom Krankheits
zustand des Individuums auf den Krank
heitszustand der Gesellschaft zu schließen. 

Konsequent entfaltet, könnte eine so-

Imatische Interpretation psychischer Störun
gen revolutionäre Konsequenzen haben, da 
sie geeignet ist, der Strafjustiz die Legitima
tionsbasis zu entziehen. Die Ordinarien sind 
aber nicht nur Wissenschaftler, sondern 
auch gute Bürger, die an der Erhaltung des 
Begriffs der Verantwortlichkeit interessiert 
sind. Die Ideologie vom freien, selbstver
antwortlichen Individium feiert gerade in 
den Kreisen fröhliche Urständ, die von psy
chogenen Krankheitsursachen nichts hören 
wollen. Prof. Bochnik, der in der Ablehnung 
der Psychoanalyse und der Hochschätzung 
somatischer Faktoren Prof. Weitbrecht in 
nichts nachsteht, sieht das so: „Je größer 
die Kraft der Person ist, desto weiter kann 
sie den Schwerpunkt von der Unfreiheit der 
Krankheit zur Freiheit verschieben." (Hand
wörterbuch der Kriminologie, S. 485). Die 
Würde des Menschen muß vor der Psycho
analyse gerettet werden. Für Weitbrecht 
wirkt die Psychoanalyse entwürdigend 
„...w e il sie die Persönlichkeit selbst durch 
eine nivellierende Haltung überlegenden 
Entlarvens zu entwerten droht und auf eine 
Handvoll tiefenpsychologischer Mechanis
men reduziert" (S. 54).

„Ok -  which one 
gets the kidney?"
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A r b e i t 

g e b e r  

a l s  A r z t
Heilen kostet Geld. Am Honorar findet 

der ärztliche Gleichheitsgrundsatz seine 
Grenzen. Dabei wird den meisten Medizi
nern gar nicht bewußt, daß diese Grenzen 
bestehen. Wie die Mächtigen in unserer Ge
sellschaft Heilung auffassen, soll im folgen
den dokumentiert werden.

Die Arbeitgeber haben neuerdings die 
Rehabilitation körperlich und geistig Be
hinderter „entdeckt". So beschäftigt sich das 
Organ der Bundesvereinigung der Arbeit
geber, „Der Arbeitgeber", in der Nummer 
vom 20. Oktober 1970 in einer Reihe von 
Artikeln mit der Notwendigkeit ihrer „Wie
dereingliederung in den Arbeitsprozeß". 
Zwar werden die ethischen Grundlagen un
serer Gesellschaftsordnung bemüht, „mit 
den ethischen Grundlagen unserer Gesell
schaftsordnung wäre es schlecht bestellt, 
wenn -  wie es häufig geschieht -  die Not
wendigkeit von Rehabilitationsmaßnahmen 
primär mit Rentabilitätsgesichtspunkten be
gründet wird" (Seite 853), jedoch ist anson
sten mehr von Rentabilität als von Ethik die 
Rede.

Waren bislang die Behinderten eine 
Gruppe, die nicht allzu sehr auffiel -  es ist 
zum Beispiel bezeichnend, daß wir bis 
heute über keine exakte Statistik ihrer Ge
samtzahl verfügen -  so nötigt der Arbeits
kräftemangel die Unternehmer zu Anstren
gungen, das Arbeitskräftepotential der Ver
sehrten soweit wie möglich auszuschöpfen. 
„Der Mangel an Arbeitskräften sollte dar
über hinaus ein Grund sein, jede Anstren
gung zu unternehmen, Verletzte und Er
krankte wieder in den Arbeitsprozeß einzu
gliedern" (854).

Daß sich die „Wiedereingliederung in 
das Erwerbsleben" bezahlt macht, zeigen 
die Erfahrungen in den USA. Howard Rusk, 
einer der Hauptinitiatoren der Rehabilita
tion in den USA, bezeichnete sie als die be
ste Kapitalinvestition des Staates. Dies do
kumentiert eine Untersuchung von C. Hoske 
über eine Gruppe von 64 000 Behinderten. 
Vor ihrer Rehabilitation betrug der Ge
samtverdienst -  soweit überhaupt gearbei
tet wurde -  16 Mill. Dollar. Danach 116 
Mill. Dollar. Betrugen die Gesamtkosten der 
Rehabilitation 22,1 Mill. Dollar, so beliefen 
sich die im ersten Jahr danach abgeführten 
Steuern auf 10,4 Mill. Dollar und bereits 
nach etwa 2 Jahren waren die Gesami- 
kosten gedeckt (Biaionski, Rehabilitation als 
Beitrag zur sozialen Sicherung, in: Rehabi
litation, Schriftenreihe der medizinisch-phar
mazeutischen Studiengesellschaft, Frankfurt 
1965, Seite 5, zit. nach Michael Regus, Das 
Krankenhaus im gesellschaftlichen Wider
spruch, in: Blätter für deutsche und inter
nationale Politik, Oktober 1970). Solche Er
folge' machen die Rehabilitation auch für 
deutsche Unternehmer interessant, und so 
plädieren sie dafür, .. daß jeder arbeits
willige Mensch schlechthin wieder in den 
Arbeitsprozeß eingegliedert wird" (839). 
Dies fällt um so leichter, als die angespannte 
Lage auf dem Arbeitsmarkt die Einbezie
hung aller, auch nur einigermaßen arbeits
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fähigen Individuen erfordert. „Indem die 
Gemeinschaft die Wiedereingliederung Be
hinderter in Arbeit, Beruf und Gesellschaft 
betreibt, leistet sie indessen nicht nur un
eigennützige Hilfe, sondern besorgt zugleich 
ein eigenes Geschäft. Denn in einer Zeit 
der ständig fortschreitenden Verteuerung 
des Produktionsfaktors Arbeit erscheinen 
Rehabilitationsmaßnahmen auch unter wirt
schaftlichem Gesichtspunkt notwendig und 
sinnvoll. Vergegenwärtigt man sich, daß die 
Zahl der Behinderten in der Bundesrepublik 
rund vier Millionen beträgt, dann wird 
deutlich, welche Kräfte hier ohne Rehabili
tationsmaßnahmen zum Schaden der Volks
wirtschaft brachliegen würden" (839).

In erster Linie kommt es den Unterneh
mern darauf an, „ . . .  daß der Behinderte 
in möglichst großem Umfang am Gemein
schaftsleben, also in erster Linie am Er
werbsleben wieder teilnehmen kann." Ge
genüber diesem hehren Ziel sind andere 
Zielsetzungen von sekundärer Bedeutung. 
„In der modernen Rehabilitation müssen da
gegen alle Überlegungen von vornherein 
auf das Ziel gerichtet sein, den Menschen 
nicht zu heilen, sondern ihn Irotz einer ver
bleibenden Behinderung mit allen geeigne
ten Mitteln wieder in das Erwerbsleben zu
rückzuführen" (841). Daß es sich bei den 
humanitären Beteuerungen zum Thema Re
habilitation um ideologische Verzierungen 
an einem harten Kern von Profitinteressen 
handelt, wird weiter deutlich, wenn man die 
Aufmerksamkeit auf das Durchschnittsalter 
der Rehabilitanden lenkt, die einer Berufs
ausbildung für wieder würdig befunden 
werden. „Die Statistik besagt, daß das 
durchschnittliche Alter der Rehabilitanden, 
die von der Rentenversicherung einer Be
rufsausbildung zugeführt werden, 35 Jahre 
beträgt" (842). Rehabilitation ist nur dann 
für die Unternehmer interessant, wenn die 
Rehabilitanden jung genug sind und noch 
etwas einbringen. Für die amerikanischen 
und deutschen Unternehmer ist die Rehabi
litation Behinderter interessant, obgleich je
nen die Reservearmee der Farbigen und 
diesen die der Gastarbeiter zur Verfügung 
stehen, weil es sich bei ihnen um relativ qua
lifizierte und hoch motivierte Arbeitskräfte 
handelt. Wie es um Hilfe bestellt ist, wenn 
ein solcher Anreiz fehlt, zeigt die Lage der 
geistig und körperlich behinderten Kinder. 
Von ungefähr 83 000 geistig behinderten 
Kindern können in̂  den ca. 700 Einrichtun
gen der Bundesrepublik nur etwa 33 000 
betreut werden. Der Rest ist ohne Hilfe 
(BG Medizin Tübingen, Therapie gleich Re
produktion der Arbeitskraft, SR 29, zit. nach 
Regus). Ähnlich miserabel ist es um Fach
kliniken für körperlich schwer behinderte 
Kinder bestellt. Fehlen doch allein in Ba
den-Württemberg ungefähr 1000 . bis 1500 
orthopädische Betten und betragen die 
Wartezeiten ein, in Tübingen über zwei 
Jahre (SR 29...).

Eine zentral geplante und gelenkte Re
habilitation durch den Staat entsprechend 
dem Vorschlag der Gewerkschaften könnte

Ungerechtigkeiten durch die bisherige Koo
peration von Unternehmern und Anstalten 
abschaffen. Wieder einmal sind heiligste 
Güter in Gefahr. „Nichts wird dagegen 
durch Gleichmacherei erreicht. Sie würde 
geschichtlich Gewachsenes und Bewährtes 
zerstören." Sie würde freilich geschichtlich 
gewachsene und bewährte Profitinteressen 
zerstören. Auch hier muß der freie Wett
bewerb triumphieren. Eine Bundesanstalt 
für Rehabilitation „würde den gesunden 
Leistungswettberb zwischen den einzelnen 
Rehabilitierungsträgern, der heute besteht, 
beseitigen und die Quellen langjähriger Er
fahrungen versiegen lassen" (840). Um die 
Quellen langjähriger Ideologie und deren 
Folgen versiegen zu lassen, müssen die Me
diziner ihre Ideologie von der faktischen 
Behandlungsgleichheit aufgeben und sich
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Z w e i t e  

HfG 
d e r  B R D

Die von Dr. Leisegang im 
diskus 2 veröffentlichten 
Bemerkungen „Zum Thema: 
Hochschule für Gestaltung -  
Offenbach" waren nicht ohne 
die wohl beabsichtigten 
Auswirkungen einer Provokation 
geblieben. Der Text war sofort 
vergriffen, ein teach-in folgte, 
das in heftigsten Vorwürfen 
gegen die Urheber der 
Offenbacher Misere gipfelte, 
dann verwaschene Berichte der 
Presse und, wie das so üblich 
ist, eine fade Richtigstellung 
des D. C. Döpfner, deren 
eingeübte
Rechtfertigungsphrasen nur 
allzu deutlich durchscheinen 
ließen, wie unhaltbar seine 
Position inzwischen geworden 
ist.
Eingangs seiner Ausführungen 
schreibt Dr. Leisegang, daß er 
sich im Verlauf seiner 
18monatigen Tätigkeit als 
Lehrbeauftragter darüber klar 
wurde, daß diese Anstalt den 
Titel Schule nicht verdiene, da 
sie der Wahrnehmung des in 
sie gesetzten Bildungsauftrags 
keinesfalls nachkomme und daß 
darüber hinaus der inzwischen 
erstapelte Titel „Hochschule 
für Gestaltung" ein 
Kriminaldelikt im Sinne des 
unerlaubten Führens 
akademischer Titel darstellt.
-  Nun, für gewöhnlich zeigt 
man ein kriminelles Delikt der 
zuständigen Behörde an, will 
man sich nicht der strafbaren 
Mitwisserschaft aussetzen. Doch 
am Diktat unserer 
Warengesellschaft, dem 
Erziehungswesen, setzt 
Strafverfolgung genau dann 
aus, wenn sie den höchsteigenen 
Widerspruch ihrer Bedingungen 
aufdecken sollte. Da kann es 
dann möglich sein, wie Dr. 
Leisegang weiter ausführt, daß 
„dieselbe Lehrerschaft, welche 
bereits die Werkkunstschule zur 
Zufluchtsstätte ihrer eigenen 
überholtheit, gleichsam zum 
Altersheim für ausgediente 
Gestaltungsmethoden 
degradierte, ihre soziale 
Irrelevanz nun im Lichte der 
HfG sonnt". -  All dies wußte . 
Dr. Leisegang, als ein 
Wissenschaftler von einiger 
Dignität, schon seit langem.
Doch spätestens, als er die 
Stellung eines Dozenten für 
Graphik-Methodologie 
ablehnte, weil er Bedingungen 
vorfand, unter denen kein 
verantwortungsbewußter

v o r  d e r  

S c h l i e 

ß u n g ?

Wissenschaftler je hätte , 
arbeiten können, mußte el̂  
genau auf diese Bedingungen 
in aller Öffentlichkeit 
hinweisen^enn nicht gar bei 
den zuständigen Behörden 
vorstellig werden.
Was hielt ihn davon ab, etwa 
jene fatale Auffassung von 
Humanität, die den längst 
überflüssig gewordenen 
Dozenten ihr selbstgezimmertes 
Altenheim vor dem 
berechtigten Anspruch der 
Studenten auf eine qualifizierte 
Ausbildung schützen will, oder 
jene Ängstlichkeit vor dem 
Verdacht politischer 
Konspiration mit einer 
sozialistisch orientierten 
Basisgruppe der Offenbacher 
Studentenschaft? Aber von dort 
drohte niemals Gefahr, da sich 
die Situation der 
Werkkunstschule in ihrem Kern 
wesentlich von der anderer 
Schulen unterschied. Denn 
waren Demokratisierung und 
Politisierung auch notwendig 
begleitende Bedingungen des 
Emanzipationsbestrebens der 
Offenbacher Studentenschaft, 
so machten nicht jene dessen 
Hauptmerkmal aus, sondern das 
Ringen um eine Ausbildung, 
die den dort vorherrschenden 
Standpunkt der 
Theorielosigkeit überwinden 
und den Anschluß an einen 
wenigstens trivialen Stand von 
Technologie und Gesellschaft 
finden sollte. Daß die 
Studenten diesen Anschluß in 
der Eingliederung in das 
bestehende Hochschulsystem 
sahen und dafür arbeiteten, ist 
aus ihrem Bedürfnis auf 
Emanzipation nur allzu 
verständlich. Daß diese 
Projektion unter den 
gegebenen Bedingungen zum 
Scheitern verurteilt war, hatte 
Dr. Leisegang mit Sicherheit 
als Motiv seinem Rückzug 
unterlegt. Dabei vergaß er 
jedoch das Räsonieren, und so 
kann sich jene wesentliche 
Differenz, durch eine 
gleichmacherische Presse 
begünstigt, noch immer hinter 
dem Deckmantel politischer 
Diskussion verbergen. Das 
Thema „HfG Offenbach" 
gehört nicht auf das Podium 
politischer Ausrichtung, 
sondern vor einen 
Untersuchungsausschuß des 
Kultusministeriums oder gar vor 
den Staatsanwalt, auch dann, 
wenn der Hintergrund dieser

Forderung ein ausgesprochen 
politischer ist. Denn das, was 
sich in den letzten Jahren an 
der WKSO ereignete, läuft 
sogar einer Gesellschaft wie 
dieser, die die Veruntreuung 
von Lohngeldern mit Zuchthaus 
bestraft, aufs ärgste zuwider. 
Hier wurden unter anderem 
Gelder einer Öffentlichkeit 
durch Dozenten, die nicht in 
der Lage sind, ihren eigenen 
Bildungsauftrag, geschweige 
denn den der Schule zu 
formulieren, dergestalt 
veruntreut, daß die 
Absolventen dieser Schule das 
in sie investierte Kapital 
niemals in dem Sinne wieder 
einbringen werden, wie es 
ihnen zugedacht war, nämlich 
einmal zukünftige Bedürfnisse 
dieser Öffentlichkeit oder gar 
die eigenen befriedigen zu 
können. Daß diese Dozenten 
heute ihre hoffnungslose 
Unbedarftheit noch immer 
hinter der Ausrede 
bildungspolitischer Diskussion 
verstecken können, anstatt sich 
den ihnen vorgestellten 
Beamten des Kultusministeriums 
verantworten zu müssen, 
verdanken wir dem 
kleinbürgerlich blinden 
Kulturbedürfnis der 
Offenbacher Stadtverwaltung, 
einem durch politische 
Balanceakte verunsicherten 
Kultusminister und nicht 
zuletzt Dr. Leisegang, der als 
einer der wenigen in der Lage 
gewesen wäre, all diese 
Vorgänge ins rechte Licht zu 
rücken.
Doch könnten wir sein 
Versäumnis, eingedenk seiner 
inzwischen erfolgten 
Darstellung der Verhältnisse, 
noch hinnehmen, würde er nicht 
wieder in denselben Fehler, 
nämlich das zu verschweigen, 
was gesagt werden muß, 
verfallen. -  Am Schluß seiner 
Ausführungen schreibt er: „In 
Anbetracht dieser, jederzeit 
überprüfbaren Tatbestände 
kann man jener Anstalt nur 
wünschen, daß sie sich mit den 
Jahren selbst zu dem 
hochgestalten möge, was sie 
den Studierenden im Namen 
den sie trägt verspricht." -  
War sein früheres Verhalten 
von Ängstlichkeit geprägt, so 
hat sich dem inzwischen ein 
gesunder Zynismus 
hinzugesellt, der so tut, als ob 
diese Anstalt jemals in der 
Lage sei, das zu verwirklichen,

was sie einmal intendiert hatte, 
nämlich die HfG. Glaubt er 
denn im Ernst einem in 
Verwesung geratenem 
Leichnam noch mit 
Provokation aufhelfen zu 
können, anstatt ihn durch einen 
öffentlichen Aufruf den 
verantwortlichen Behörden zu 
übergeben? Nein, diese Schule 
verdient, so wie sie ist, weder 
das Prädikat Hochschule, noch 
das einer Schule überhaupt und 
sollte sofort geschlossen 
werden. Denn um das zu 
umgehen, müßte nicht nur die 
Frage nach ihrer Autonomie 
geklärt werden, sondern auch 
ein Minimalprogramm 
durchgeführt werden, das 
wenigstens einer 
vorübergehenden 
Existenzberechtigung 
entspräche.
Ein solches Minimalprogramm 
müßte die sofortige 
Entlassung von etwa 10 
Dozenten und deren 
Ersetzung durch, für das 
Programm der Gestaltung 
qualifizierte, wissenschaftliche 
Mitarbeiter, Theoretiker und 
Spitzenpraktiker der 
Wirtschaft und Industrie; die 
Schließung längst überflüssiger 
Abteilungen und Werkstätten, 
wie Keramik, Stoffdruck- 
Weberei, Baumalerei, 
Schriftsetzerei, Buchbinderei 
(alles Sparten, die ihrer 
vorgegebenen Struktur nach 
frühindustriellen 
Produktionsweisen entsprechen, 
sich aber hinter neuen Namen 
dem Zugriff notwendiger 
Veränderung zu entziehen 
trachten, z. B. „Baumalerei" 
gestern -  „Intermedia" heute). 
Dies durchzuführen, ebenso wie 
die endgültige Formulierung des 
Modells der Gestalttheorie und 
seine didaktische Umsetzung 
zum Lehrprogramm der HfG, 
müßte der Hochschulausschuß 
sofort seine Arbeit aufnehmen. 
Deren Effizienz wird aber 
wesentlich davon abhängig 
sein, in welchem Unfang sich 
das Kultusministerium zu 
finanziellen Aufwendungen 
bereit erklärt.
Sollte dieses Minimalprogramm 
nicht durchgeführt werden, die 
Schule selbst aber noch 
weiterexistieren, so wäre keine 
Provokation mehr geeignet, 
sondern die Verfügung einer 
einstweiligen Schließung der 
HfG das einzig Richtige.

Peter Becht

37



F o r s c h e n d e s  

L e r n e n  -  

A l t e r n a t i v e

K r i t i k  d e r  h e r 

k ö m m l i c h e n  L e h r e
Jede Reform innerhalb der Universi

tätsorganisation wird erfolglos bleiben, 
wenn die Universität nicht ein neues Ver
hältnis zur Forschung und Lehre findet. Dar
aus folgen Konsequenzen für die Neuge
staltung des Studiums. Die Ziele der ge
genwärtigen Ausbildung erschöpfen sich 
vielfach darin, Kenntnisse und Techniken 
an die Lernenden zu übermitteln. Es wird 
ein gewisses Quantum an Wissen angebo- 
ten. Der Erfolg der Ausbildung ist erreicht, 
wenn der Lernende einen bestimmten Pro
zentsatz des Quantums nachweisen kann.

Nun bedeutet aber wissenschaftliche 
Ausbildung Teilnahme an der Wissen
schaft. Wissenschaft ist zu verstehen als 
systematisches Aufsuchen neuer Erkennt
nisse, d. h. als dynamischer Prozeß der For
schung, nicht statischer Besitz von Wissen 
und Fertigkeiten. Das Ziel jeder wissen
schaftlichen Ausbildung ist, die diesem Pro
zeß eigentümlichen Verhaltensweisen und 
Verfahren zu vermitteln. Als solche wären 
z. B. zu nennen: Autonomie,- Reflexion auf 
praktische Anwendung und gesellschaftliche 
Relevanz, Motivation, Kooperation und 
Kreativität. Diese Ziele gelten auch für die 
berufsbezogene wissenschaftliche Ausbil
dung. Expansion des Wissens und Kom
plexion der Aufgaben machen diese Ver
haltensformen und Fähigkeiten für alle wis
senschaftlichen Berufe notwendig.

Wissenschaftliche Ausbildung muß so
mit immer Teilnahme am Forschungs- und 
Erkenntnisprozeß sein, mindestens aber 
Nachvollzug früherer Forschungsprozesse, 
nie jedoch bloße Übernahme („Einpauken") 
vorliegender Ergebnisse. Die Konzeption 
der Lehre muß somit von der Stofforientie
rung zur Orientierung nach Verhaltenswei
sen und Lernprozessen übergehen. Lernziel 
muß sein, innerhalb eines Lernprozesses 
wissenschaftliche Verhaltensweise zu er
zeugen, d. h. mit anderen Worten es muß 
das Forschen gelernt werden. Diese Ver
haltensweisen müssen schon vom Anfang 
des Studiums an geübt werden. Ein starres 
Nacheinander von Grundlagenvermittlung 
und Forschen ist nicht möglich. Erstens ten
dieren Grundkurse, in denen nur Grund
wissen vermittelt wird, leicht dazu, zum 
Selbstzweck zu werden. Die Studierenden 
fassen sie nicht mehr als integrierte Sy
steme auf und erlangen falsche Eindrücke 
von den späteren Aufgaben und Zielen ih
rer Wissenschaft. Es besteht die große Ge
fahr, daß viele Studenten Wissenschaft nur 
als Auswendiglernen von Fakten begreifen 
und sich damit begnügen. Zweitens sind die 
bei diesen Grundkursen vorherrschenden 
Lehrmethoden und Lernverfahren gänzlich 
verschieden von denen in Forschungspro
zessen. Die hierbei erzeugten Verhaltens
formen und Fähigkeiten bereiten also nicht 
auf die späteren Lernsituationen vor, son
dern verhindern eher deren Zugang. Eine 
dritte Auswirkung von einseitiger Wissens-
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z u r  g e g e n 

w ä r t i g e n  L e h r e  

a n  d e n

H o c h s c h u l e n
Vermittlung ist, daß sie eine Motivation an 
dem eigentlichen Problem verhindert und 
durch sachfremde (extrinsische) Motivation, 
z. B. durch Prüfungen und Scheine, ersetzt.

Deshalb muß auch das Grund- und 
Hilfswissen zumindest als Nachvollzug von 
Forschungsprozessen vermittelt werden.

Eine Trennung in ein Grundstudium, in 
dem ein gewisses Maß an Grundkenntnis
sen vermittelt wird und das möglicher
weise mit einem ersten berufsbildenden 
Examen abgeschlossen werden soll und in 
ein Aufbaustudium, in welchem dann (viel
leicht) geforscht werden darf, ist deshalb 
ausdrücklich abzulehnen.

Aus den bisherigen Überlegungen sind 
folgende Konsequenzen für eine neue 
Lehre abzuleiten:

1. Das Studium ist von Anfang an ganz 
oder mindestens teilweise in Forschungspro
zesse oder mindestens im Nachvollzug eines 
solchen durchzuführen.

2. Die für unentbehrlich befundenen 
Kenntnisse, Methoden und Fertigkeiten sind 
im Zusammenhang mit dem Forschungspro
zeß zu vermitteln, und zwar nur soweit, 
als sie zur Durchführung des Projektes je
weils erforderlich sind.

E i n e  A l t e r n a t i v e  

z u r  L e h r e  a n  

d e n  U n i v e r s i t ä t e n

Eine Alternative zum gegenwärtigen 
Zustand und damit einen Ausweg aus der 
Misere, in der die akademische Lehre heute 
steckt, vermag das Konzept „Forschendes 
Lernen" zu bieten, so wie es in ersten An
sätzen vom Ausschuß für Hochschuldidaktik 
der Bundesassistentenkonferenz (BAK) ent
wickelt worden ist.

Ausgangspunkt dieses Modells ist die 
Erkenntnis, daß die Lernprozesse bei den 
Studenten im Wege ihrer Beteiligung an 
Forschungsprozessen initiiert werden müs
sen. Am Anfang des Studiums müssen dies 
selbstverständlich einfache Prozesse sein, 
deren Komplexion später laufend zunimmt.

Unter Beachtung dieser Forderung kön
nen wir drei Formen des Lernprozesses un
terscheiden:

Forschendes Lernen als echte Forschung, 
d. h. Gewinnung von Erkenntnissen, die bis
her nicht vorhanden \varen. Das schließt das 
Risiko von Mißerfolgen und Enttäuschungen 
ein, wenn das Projekt fehlschlägt.

Genetisches Lernen als Nachvollzug 
von Forschungsprojekten der Vergangen
heit, deren Ergebnisse vorliegen, unter An
leitung von Tutoren, deren Informationsvor
sprung zur Steuerung der Gruppe ausreicht. 
Die Studenten erzielen hier lediglich sub
jektiv neue Erkenntnisse. Das Risiko des 
Scheiterns ist minimiert.

Kritisches Lernen als Durchführung von 
Forschungsprojekten unter Berücksichtigung 
der Zusammenhänge der speziellen wissen
schaftlichen Disziplin mit der Gesamtgesell

schaft, mit anderen Worten Beachtung ge
sellschaftlicher Implikationen der For
schungsergebnisse, wie es u. a. §6 HUG 
fordert.

F o r s c h e n d e s  L e r n e n

Zur Darstellung dieses Begriffes ist es 
zunächst notwendig, den Begriff „For
schung" zu definieren. Generell kann man 
darunter die Suche nach neuen Erkenntnis
sen in einer unbekannten Richtung in einem 
noch nicht strukturierten Erkenntnisgebiet 
verstehen. Ausgangspunkt ist bereits be
kanntes Erkenntnisterritorium. „Wissen
schaftliches Arbeiten" bedeutet demgegen
über Wissensvermehrung durch systemati
sches Vorgehen in einer bestimmten Rich
tung. Forschung umfaßt dabei mehrere 
Ebenen, und zwar wissenschaftstheoretische 
Untersuchung zulässiger Methoden, Wis
sensvermehrung und Anwendung dieses 
Wissens.

Forschendes Lernen hat, entsprechend 
dieser Definition, folgende Kennzeichen:

1. Selbständige Wahl des Forschungs
objektes

2. Entwicklung der Strategie (Metho
den) zur Erlangung von neuen Kenntnissen 
sen

3. Es besteht ein fast unbegrenztes Ri
siko, Irrtümer zu begehen und Umwege ein
zuschlagen

4. Überprüfung des Ergebnisses hin
sichtlich seiner Begrenzung und Abhängig
keit von Axiomen, Hypothesen und Metho
den

5. Darstellung des Prozesses, so daß er 
nachvollzogen werden kann.

Forschendes Lernen stellt also sehr hohe 
Anforderungen an die Studenten, und der 
Einwand, der hier an dieser Stelle beson
ders von Ordinarienseite kommen wird, ist 
der, daß man solche Prozesse ohne Grund
kenntnisse der speziellen Disziplin nicht 
durchführen kann. Diesem Einwand ist fo l
gendes entgegenzusetzen: Die Speicherung 
von instrumentalem und methodischem 
Grundwissen und das Einbringen solchen 
Wissens in Forschungsprojekte ist von Com
putern wesentlich effizienter durchzuführen 
als von Menschen. Vorstellbar ist, daß be
reits in naher Zukunft Computer mit Daten
fernausgabe an den Universitäten vorhan
den sind. Dann wird das aufwendige Pau
ken von Grundwissen überflüssig sein, vor
ausgesetzt, alle am Forschungsprozeß Be
teiligten haben Zugriff zu den gespeicher
ten Informationen.

Durch Anwendung von Forschendem 
Lernen verändert sich der Studienablauf 
also wie folgt: Wissensvermittlung -  Zwi
schenprüfung -  Wissensvermittlung -  Exa
men -  Forschen -  Promotion.

Bisher wird bis zum Examen lediglich 
Wissen vermittelt, forschen können nur die, 
die eine Dissertation anfertigen. Dem
gegenüber besteht bei einem Studium nach 
dem Prinzip Forschendes Lernen das Stu
dium in der Durchführung einer Vielzahl 
von Projekten.



Das Projekt 1 mit den Nebenprojekten 
11, 12 und 13 wird von Projektgruppen 
durchgeführt. Wissensvermittlung (WV) er
folgt nur insoweit, als es für das Projekt 
wichtig ist. WV ist dabei z. B. als Computer 
vorstellbar.

Die Schwierigkeiten des Forschenden 
Lernen sollen hier nicht bagatellisiert wer
den:

Es wird eine hohe intrinsische Motiva
tion zum Forschenden Lernen vorausgesetzt, 
die andererseits erst durch Forschendes 
Lernen entstehen soll, d. h. es liegt ein Zir
kel vor.

Das Problem der Bewertung von Lei
stungen der Gruppe legt es nahe, die An
erkennung von Gruppenleistungen und -di- 
plomarbeiten zu erwägen.

Das Risiko eines ziel- und ergebnislo- 
en Experimentierens ist beträchtlich. Do- 
enten oder Tutoren zur Anleitung solcher 

Projektgruppen müssen über erhebliche 
gruppendynamische Kenntnisse verfügen, 
um die geschilderten Risiken zu minimieren.

Trotz dieser Einschränkungen ist je
denfalls festzuhalten, daß hier erstmals eine 
klare Alternative aufgezeigt wird zur 
Überwindung der erstarrten Lehrformen.

G e n e t i s c h e s  L e r n e n

Zur Vermeidung des Hauptproblems, 
welches beim Forschenden Lernen auftre- 
ten kann, nämlich Frustration der Projekt
gruppenmitglieder durch Plan- und Ergeb
nislosigkeit des Projektes ist die Methode 
Genetisches Lernen denkbar. Hierbei wird 
ein Lernprozeß initiiert, in dem die Simula
tion von originären Forschungsprojekten 
durchgeführt wird durch Gruppen von Ler
nenden unter Anleitung eines Tutors, des
sen Informationsvorsprung auf dem speziel
len Gebiet des Projekts ein Scheitern ver
hindert. Die Lernenden legen also den ge
samten Weg, den die Forschung schon be
schritten hat, noch einmal zurück. Die Aus
wahl der so zu bearbeitenden Projekte kann 
rein nach didaktischen Prinzipien erfolgen, 
d. h. es werden die Projekte durchgeführt, 
die exemplarische Bedeutung für den Lern
prozeß haben.

Der Vorteil dieses Verfahrens ist, daß 
hier wahrscheinlich der Anstoß zur intrin
sischen Motivation erfolgt, so daß die Stu
denten später zum Forschenden Lernen 
übergehen können. Der Zirkel, von dem 
weiter oben die Rede war, kann also durch
brochen werden.

Nachteile dieses Prozesses sind, daß 
einmal die Autonomie und Selbstbestim
mung der Studenten analog dem gegen
wärtigen Zustand an der Hochschule ver
lorengehen, zum anderen der Projektleiter 
leicht in die Rolle des Dozenten (-► Vor
lesung) gedrängt werden kann.

K r i t i s c h e s  L e r n e n

Kritisches Lernen schließlich ist nicht 
als eine selbständige dritte Methode aka

demischen Lernens zu begreifen, sondern 
als übergreifendies Prinzip, welches bei al
len Formen akademischen Unterrichts zu 
beachten ist.
» Man versteht darunter die ständige Re

flexion auf die Grundfragen der Wis
senschaft und der gesellschaftlichen Impli
kation, die die Ergebnisse von Wissen
schaft haben. Kokret gesprochen bedeutet 
dies z. B., daß diejenigen, die die Atom
kernspaltung durchführten, auch über die 
möglichen und tatsächlichen Folgen der 
Bombe für die Menschheit sich hätten im 
klaren sein müssen. Diese Reflexionen sind 
sowohl bei Genetischem als auch Forschen
dem Lernen zu beachten.

F o l g e r u n g e n  f ü r  d e n  

S t u d i e n a u f b a u

Ein genauer Studienaufbau ist nur un
ter fachspezifischen Gesichtspunkten zu lö
sen, je nachdem wie die Forschungspro
zesse der jeweiligen Wissenschaft struktu
riert sind. Aus den bisherigen Überlegun
gen sind jedoch einige grundsätzliche Fol
gerungen abzuleiten:

1. Eine Trennung in Grund- und Haupt
studium ist abzulehnen. Die Lehre ist als Ein
heit von Forschen und Lernen zu begreifen.

2. In der ersten Phase des Studiums 
kann die Form des Genetischen Lernens 
dominieren, um die Risiken der Umwege 
und Fehlschläge in Forschungssituationen 
zu mindern. Aber auch hier ist ein gleiten
der Übergang zum Forschenden Lernen not
wendig.

3. Veranstaltungen des Kritischen Ler
nens müssen den gesamten Studienablauf

begleiten. Einführungsveranstaltungen für 
Studienanfänger haben nach den Zielen und 
dem Standort einer Wissenschaft zu fragen, 
um dem Studierenden eine Orientierung 
zu ermöglichen. Wissenschaftstheoretische 
Seminare zur Reflexion der jeweiligen wis
senschaftlichen Tätigkeit folgen in verschie
denen Schwierigkeitsgraden.

4. Die Arbeit, das Lernen, kann nur in 
Gruppen erfolgen. Nur hier ist die für die 
Lernprozesse notwendige Kommunikation 
und Kooperation zu erreichen. Nur hier ist 
eine intersubjektive Bestätigung und Kor
rektur der Ergebnisse möglich (feed back). 
Nur in der Gruppe ist auch die informa
tionelle Aufgabe sinnvoll zu lösen.

Die Anordnung des problembezogenen 
Unterrichts, die Abfolge von Problemen, 
kann entweder so organisiert sein, daß eine 
Stufung der Probleme nach ihrer Schwierig
keit erfolgt oder daß die Probleme in Form 
einer konzentrischen Spirale ablaufen, d. h. 
dasselbe Problem wird in immer komplexe
ren Verbindungen verfolgt. Gleichrangige 
Probleme aus verschiedenen Sektoren er
möglichen, die Breite des Fachgebietes zu 
erfassen (exemplarisches Lernen).

Abschließend kann gesagt werden, daß 
der hier skizzierte Weg zu einer Reform der 
Lehre als Hauptziel die Ausbildung der 
Studenten hat, in der Weise, daß sie das 
Lernen lernen. Durch die ständig geringer 
werdende Halbwertszeit des Wissens wer
den statische Kenntnisse beschleunigt ver
alten, so daß es in Zukunft immer wichtiger 
werden wird, zu wissen, wie man Erkennt
nisse erarbeitet, nicht, welche Kenntnisse 
man auswendig gelernt hat.

Hans P. Kühn
Klaus M. Seebach
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H e s s e n - W a h l :  

D e r  S i e g  d e r  

r a d i k a l e n  

M i t t e
Daß eine Bonner Machtübernahme 

durch CDU und CSU, also durch die CSU, 
nun so bald nicht stattfinden wird, ist ein 
Ergebnis der Hessenwahl. Aber ist der 
Preis, der im Moment für die aufgeklärte 
Politik von Brandt und Scheel gegenüber 
den sozialistischen Ländern gezahlt wird, 
nicht zu hoch? Schon jetzt ist die Bonner 
Koalition über die Ostpolitik hinaus hand
lungsunfähig. Der kleinste gemeinsame 
Nenner zwischen einer in ihrem Selbst
bewußtsein und ihrem industriellen Spen
denaufkommen gestärkten FDP und der 
„Godesberger" Spitze der SPD ist, was die 
Innenpolitik angeht, die technische Perfek
tionierung der Verwaltung des Bestehenden. 
Jene „Inneren Reformen", die man mit dem 
Bewußtsein der Wähler, das man deshalb 
nicht antastet, weil man von ihm wiederge
wählt werden will, allenfalls machen könnte, 
genügen nicht, um die Problemkumulatio
nen der spätkapitalistischen Industriegesell
schaft auch nur technokratisch in den Griff 
zu bekommen. Sie können überdies mit 
Leichtigkeit von reaktionären Flügeln des 
westdeutschen Kapitals boykottiert und sa
botiert werden. Das klassische Dokument 
solcher Konterstrategien ist das vom SPIE
GEL veröffentlichte Flick-Protokoll: Preis
steigerungen muß man machen, das Poten
tial von rechtsaußen in Bewegung halten, 
Springer an die Front werfen. In den letz
ten beiden Jahren vor dent nächsten Bun
destagswahlen, wenn die außenpolitischen 
Restposten verarbeitet sein werden, wird 
eine in sich zerstrittene und dennoch auf 
Gedeih und Verderb verbundene Regie
rung nichts mehr vorzuweisen haben. Es ist 
denkbar, daß 1973 die nationalkonservative 
Rechte legal an die Macht kommt.

Andererseits könnte die Hessenwahl 
in mancher Hinsicht ein Modell über 1973 
hinaus darstellen, wenn die Industrie die 
Chancen erkennt, die sich für sie abzeich
nen. Zum ersten Mal hat die SPD ihren 
kleinen bürgerlichen Partner durch Über
lassung von Stimmen am Leben gehalten. 
Es ist nicht auszuschließen, daß die heutige 
SPD-Spitze nicht daran denkt, 1973 eine 
absolute Mehrheit zu erhalten. Es kann sein, 
daß Wehner dies für unmöglich hält. Es 
kann auch sein, daß man sich darauf ein
stellt, das Ausspielen von Koalitionsrück
sichten gegen die radikale Artikulation so
zialistischer Programme in der eigenen Par
tei zur dauernden Übung zu machen. Ge
langen trotz aller Vorsichtsmaßnahmen 
linke Opponenten in den Bundestag oder 
in die Landtage, dann braucht man auf sie 
keine Rücksicht mehr zu nehmen, weil der 
Partner die Mehrheit unter allen Umständen 
wieder auffüllen wird. Hier ist „Hessen 
vorn": die rechte Parteimehrheit steht der 
FDP weit näher als den Jungsozialisten. 
Wenn es gelingt, nur einen kleinen Teil 
bürgerlicher Wähler -  junge BMW-Fahrer 
mit Eigenheim im Grünen und karrierever
dächtiger Position im middle management 
-  von der nationalkonservativen Rechten 
abzuziehen und die FDP auf diese Basis zu
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setzen, dann ist die Bonner und künftige 
Wiesbadener Koalition das Modell der 
siebziger Jahre. Es regiert die stromlinien
förmig getrimmte und mit Popfarben be
malte, angepaßte und selbstbewußte -  
Mitte.

Dies wird sich in Hessen in Kürze er
weisen. Der Unterschied zwischen einer in 
ihren Intentionen mindestens bei ihren en
gagierten Verfechtern „reformerisch" ge
meinten Hochschulpolitik und der Hoch
schulpolitik von Rüegg und Karry wird dann 
wohl endlich auch denjenigen klarwerden, 
die bisher eins vom andern nicht unter
scheiden wollten und denen es nicht plausi
bel zu machen war, daß für die Realisie
rung der progressiven Gehalte der noch 
geltenden Gesetze man in Gottes Namen 
auch mit der SPD sich abgeben mußte. Best 
und Rüegg sind sich jedenfalls einig, die 
Linken an der Universität nicht; Karry weiß, 
auf wen er sich an den Universitäten stüt
zen kann -  Friedeburgs potentielle Verbün
dete schreiben jeden Tag eine neue „Platt
form" über was weiß ich alles. Das Modell 
Wiesbaden/Bonn, nimmt man es zusammen 
mit dem Zustand der linken Opposition all
gemein, läßt uns ahnen, da13 die Hoffnun
gen auch nur auf kleine Schritte sehr bald 
am Ende sein könnten.

Dies gilt um so mehr, als die hessische 
Landtagswahl, nimmt man alles zusammen, 
eine empfindliche Niederlage der innerpar
teilichen Linken war. Daß die Mehrheits
sozialdemokraten künftig in den innerpar
teilichen Machtkämpfen erheblich leichteres 
Spiel haben werden, ist nur ein Aspekt der 
Sache. Wichtiger ist, daß die Strategie der 
Jungsozialisten insgesamt problematisiert 
wurde. Eine innerparteiliche Linke, die die 
Macht in der Partei nicht übernehmen kann, 
wird auf die Dauer zum Alibi der reaktio
nären Mitte. Das haben die Jungsozialisten 
gewußt und einkalkuliert. Aber haben sie 
auch darüber nachgedacht, was passiert, 
wenn sie die Macht trotz allem doch über
nehmen sollten? Man kann vielleicht die 
Partei übernehmen -  aber um welchen 
Preis? Es scheint, als zeichne sich eine be- 
stürzende Perspektive ab: entweder man 
benutzt die Partei als Instrument einer ra
dikalen Veränderungspolitik und fällt zu
rück in das Ghetto der 30 Prozent, oder 
man macht die Politik derjenigen, die man 
aus ihren Posten verjagt hat -  und kann 
dann die Regierung stellen. Was fängt man 
an mit einer Partei, deren ehernes Erfolgs
kriterium der Sieg im Wahlkampf ist? Wie 
soll eine Partei jene Prozesse der Bewußt
seinsveränderung initiieren, die man 
braucht, um den Wohnungsmarkt zu sozia
lisieren?

Die Rolle der Jungsozialisten im Wahl
kampf war kläglich. Ihr Schwanken zwi
schen taktischer Anpassung an die Partei
linie und autonomer Artikulation sozialisti
scher Forderungen mag zum Teil persönli
ches Versagen einzelner Kandidaten sein -  
im Prinzip aber ist es in das Parteiensystem 
eingebaut. Die Gesamt-SPD kann jederzeit 
durch Verweis auf die sozialistischen Be
strebungen in den eigenen Reihen dem 
Kleinbürger unheimlich gemacht werden; 
ihre Führung ist weder bereit noch in der 
Lage, sich gegen Dreggers Interpretation 
jungsozialistischer Politik zur Wehr zu set
zen; die kandidierenden Linken müssen 
fürchten, in korrigierenden Selbstdarstellun
gen die Differenz zur Parteimehrheit, de
ren supportförderndes Image man für be
stimmte Wählergruppen immer noch 
braucht, zu deutlich werden zu lassen. So

interpretiert die Rechte das Programm der 
Linken, und diese kann sich nicht richtig 
wehren. Das Ergebnis ist fatal: kandidie
rende Linke werden dort, wo die Mehr- 
heits-SPD Fehler gemacht hat, von den 
Wählern mit dieser über einen Kamm ge
schoren, weil es ihnen nicht gelingt, den 
Unterschied, auf den es ankäme, klarzuma
chen. Paradebeispiel ist der Wahlausgang 
im Westend. Der eigentumsbejahende Rich
ter Pulch (FDP) erhält 25 % der Stimmen, 
Karsten Voigt genauso viel, die CDU den 
Rest. Wo anders als im Westend aber sol
len sozialistische Forderungen ankommen, 
wenn sie überhaupt noch irgendwo ankom- 
nen sollen? Der Identifikation der Linken 
mit der Mehrheitssozialdemokratie dort, wo 
es Rechnungen mit letzterer zu begleichen 
gibt, folgt anderen Ortes die Identifikation 
der Mehrheits-SPD mit den Linken. Der 
Bürgermeister von Klein-Auheim, sagt die 
CDU den verschreckten Dörflern, mag ja 
ein netter Mann sein, aber die Macht in 
der SPD hat längst der Voigt. Beide Iden
tifikationen kosten Stimmen -  vielleicht, 
weil in beiden Fällen die Linke außerstande 
ist, ihre Ziele uneingeschränkt und selbstän
dig zu vertreten. Und daß dies Stimmen 
kostet, wird natürlich der Linken allein an
gerechnet: das Erfolgskriterium von Par
teien sind Wahlen. So reinigt das System 
sich selbst. Der besonnene Wähler g ib ^ . 
dem besonnenen Sozialdemokraten einepP* 
Wink; so schnell wird der keinen Linken^ 
mehr nominieren.

Es wäre zu einfach, jetzt schlicht „zu
rück zur Basis" zu rufen. Eine außerparla
mentarische Opposition kann man nicht 
„machen" -  insbesondere dann nicht, wenn 
die Linke in unzählige Grüppchen und Sek
ten zersplittert ist und allen Ernstes heute 
den Aufbau der „mächtigen Kampforgani
sation des Proletariats", der „Roten Ar
mee" usw., usw., nicht nur diskutiert, son
dern hundertzwanzigmal schon begonnen 
hat. Anscheinend gibt es nichts Besseres zu 
tun, als in der trauten Studierstube Prole
tariat und Massenbewegung zu spielen. Daß 
die allgemeine Ziellosigkeit der außerpar
lamentarischen Linken die Jungsoziali
sten mindestens ebenso schwächt wie Fehl
schläge in Wahlen, ist klar, dann aber wird 
die zunehmende Dogmatisierung der Lin
ken, ihre wachsende resignative Borniert
heit auch auf die Jungsozialisten übergrei
fen; schließlich sind Orthodoxien nichts a r^  
deres als Reaktionsbildungen bei Mißerfi^P/ 
gen. Man kann sich eine Spaltung der' 
Jungsozialisten denken: die eine Hälfte 
wandert ab in die management-Positionen 
der technokratisch beherrschten Gesell
schaft; die andere in den linken Unter
grund. Beides sieht nicht sehr ermutigend 
aus.

Die hessische Landtagswahl war ein 
Sieg der Mitte. Einer neuen Mitte, die auf 
ein progressives Image setzt, „moderne" 
Bürger ebenso bindet wie konzertierte Ar
beiter; einer Mitte, „fortschrittlich", „nüch
tern", „ohne Ideologie", aufgeschlossen für 
die gemeinsame Zukunft und ohne unnütze 
Utopien und Illusionen. Ihre Chancen sind 
groß; selbst der Abfall der linken Subkul
tur kann von ihr kulturindustriell und bei 
Wahlkämpfen noch verarbeitet werden. 
Die FDP für den höheren Angestellten mit 
Fachschulausbildung und elegantem Zwei
reiher, die SPD für den zufriedenen Fach
arbeiter, Bausparer, Neckermann-Reisen- 
den, Stern-Leser -  sie wollen das moderne 
Deutschland, aber Experimente wollen sie 
immer noch nicht. Wolfgang Streeck



Dieses Bild zeigt eine 
Zahnbohrmaschine älteren 
Baujahrs mit Pedalantrieb. Sie 
wurde von Herrn Professor 
von Reckow bis zur Pensio
nierung vor zwei Jahren in 
seiner Privatpraxis an 
Lebenden verwendet. Prof, 
v. Reckow, damaliger Direktor 
des Carolinum (Universitäts
zahnklinik), vermochte so - 
knorrig das Pedal tretend 
und mit von ostelbischer 
Individualethik getragener 
Präzision - einige Privilegien 
von Privatpatienten wett
zumachen, indem er mit 
Hinweis auf Solidität und 
Behutsamkeit einfach bohrte.

Als wahre Reckow-Anek- 
dote ist neben der peda- 

^ fak tu re llen  Bohrerei zu
berichten, daß der Professor 
zuweilen zu seiner Vor
lesung, die der Oberarzt für 
ihn hielt, erschien, um an 
nach Zufallsprinzip aus der 
Menge gegriffenen Studenten 
das Finden und Beheben von 
Zahnschäden zu demon
strieren. Damen wurden aus 
Courtoisie geschont. Doch 
sie trauten den Auswahl
kriterien nicht und setzten 
sich meist vorsorglich in die 
hinteren Reihen des Saals. 
Vielleicht sah man auch von 

Ä d o rt aus das Zittern der 
w hochbetagten professoralen 

Hände nicht so genau.

Die Redaktion des 
„diskus" hat Zweifel, ob 
durch das Revirement in der 
Leitung des Carolinum die 
erheblichen Modernitäts
defizite behoben worden sind 
oder werden können. Sie 
möchte anekdotisch Anreiz 
zu Berichten aus diesem 
wichtigen Bereich geben.
Sie bekennt sich schuldig, die 
Zahnmedizin als Anhängsel 
der Medizin betrachtet und 
ihr nicht rechtzeitig ge
bührende Aufmerksamkeit 
gewidmet zu haben.
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no no no no no no no no nine ten eleven twelve thirteen fourteen

(NEVERTHELESS)

ONE TWO THREE FOUR FIVE SIX SEVEN EIGHT NINE TEN ELEVEN TWELVE THIRTEEN FOURTEEN

one two three four five six seven eight nine ten eleven twelve thirteen fourteen fifteen sixteen seventeen eighteen 
nineteen twenty twentyone twentytwo twentythree twentyfour twentyfive twentysix etc.

(NYMPHOMANIA)
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(IN THE SHOWER-BATH)

ELEVEN TWELVE THIRTEEN FOURTEEN
ONE TWO THREE FOUR FIVE SIX SEVEN EIGHT NINE TEN

one two three four five six seven eight nine ten eleven twelve thirteen fourteen
(SAFETY FIRST)

(LONG MARRIED COUNTING NOT NECESSARY)


